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AMTLICHER   TEIL 
 

ÖFFENTLICHE    BEKANNTMACHUNGEN  
 

Bekanntmachung 
der Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen zur 

Wahl der Gemeinderatsmitglieder 
 

1. In der  Gemeinde Unstruttal  
sind am 25. Mai 2014  16 Gemeinderatsmitglieder zu wählen. 

 
Zum Gemeinderatsmitglied sind nur Wahlberechtigte im Sinne der §§ 1 und 2 
ThürKWG wählbar. Deutsche und Personen, die die Staatsangehörigkeit eines 
anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen, sind wahlberechtigt, wenn 
sie am Tag der Wahl das 18. Lebensjahr vollendet haben, nicht vom Wahlrecht 
ausgeschlossen sind (§ 2 ThürKWG) und seit mindestens drei Monaten ihren 
Aufenthalt in der Gemeinde haben; der Aufenthalt in der Gemeinde wird vermutet, 
wenn die Person in der Gemeinde gemeldet ist. Bei mehreren Wohnungen ist die 
Hauptwohnung im Sinne des Melderechts maßgebend (§§ 1 Abs. 1, 12 Abs. 1 
ThürKWG).  
Mitgliedsstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesrepublik 
Deutschland: 
Belgien, Bulgarien, Dänemark, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, 
Großbritannien, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, 
Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Spanien, 
Tschechische Republik, Ungarn und Zypern. 
Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen 
einer vorsätzlichen Straftat in Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung befindet (§ 12 
ThürKWG).  
 

1.1 Für die Wahl der Gemeinderatsmitglieder können Wahlvorschläge von Parteien im 
Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes oder von Wählergruppen aufgestellt 
werden.  
Zur Einreichung von Wahlvorschlägen wird hiermit aufgefordert.  

 Jede Partei oder jede Wählergruppe kann nur einen Wahlvorschlag einreichen. Ein 
Wahlvorschlag darf höchstens 32 Bewerber enthalten.  

 Die Bewerber sind in erkennbarer Reihenfolge unter Angabe ihres Namens und 
Vornamens sowie ihres Geburtsdatums, ihres Berufs und ihrer Anschrift im 
Wahlvorschlag aufzuführen. Jeder Bewerber darf nur in einem Wahlvorschlag 
aufgestellt werden; er muss hierzu seine Zustimmung schriftlich erteilen. Jeder 
Wahlvorschlag muss den Namen der Partei oder der Wählergruppe als Kennwort 
tragen; dem Kennwort kann eine weitere Bezeichnung hinzugefügt werden, wenn das 
zur deutlichen Unterscheidung der Wahlvorschläge erforderlich ist. 
Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die Namen sämtlicher daran beteiligter 
Parteien oder Wählergruppen tragen. Alle Wahlvorschläge müssen die Unterschriften 
von zehn Wahlberechtigten tragen, die nicht Bewerber des Wahlvorschlags sind.  
In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter zu bezeichnen. 
Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen wahlberechtigt sein. Fehlt eine 
Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags als Beauftragter, 
der zweite als sein Stellvertreter. Ist nur ein Beauftragter und nicht auch der 
Stellvertreter bezeichnet, dann ist der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags der 
Stellvertreter. Soweit im Thüringer Kommunalwahlgesetz nichts anderes bestimmt ist, 
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sind nur der Beauftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen. 
Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftragten. Der Beauftragte und sein 
Stellvertreter können durch schriftliche Erklärung der Mehrheit der Unterzeichner des 
Wahlvorschlags gegenüber der Gemeindewahlleiterin abberufen und durch andere 
ersetzt werden. 

 
1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem Muster der Anlage 

5 zur Thüringer Kommunalwahlordnung (ThürKWO) enthalten: 
a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe, 
b) Namen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift der Bewerber unter 

Angabe ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, 
c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters, 
d) die Unterschriften von zehn Wahlberechtigten unter Angabe ihres Vor- und 

Nachnamens, ihres Geburtsdatums und ihrer Anschrift. 
Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beizufügen: 
a) die Erklärungen der Bewerber nach dem Muster der Anlage 6 zur ThürKWO, dass 

sie nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvorschlag als Bewerber 
aufgestellt sind und dass sie ihrer Aufnahme in den Wahlvorschlag zustimmen, 

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 2 Satz 1 ThürKWG  über die 
nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei oder Wählergruppe durchzuführende 
Versammlung, 

c) Versicherungen an Eides statt vom Versammlungsleiter und zwei weiteren 
Teilnehmern der Versammlung nach § 15 Abs. 2 Satz 3 ThürKWG. 

 
2. Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellten Bewerber müssen in 

einer zu diesem Zweck einberufenen Versammlung von den wahlberechtigten 
Mitgliedern der Partei oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wählergruppe in 
geheimer Abstimmung gewählt werden. Die Bewerber können auch durch eine 
Versammlung von Delegierten, die von den wahlberechtigten Mitgliedern einer Partei 
oder den wahlberechtigten Angehörigen einer Wählergruppe aus der Mitte einer 
vorgenannten Mitgliederversammlung zu diesem Zweck gewählt sind, in geheimer 
Abstimmung gewählt werden. Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der 
Bewerber und die Festlegung ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, Ort und Zeit der 
Versammlung, die Form der Einladung sowie die Zahl der Anwesenden ist mit dem 
Wahlvorschlag einzureichen.  
Hierbei haben der Versammlungsleiter und zwei weitere Teilnehmer der 
Versammlung gegenüber der Gemeindewahlleiterin an Eides statt zu versichern, 
dass die Wahl sowie die Festlegung der Reihenfolge in geheimer Abstimmung erfolgt 
ist. Die Gemeindewahlleiterin ist zur Abnahme einer solchen Versicherung an Eides 
statt zuständig; sie gilt insoweit als zuständige Behörde im Sinne des § 156 des 
Strafgesetzbuches. 

 
3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht aufgrund eines eigenen 

Wahlvorschlags seit der letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Landtag, im 
Kreistag oder im Gemeinderat vertreten sind, müssen neben den Unterschriften von 
zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergruppe zu 
tragen hat, zusätzlich von viermal soviel Wahlberechtigten unterstützt werden wie 
Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind (zusätzlich 64 Unterschriften). 

 
3.1 Die Wahlberechtigten haben sich dazu persönlich nach der Einreichung des 

Wahlvorschlags in eine von der Gemeindewahlleiterin bei der Gemeinde bis zum 21. 
April 2014 ausgelegte Liste unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihrer 
Anschrift und ihres Geburtsdatums einzutragen. Die Liste zur Leistung von 
Unterstützungsunterschriften wird von der Gemeindewahlleiterin mit dem 
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Wahlvorschlag verbunden und unverzüglich nach Einreichung des Wahlvorschlags 
während der üblichen Dienstzeiten der Gemeinde  

Montag  von 9.00 Uhr – 12.00 Uhr und 13.00 Uhr – 16.00 Uhr 
Dienstag  von 9.00 Uhr – 12.00 Uhr und 13.00 Uhr – 18.00 Uhr 
Mittwoch  von 9.00 Uhr – 12.00 Uhr 
Donnerstag  von 9.00 Uhr – 12.00 Uhr und 13.00 Uhr – 16.00 Uhr 
Freitag  von 9.00 Uhr – 12.00 Uhr 

in der Gemeindeverwaltung Unstruttal, Herrenstraße 43, 99974 Ammern, Zimmer 11 
ausgelegt.  
Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit oder einer 
körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter unzumutbaren Schwierigkeiten in 
der Lage sind, einen Eintragungsraum bei der Gemeindeverwaltung aufzusuchen, 
erhalten auf Antrag einen Eintragungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall 
dadurch bewirkt werden, dass die wahlberechtigte Person auf dem Eintragungsschein 
ihre Unterstützung eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt und eine Hilfsperson 
beauftragt, die Eintragung im Eintragungsraum für sie vorzunehmen; die 
wahlberechtigte Person hat auf dem Eintragungsschein an Eides statt zu versichern, 
dass die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintragungsscheins vorliegen. 
Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlossen sind Bewerber 
von Wahlvorschlägen für dieselbe Wahl sowie Wahlberechtigte, die sich für dieselbe 
Wahl bereits in eine andere Unterstützungsliste eingetragen haben oder einen 
Wahlvorschlag für dieselbe Wahl unterzeichnet haben. Geleistete Unterschriften 
können nicht zurückgenommen werden. 

 
3.2 Unterstützungsunterschriften sind nicht erforderlich, wenn ein Wahlvorschlag 

eingereicht wird, der von einer Partei oder Wählergruppe mit aufgestellt ist, die 
aufgrund eines eigenen Wahlvorschlags seit der letzten Wahl ununterbrochen im 
Bundestag, im Landtag, im Kreistag oder im Gemeinderat vertreten ist und wenn der 
Name dieser Partei oder Wählergruppe mit deren schriftlicher Zustimmung im 
Kennwort enthalten ist.  

 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine Partei oder 
Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Namen einen Wahlvorschlag 
einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§ 14 
Abs. 1 Satz 3 ThürKWG) bereits Bewerber oder Unterzeichner des früheren 
Wahlvorschlags war. 

 
4. Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig (Listenverbindung). Sie muss 

spätestens am 21. April 2014, 18.00 Uhr, durch übereinstimmende Erklärung der 
Beauftragten der Wahlvorschläge gegenüber der Gemeindewahlleiterin erfolgen. 
Dieser Erklärung ist die schriftliche Zustimmung der Mehrheit der Unterzeichner der 
einzelnen beteiligten Wahlvorschläge (§ 14 Abs. 1 Satz 3 ThürKWG) beizufügen. 

 
5.  Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung der Aufforderung 

zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht werden. Sie müssen spätestens 
am 11. April 2014 bis 18.00 Uhr eingereicht sein. Die Wahlvorschläge sind bei der 
Gemeindewahlleiterin in der Gemeindeverwaltung Unstruttal, Herrenstraße 43, 
99974 Ammern einzureichen. Eingereichte Wahlvorschläge können nur bis zum 11. 
April 2014 bis 18.00 Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftragten 
des Wahlvorschlages und der Mehrheit der übrigen Unterzeichner des 
Wahlvorschlages zurückgenommen werden. Die Erklärung von Listenverbindungen 
muss unter den oben genannten Voraussetzungen (Nr. 4) ebenfalls gegenüber der 
Gemeindewahlleiterin erfolgen. 

 
6. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag eingereicht, so findet 

Mehrheitswahl statt, d. h. die Wahl wird ohne Bindung an etwaige vorgeschlagene 
Bewerber und ohne das Recht der Stimmenhäufung auf einen Bewerber 
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durchgeführt. Der Wähler hat in diesem Fall so viele Stimmen, wie 
Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind. 

7. Die eingereichten Wahlvorschläge werden von der Gemeindewahlleiterin 
unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftragten aufgefordert,  festgestellte 
Mängel zu beseitigen. Mängel der Wahlvorschläge müssen spätestens bis 21. April 
2014, 18.00 Uhr, behoben sein. Bis zum gleichen Zeitpunkt sind auch noch 
Änderungen der Wahlvorschläge insoweit zulässig, als sie infolge Wegfalls von 
Bewerbern durch Tod oder nachträglichen Wählbarkeitsverlust veranlasst sind; für die 
Benennung neuer Bewerber muss in diesem Fall das nach § 15 ThürKWG 
vorgeschriebene Verfahren nicht eingehalten werden. Am 22. April 2014 tritt der 
Gemeindewahlausschuss zusammen und beschließt, ob die eingereichten 
Wahlvorschläge und Erklärungen zu Listenverbindungen den durch das Thüringer 
Kommunalwahlgesetz und die Thüringer Kommunalwahlordnung gestellten 
Anforderungen entsprechen und als gültig zuzulassen sind. 

 
 
Matthäus 
Wahlleiterin 
 

Bekanntmachung 
der Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen 

zur Wahl des Ortsteilbürgermeisters 
 

1. In dem Ortsteil mit Ortsteilverfassung der Gemeinde Unstruttal, OT Ammern 
wird  

am 25. Mai 2014 ein Ortsteilbürgermeister als Ehrenbeamter der Gemeinde 
gewählt. 

Zum Ortsteilbürgermeister ist jeder Wahlberechtigte im Sinne der §§ 1 und 2 
Thüringer Kommunalwahlgesetz (ThürKWG) wählbar, der am Wahltag das 21. 
Lebensjahr vollendet und seit mindestens sechs Monaten seinen Aufenthalt in dem 
Ortsteil hat; der Aufenthalt in dem Ortsteil wird vermutet, wenn die Person im Gebiet 
des Ortsteils gemeldet ist. Bei mehreren Wohnungen ist die Hauptwohnung im Sinne 
des Melderechts maßgebend. 
Personen, die die Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der 
Europäischen Union besitzen, sind unter denselben Bedingungen wahlberechtigt und 
wählbar wie Deutsche. 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesrepublik Deutschland: 
Belgien, Bulgarien, Dänemark, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, 
Großbritannien, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, 
Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowenien, 
Slowakei, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn und Zypern. 
Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen 
einer vorsätzlichen Straftat in Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung befindet. 
Zum Ortsteilbürgermeister kann außerdem nicht gewählt werden, wer nicht die 
Gewähr dafür bietet, dass er jederzeit für die freiheitliche demokratische 
Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes und der Landesverfassung eintritt. 
Darüber hinaus ist nicht wählbar, wer im Übrigen die persönliche Eignung für eine 
Berufung in ein Beamtenverhältnis nach den für Beamte des Landes geltenden 
Bestimmungen nicht besitzt. Jeder Bewerber für das Amt des Ortsteilbürgermeisters 
hat für die Zulassung zur Wahl gegenüber der Wahlleiterin der Gemeinde eine 
schriftliche Erklärung abzugeben, ob er wissentlich als hauptamtlicher oder 
inoffizieller Mitarbeiter mit dem Ministerium für Staatssicherheit, dem Amt für 
Nationale Sicherheit oder Beauftragten dieser Einrichtungen zusammengearbeitet 
hat; er muss ferner erklären, dass er mit der Einholung der erforderlichen Auskünfte 
insbesondere beim Landesamt für Verfassungsschutz sowie beim 
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Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen 
DDR einverstanden ist und ihm die Eignung für eine Berufung in ein 
Beamtenverhältnis nach den für Beamte des Landes geltenden Bestimmungen nicht 
fehlt (§ 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG). 

1.1 Wahlvorschläge für die Wahl des Ortsteilbürgermeisters können von Parteien im 
Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes, Wählergruppen und Einzelbewerbern 
eingereicht werden. 
Zur Einreichung von Wahlvorschlägen wird hiermit aufgefordert. 
Jede Partei, jede Wählergruppe oder jeder Einzelbewerber kann nur einen 
Wahlvorschlag einreichen, der nur einen Bewerber enthalten darf und dem eine 
Erklärung des Bewerbers nach § 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG beizufügen ist. Der 
Bewerber darf nur in einem Wahlvorschlag aufgestellt werden; er muss hierzu seine 
Zustimmung schriftlich erteilen, sofern er Bewerber im Wahlvorschlag einer Partei 
oder Wählergruppe ist. 
Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss den Namen und ggf. die 
Kurzbezeichnung der Partei oder der Wählergruppe als Kennwort tragen; dem 
Kennwort kann eine weitere Bezeichnung hinzugefügt werden, wenn das zur 
deutlichen Unterscheidung der Wahlvorschläge erforderlich ist. Gemeinsame 
Wahlvorschläge müssen die Namen sämtlicher daran beteiligter Parteien oder 
Wählergruppen tragen. Die Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen 
müssen die Unterschriften von zehn Wahlberechtigten tragen, die nicht Bewerber des 
Wahlvorschlags sind. Jede Person darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Bei 
Mehrfachunterzeichnungen erklärt der Wahlausschuss die Unterzeichnung für 
ungültig. 
In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter zu bezeichnen. 
Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen wahlberechtigt sein. Fehlt eine 
Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags als Beauftragter, 
der zweite als sein Stellvertreter. Ist nur ein Beauftragter und nicht auch der 
Stellvertreter bezeichnet, dann ist der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags der 
Stellvertreter. Soweit im Thüringer Kommunalwahlgesetz nichts anderes bestimmt ist, 
sind nur der Beauftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen. Im 
Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftragten. Der Beauftragte und sein 
Stellvertreter können durch schriftliche Erklärung der Mehrheit der Unterzeichner des 
Wahlvorschlags gegenüber der Wahlleiterin der Gemeinde abberufen und durch 
andere ersetzt werden. 

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem Muster der Anlage 
5 zur Thüringer Kommunalwahlordnung (ThürKWO) enthalten: 
a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe, 
b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift des Bewerbers, 
c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters, 
d) die Unterschriften von zehn Wahlberechtigten unter Angabe ihres Vor- und 

Nachnamens, ihres Geburtsdatums und ihrer Anschrift. 
Dem Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe sind als Anlage beizufügen: 
Die Erklärungen des Bewerbers nach dem Muster der Anlage 6a zur ThürKWO, dass 
er nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvorschlag als Bewerber aufgestellt 
ist, dass er der Aufnahme in dem Wahlvorschlag zustimmt sowie die Erklärung des 
Bewerbers nach § 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG. 

1.3 Der Wahlvorschlag des Einzelbewerbers muss nach dem Muster der Anlagen 7 und 
7a zur ThürKWO den Nachnamen des Bewerbers als Kennwort, den Vornamen, das 
Geburtsdatum, den Beruf und die Anschrift des Bewerbers sowie unter Angabe des 
Vor- und Nachnamens, des Geburtsdatums und der Anschrift die Unterschriften von 
mindestens fünfmal soviel Wahlberechtigten tragen, wie weitere Mitglieder des 
Ortsteilrats zu wählen sind, insgesamt 40 Unterschriften. Bewirbt sich der bisherige 
Ortsteilbürgermeister als Einzelbewerber, sind keine Unterstützungsunterschriften 
erforderlich. 
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Dem Wahlvorschlag des Einzelbewerbers sind als Anlage beizufügen: 
Die Erklärung des Einzelbewerbers nach dem Muster der Anlage 6a zur ThürKWO, 
dass er nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvorschlag als Bewerber 
aufgestellt ist sowie die Erklärung nach § 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG. 

2. Der von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellte Bewerber muss in einer zu 
diesem Zweck einberufenen Versammlung von den wahlberechtigten Mitgliedern der 
Partei oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wählergruppe in geheimer 
Abstimmung gewählt werden. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung 
ist vorschlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihre Ziele 
der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. Zur Aufstellung eines 
gemeinsamen Wahlvorschlags ist eine gemeinsame Versammlung aller beteiligten 
Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Der Bewerber kann auch durch eine 
Versammlung von Delegierten, die von den wahlberechtigten Mitgliedern der Partei 
oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wählergruppe aus der Mitte einer 
vorgenannten Mitgliederversammlung zu diesem Zweck gewählt worden sind, in 
geheimer Abstimmung gewählt werden. 
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl des Bewerbers, Ort und Zeit der 
Versammlung, die Form der Einladung sowie die Zahl der Anwesenden ist mit dem 
Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der Versammlungsleiter und zwei weitere 
Teilnehmer der Versammlung gegenüber der Wahlleiterin der Gemeinde an Eides 
statt zu versichern, dass die Wahl in geheimer Abstimmung erfolgt ist, dass jeder 
stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung vorschlagsberechtigt war und den 
Bewerbern Gelegenheit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in 
angemessener Zeit vorzustellen. Die Wahlleiterin der Gemeinde ist zur Abnahme 
einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; sie gilt insoweit als zuständige 
Behörde im Sinne des § 156 des Strafgesetzbuches. 

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht aufgrund eines eigenen 
einzelnen Wahlvorschlags seit der letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im 
Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises, in dem die Gemeinde liegt, im 
Gemeinderat oder im Ortsteilrat des Ortsteiles Ammern vertreten sind, müssen 
neben den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder 
Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzlich von fünfmal soviel 
Wahlberechtigten unterstützt werden wie weitere Mitglieder des Ortsteilrats zu wählen 
sind (zusätzlich 40 Unterschriften). 

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger eines 
gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder im Gemeinderat oder Ortsteilrat 
vertreten ist, benötigt bei Einreichung eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags neben 
den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei 
oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche Unterstützungsunterschriften von 
fünfmal soviel Wahlberechtigten wie Ortsteilratsmitglieder zu wählen sind (zusätzlich 
40 Unterschriften). Ein gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen 
Unterstützungsunterschriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträger seit der letzten 
Wahl in ihrer Gesamtheit im Gemeinderat oder im Kreistag aufgrund desselben 
gemeinsamen Wahlvorschlags ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer der 
beteiligten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen Wahlvorschlag keiner 
Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil der Wahlvorschlagsträger seit der letzten 
Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des 
Landkreises, in dem die Gemeinde liegt oder im Gemeinderat oder Ortsteilrat 
vertreten ist. 

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine Partei oder 
Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Namen einen Wahlvorschlag 
einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§ 14 
Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits Bewerber oder Unterzeichner des früheren 
Wahlvorschlags war. 
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3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstützungsunterschriften 
persönlich nach der Einreichung des Wahlvorschlags in eine von der Wahlleiterin bei 
der Gemeindeverwaltung Unstruttal bis zum 21. April 2014, 18.00 Uhr, 
ausgelegte Liste unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihrer Anschrift und ihres 
Geburtsdatums einzutragen und eine eigenhändige Unterschrift zu leisten. Die Liste 
zur Leistung von Unterstützungsunterschriften wird von der Wahlleiterin der 
Gemeinde mit dem Wahlvorschlag verbunden und unverzüglich nach Einreichung des 
Wahlvorschlags während der üblichen Dienstzeiten in der Gemeindeverwaltung 
Unstruttal, Herrenstraße 43, 99974 Unstruttal, OT Ammern, Zimmer 11 
Montag von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
Dienstag von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr 
Mittwoch von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
Donnerstag von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13 00 Uhr bis 16.00 Uhr 
Freitag  von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
ausgelegt. 
Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit oder einer 
körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter unzumutbaren Schwierigkeiten in 
der Lage sind, einen Eintragungsraum bei der Gemeindeverwaltung aufzusuchen, 
erhalten auf Antrag einen Eintragungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall 
dadurch bewirkt werden, dass die wahlberechtigte Person auf dem Eintragungsschein 
ihre Unterstützung eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt und eine Hilfsperson 
beauftragt, die Eintragung im Eintragungsraum für sie vorzunehmen; die 
wahlberechtigte Person hat auf dem Eintragungsschein an Eides statt zu versichern, 
dass die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintragungsscheins vorliegen. 
Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlossen sind Bewerber 
von Wahlvorschlägen für dieselbe Wahl sowie Wahlberechtigte, die sich für dieselbe 
Wahl bereits in eine andere Unterstützungsliste eingetragen haben oder einen 
Wahlvorschlag für dieselbe Wahl unterzeichnet haben. Geleistete Unterschriften 
können nicht zurückgenommen werden. 

3.4 Trägt der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers noch nicht die erforderliche Zahl an 
Unterschriften, so wird dieser Wahlvorschlag ebenfalls von der Wahlleiterin der 
Gemeinde mit einer Liste zur Leistung der noch erforderlichen Unterschriften (Anlage 
7a zur ThürKWO) verbunden und unverzüglich nach Einreichung des 
Wahlvorschlages ausgelegt. Die Ausführungen unter 3.3 gelten entsprechend. 

4. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung der Aufforderung 
zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht werden. Sie müssen spätestens 
am 11. April 2014 bis 18.00 Uhr eingereicht sein. Die Wahlvorschläge sind bei der 
Wahlleiterin der Gemeinde Unstruttal, Herrenstraße 43, 99974 Unstruttal, OT 
Ammern einzureichen. Eingereichte Wahlvorschläge können nur bis zum 11. April 
2014 bis 18.00 Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftragten des 
Wahlvorschlags und der Mehrheit der übrigen Unterzeichner des Wahlvorschlags 
oder durch schriftliche Erklärung des Einzelbewerbers zurückgenommen werden. 

5. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag eingereicht, so wird die Wahl 
ohne Bindung an einen vorgeschlagenen Bewerber durchgeführt. 

6. Die eingereichten Wahlvorschläge werden von der Wahlleiterin der Gemeinde 
unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftragten oder die Einzelbewerber 
aufgefordert, festgestellte Mängel zu beseitigen. Mängel der Wahlvorschläge müssen 
spätestens am 21. April 2014 bis 18.00 Uhr behoben sein. Am 22. April 2014 tritt 
der Wahlausschuss der Gemeinde zusammen und beschließt, ob die eingereichten 
Wahlvorschläge den durch das Thüringer Kommunalwahlgesetz und die Thüringer 
Kommunalwahlordnung gestellten Anforderungen entsprechen und als gültig 
zuzulassen sind. Stirbt ein Bewerber oder verliert er die Wählbarkeit nach der 
Zulassung des Wahlvorschlages, aber vor der Wahl, so findet die Wahl nicht statt. 

7. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in männlicher und weiblicher 
Form. 
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Matthäus 
Wahlleiterin 

 
 

Bekanntmachung 
der Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen 

zur Wahl des Ortsteilbürgermeisters 
 

1. In dem Ortsteil mit Ortsteilverfassung der Gemeinde Unstruttal, OT Dachrieden 
wird  

am 25. Mai 2014 ein Ortsteilbürgermeister als Ehrenbeamter der Gemeinde 
gewählt. 

Zum Ortsteilbürgermeister ist jeder Wahlberechtigte im Sinne der §§ 1 und 2 
Thüringer Kommunalwahlgesetz (ThürKWG) wählbar, der am Wahltag das 21. 
Lebensjahr vollendet und seit mindestens sechs Monaten seinen Aufenthalt in dem 
Ortsteil hat; der Aufenthalt in dem Ortsteil wird vermutet, wenn die Person im Gebiet 
des Ortsteils gemeldet ist. Bei mehreren Wohnungen ist die Hauptwohnung im Sinne 
des Melderechts maßgebend. 
Personen, die die Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der 
Europäischen Union besitzen, sind unter denselben Bedingungen wahlberechtigt und 
wählbar wie Deutsche. 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesrepublik Deutschland: 
Belgien, Bulgarien, Dänemark, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, 
Großbritannien, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, 
Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowenien, 
Slowakei, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn und Zypern. 
Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen 
einer vorsätzlichen Straftat in Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung befindet. 
Zum Ortsteilbürgermeister kann außerdem nicht gewählt werden, wer nicht die 
Gewähr dafür bietet, dass er jederzeit für die freiheitliche demokratische 
Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes und der Landesverfassung eintritt. 
Darüber hinaus ist nicht wählbar, wer im Übrigen die persönliche Eignung für eine 
Berufung in ein Beamtenverhältnis nach den für Beamte des Landes geltenden 
Bestimmungen nicht besitzt. Jeder Bewerber für das Amt des Ortsteilbürgermeisters 
hat für die Zulassung zur Wahl gegenüber der Wahlleiterin der Gemeinde eine 
schriftliche Erklärung abzugeben, ob er wissentlich als hauptamtlicher oder 
inoffizieller Mitarbeiter mit dem Ministerium für Staatssicherheit, dem Amt für 
Nationale Sicherheit oder Beauftragten dieser Einrichtungen zusammengearbeitet 
hat; er muss ferner erklären, dass er mit der Einholung der erforderlichen Auskünfte 
insbesondere beim Landesamt für Verfassungsschutz sowie beim 
Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen 
DDR einverstanden ist und ihm die Eignung für eine Berufung in ein 
Beamtenverhältnis nach den für Beamte des Landes geltenden Bestimmungen nicht 
fehlt (§ 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG). 

1.1 Wahlvorschläge für die Wahl des Ortsteilbürgermeisters können von Parteien im 
Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes, Wählergruppen und Einzelbewerbern 
eingereicht werden. 
Zur Einreichung von Wahlvorschlägen wird hiermit aufgefordert. 
Jede Partei, jede Wählergruppe oder jeder Einzelbewerber kann nur einen 
Wahlvorschlag einreichen, der nur einen Bewerber enthalten darf und dem eine 
Erklärung des Bewerbers nach § 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG beizufügen ist. Der 
Bewerber darf nur in einem Wahlvorschlag aufgestellt werden; er muss hierzu seine 
Zustimmung schriftlich erteilen, sofern er Bewerber im Wahlvorschlag einer Partei 
oder Wählergruppe ist. 
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Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss den Namen und ggf. die 
Kurzbezeichnung der Partei oder der Wählergruppe als Kennwort tragen; dem 
Kennwort kann eine weitere Bezeichnung hinzugefügt werden, wenn das zur 
deutlichen Unterscheidung der Wahlvorschläge erforderlich ist. Gemeinsame 
Wahlvorschläge müssen die Namen sämtlicher daran beteiligter Parteien oder 
Wählergruppen tragen. Die Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen 
müssen die Unterschriften von zehn Wahlberechtigten tragen, die nicht Bewerber des 
Wahlvorschlags sind. Jede Person darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Bei 
Mehrfachunterzeichnungen erklärt der Wahlausschuss die Unterzeichnung für 
ungültig. 
In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter zu bezeichnen. 
Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen wahlberechtigt sein. Fehlt eine 
Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags als Beauftragter, 
der zweite als sein Stellvertreter. Ist nur ein Beauftragter und nicht auch der 
Stellvertreter bezeichnet, dann ist der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags der 
Stellvertreter. Soweit im Thüringer Kommunalwahlgesetz nichts anderes bestimmt ist, 
sind nur der Beauftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen. Im 
Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftragten. Der Beauftragte und sein 
Stellvertreter können durch schriftliche Erklärung der Mehrheit der Unterzeichner des 
Wahlvorschlags gegenüber der Wahlleiterin der Gemeinde abberufen und durch 
andere ersetzt werden. 

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem Muster der Anlage 
5 zur Thüringer Kommunalwahlordnung (ThürKWO) enthalten: 
a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe, 
b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift des Bewerbers, 
c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters, 
d) die Unterschriften von zehn Wahlberechtigten unter Angabe ihres Vor- und 

Nachnamens, ihres Geburtsdatums und ihrer Anschrift. 
Dem Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe sind als Anlage beizufügen: 
Die Erklärungen des Bewerbers nach dem Muster der Anlage 6a zur ThürKWO, dass 
er nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvorschlag als Bewerber aufgestellt 
ist, dass er der Aufnahme in dem Wahlvorschlag zustimmt sowie die Erklärung des 
Bewerbers nach § 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG. 

1.3 Der Wahlvorschlag des Einzelbewerbers muss nach dem Muster der Anlagen 7 und 
7a zur ThürKWO den Nachnamen des Bewerbers als Kennwort, den Vornamen, das 
Geburtsdatum, den Beruf und die Anschrift des Bewerbers sowie unter Angabe des 
Vor- und Nachnamens, des Geburtsdatums und der Anschrift die Unterschriften von 
mindestens fünfmal soviel Wahlberechtigten tragen, wie weitere Mitglieder des 
Ortsteilrats zu wählen sind, insgesamt 20 Unterschriften. Bewirbt sich der bisherige 
Ortsteilbürgermeister als Einzelbewerber, sind keine Unterstützungsunterschriften 
erforderlich. 
Dem Wahlvorschlag des Einzelbewerbers sind als Anlage beizufügen: 
Die Erklärung des Einzelbewerbers nach dem Muster der Anlage 6a zur ThürKWO, 
dass er nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvorschlag als Bewerber 
aufgestellt ist sowie die Erklärung nach § 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG. 

2. Der von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellte Bewerber muss in einer zu 
diesem Zweck einberufenen Versammlung von den wahlberechtigten Mitgliedern der 
Partei oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wählergruppe in geheimer 
Abstimmung gewählt werden. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung 
ist vorschlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihre Ziele 
der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. Zur Aufstellung eines 
gemeinsamen Wahlvorschlags ist eine gemeinsame Versammlung aller beteiligten 
Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Der Bewerber kann auch durch eine 
Versammlung von Delegierten, die von den wahlberechtigten Mitgliedern der Partei 
oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wählergruppe aus der Mitte einer 
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vorgenannten Mitgliederversammlung zu diesem Zweck gewählt worden sind, in 
geheimer Abstimmung gewählt werden. 
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl des Bewerbers, Ort und Zeit der 
Versammlung, die Form der Einladung sowie die Zahl der Anwesenden ist mit dem 
Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der Versammlungsleiter und zwei weitere 
Teilnehmer der Versammlung gegenüber der Wahlleiterin der Gemeinde an Eides 
statt zu versichern, dass die Wahl in geheimer Abstimmung erfolgt ist, dass jeder 
stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung vorschlagsberechtigt war und den 
Bewerbern Gelegenheit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in 
angemessener Zeit vorzustellen. Die Wahlleiterin der Gemeinde ist zur Abnahme 
einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; sie gilt insoweit als zuständige 
Behörde im Sinne des § 156 des Strafgesetzbuches. 

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht aufgrund eines eigenen 
einzelnen Wahlvorschlags seit der letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im 
Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises, in dem die Gemeinde liegt, im 
Gemeinderat oder im Ortsteilrat des Ortsteiles Dachrieden vertreten sind, müssen 
neben den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder 
Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzlich von fünfmal soviel 
Wahlberechtigten unterstützt werden wie weitere Mitglieder des Ortsteilrats zu wählen 
sind (zusätzlich 20 Unterschriften). 

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger eines 
gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder im Gemeinderat oder Ortsteilrat 
vertreten ist, benötigt bei Einreichung eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags neben 
den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei 
oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche Unterstützungsunterschriften von 
fünfmal soviel Wahlberechtigten wie Ortsteilratsmitglieder zu wählen sind (zusätzlich 
20 Unterschriften). Ein gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen 
Unterstützungsunterschriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträger seit der letzten 
Wahl in ihrer Gesamtheit im Gemeinderat oder im Kreistag aufgrund desselben 
gemeinsamen Wahlvorschlags ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer der 
beteiligten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen Wahlvorschlag keiner 
Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil der Wahlvorschlagsträger seit der letzten 
Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des 
Landkreises, in dem die Gemeinde liegt oder im Gemeinderat oder Ortsteilrat 
vertreten ist. 

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine Partei oder 
Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Namen einen Wahlvorschlag 
einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§ 14 
Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits Bewerber oder Unterzeichner des früheren 
Wahlvorschlags war. 

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstützungsunterschriften 
persönlich nach der Einreichung des Wahlvorschlags in eine von der Wahlleiterin bei 
der Gemeindeverwaltung Unstruttal bis zum 21. April 2014, 18.00 Uhr, 
ausgelegte Liste unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihrer Anschrift und ihres 
Geburtsdatums einzutragen und eine eigenhändige Unterschrift zu leisten. Die Liste 
zur Leistung von Unterstützungsunterschriften wird von der Wahlleiterin der 
Gemeinde mit dem Wahlvorschlag verbunden und unverzüglich nach Einreichung des 
Wahlvorschlags während der üblichen Dienstzeiten in der Gemeindeverwaltung 
Unstruttal, Herrenstraße 43, 99974 Unstruttal, OT Ammern, Zimmer 11 
Montag von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
Dienstag von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr 
Mittwoch von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
Donnerstag von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13 00 Uhr bis 16.00 Uhr 
Freitag  von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
ausgelegt. 
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Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit oder einer 
körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter unzumutbaren Schwierigkeiten in 
der Lage sind, einen Eintragungsraum bei der Gemeindeverwaltung aufzusuchen, 
erhalten auf Antrag einen Eintragungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall 
dadurch bewirkt werden, dass die wahlberechtigte Person auf dem Eintragungsschein 
ihre Unterstützung eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt und eine Hilfsperson 
beauftragt, die Eintragung im Eintragungsraum für sie vorzunehmen; die 
wahlberechtigte Person hat auf dem Eintragungsschein an Eides statt zu versichern, 
dass die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintragungsscheins vorliegen. 
Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlossen sind Bewerber 
von Wahlvorschlägen für dieselbe Wahl sowie Wahlberechtigte, die sich für dieselbe 
Wahl bereits in eine andere Unterstützungsliste eingetragen haben oder einen 
Wahlvorschlag für dieselbe Wahl unterzeichnet haben. Geleistete Unterschriften 
können nicht zurückgenommen werden. 

3.4 Trägt der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers noch nicht die erforderliche Zahl an 
Unterschriften, so wird dieser Wahlvorschlag ebenfalls von der Wahlleiterin der 
Gemeinde mit einer Liste zur Leistung der noch erforderlichen Unterschriften (Anlage 
7a zur ThürKWO) verbunden und unverzüglich nach Einreichung des 
Wahlvorschlages ausgelegt. Die Ausführungen unter 3.3 gelten entsprechend. 

4. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung der Aufforderung 
zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht werden. Sie müssen spätestens 
am 11. April 2014 bis 18.00 Uhr eingereicht sein. Die Wahlvorschläge sind bei der 
Wahlleiterin der Gemeinde Unstruttal, Herrenstraße 43, 99974 Unstruttal, OT 
Ammern einzureichen. Eingereichte Wahlvorschläge können nur bis zum 11. April 
2014 bis 18.00 Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftragten des 
Wahlvorschlags und der Mehrheit der übrigen Unterzeichner des Wahlvorschlags 
oder durch schriftliche Erklärung des Einzelbewerbers zurückgenommen werden. 

5. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag eingereicht, so wird die Wahl 
ohne Bindung an einen vorgeschlagenen Bewerber durchgeführt. 

6. Die eingereichten Wahlvorschläge werden von der Wahlleiterin der Gemeinde 
unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftragten oder die Einzelbewerber 
aufgefordert, festgestellte Mängel zu beseitigen. Mängel der Wahlvorschläge müssen 
spätestens am 21. April 2014 bis 18.00 Uhr behoben sein. Am 22. April 2014 tritt 
der Wahlausschuss der Gemeinde zusammen und beschließt, ob die eingereichten 
Wahlvorschläge den durch das Thüringer Kommunalwahlgesetz und die Thüringer 
Kommunalwahlordnung gestellten Anforderungen entsprechen und als gültig 
zuzulassen sind. Stirbt ein Bewerber oder verliert er die Wählbarkeit nach der 
Zulassung des Wahlvorschlages, aber vor der Wahl, so findet die Wahl nicht statt. 

7. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in männlicher und weiblicher 
Form. 

 
Matthäus 
Wahlleiterin 

 
 

Bekanntmachung 
der Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen 

zur Wahl des Ortsteilbürgermeisters 
 

1. In dem Ortsteil mit Ortsteilverfassung der Gemeinde Unstruttal, OT Eigenrode 
wird  

am 25. Mai 2014 ein Ortsteilbürgermeister als Ehrenbeamter der Gemeinde 
gewählt. 
Zum Ortsteilbürgermeister ist jeder Wahlberechtigte im Sinne der §§ 1 und 2 
Thüringer Kommunalwahlgesetz (ThürKWG) wählbar, der am Wahltag das 21. 
Lebensjahr vollendet und seit mindestens sechs Monaten seinen Aufenthalt in dem 
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Ortsteil hat; der Aufenthalt in dem Ortsteil wird vermutet, wenn die Person im Gebiet 
des Ortsteils gemeldet ist. Bei mehreren Wohnungen ist die Hauptwohnung im Sinne 
des Melderechts maßgebend. 
Personen, die die Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der 
Europäischen Union besitzen, sind unter denselben Bedingungen wahlberechtigt und 
wählbar wie Deutsche. 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesrepublik Deutschland: 
Belgien, Bulgarien, Dänemark, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, 
Großbritannien, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, 
Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowenien, 
Slowakei, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn und Zypern. 
Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen 
einer vorsätzlichen Straftat in Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung befindet. 
Zum Ortsteilbürgermeister kann außerdem nicht gewählt werden, wer nicht die 
Gewähr dafür bietet, dass er jederzeit für die freiheitliche demokratische 
Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes und der Landesverfassung eintritt. 
Darüber hinaus ist nicht wählbar, wer im Übrigen die persönliche Eignung für eine 
Berufung in ein Beamtenverhältnis nach den für Beamte des Landes geltenden 
Bestimmungen nicht besitzt. Jeder Bewerber für das Amt des Ortsteilbürgermeisters 
hat für die Zulassung zur Wahl gegenüber der Wahlleiterin der Gemeinde eine 
schriftliche Erklärung abzugeben, ob er wissentlich als hauptamtlicher oder 
inoffizieller Mitarbeiter mit dem Ministerium für Staatssicherheit, dem Amt für 
Nationale Sicherheit oder Beauftragten dieser Einrichtungen zusammengearbeitet 
hat; er muss ferner erklären, dass er mit der Einholung der erforderlichen Auskünfte 
insbesondere beim Landesamt für Verfassungsschutz sowie beim 
Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen 
DDR einverstanden ist und ihm die Eignung für eine Berufung in ein 
Beamtenverhältnis nach den für Beamte des Landes geltenden Bestimmungen nicht 
fehlt (§ 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG). 

1.1 Wahlvorschläge für die Wahl des Ortsteilbürgermeisters können von Parteien im 
Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes, Wählergruppen und Einzelbewerbern 
eingereicht werden. 
Zur Einreichung von Wahlvorschlägen wird hiermit aufgefordert. 
Jede Partei, jede Wählergruppe oder jeder Einzelbewerber kann nur einen 
Wahlvorschlag einreichen, der nur einen Bewerber enthalten darf und dem eine 
Erklärung des Bewerbers nach § 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG beizufügen ist. Der 
Bewerber darf nur in einem Wahlvorschlag aufgestellt werden; er muss hierzu seine 
Zustimmung schriftlich erteilen, sofern er Bewerber im Wahlvorschlag einer Partei 
oder Wählergruppe ist. 
Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss den Namen und ggf. die 
Kurzbezeichnung der Partei oder der Wählergruppe als Kennwort tragen; dem 
Kennwort kann eine weitere Bezeichnung hinzugefügt werden, wenn das zur 
deutlichen Unterscheidung der Wahlvorschläge erforderlich ist. Gemeinsame 
Wahlvorschläge müssen die Namen sämtlicher daran beteiligter Parteien oder 
Wählergruppen tragen. Die Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen 
müssen die Unterschriften von zehn Wahlberechtigten tragen, die nicht Bewerber des 
Wahlvorschlags sind. Jede Person darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Bei 
Mehrfachunterzeichnungen erklärt der Wahlausschuss die Unterzeichnung für 
ungültig. 
In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter zu bezeichnen. 
Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen wahlberechtigt sein. Fehlt eine 
Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags als Beauftragter, 
der zweite als sein Stellvertreter. Ist nur ein Beauftragter und nicht auch der 
Stellvertreter bezeichnet, dann ist der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags der 
Stellvertreter. Soweit im Thüringer Kommunalwahlgesetz nichts anderes bestimmt ist, 
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sind nur der Beauftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen. Im 
Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftragten. Der Beauftragte und sein 
Stellvertreter können durch schriftliche Erklärung der Mehrheit der Unterzeichner des 
Wahlvorschlags gegenüber der Wahlleiterin der Gemeinde abberufen und durch 
andere ersetzt werden. 

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem Muster der Anlage 
5 zur Thüringer Kommunalwahlordnung (ThürKWO) enthalten: 
a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe, 
b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift des Bewerbers, 
c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters, 
d) die Unterschriften von zehn Wahlberechtigten unter Angabe ihres Vor- und 

Nachnamens, ihres Geburtsdatums und ihrer Anschrift. 
Dem Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe sind als Anlage beizufügen: 
Die Erklärungen des Bewerbers nach dem Muster der Anlage 6a zur ThürKWO, dass 
er nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvorschlag als Bewerber aufgestellt 
ist, dass er der Aufnahme in dem Wahlvorschlag zustimmt sowie die Erklärung des 
Bewerbers nach § 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG. 

1.3 Der Wahlvorschlag des Einzelbewerbers muss nach dem Muster der Anlagen 7 und 
7a zur ThürKWO den Nachnamen des Bewerbers als Kennwort, den Vornamen, das 
Geburtsdatum, den Beruf und die Anschrift des Bewerbers sowie unter Angabe des 
Vor- und Nachnamens, des Geburtsdatums und der Anschrift die Unterschriften von 
mindestens fünfmal soviel Wahlberechtigten tragen, wie weitere Mitglieder des 
Ortsteilrats zu wählen sind, insgesamt 20 Unterschriften. Bewirbt sich der bisherige 
Ortsteilbürgermeister als Einzelbewerber, sind keine Unterstützungsunterschriften 
erforderlich. 
Dem Wahlvorschlag des Einzelbewerbers sind als Anlage beizufügen: 
Die Erklärung des Einzelbewerbers nach dem Muster der Anlage 6a zur ThürKWO, 
dass er nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvorschlag als Bewerber 
aufgestellt ist sowie die Erklärung nach § 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG. 

2. Der von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellte Bewerber muss in einer zu 
diesem Zweck einberufenen Versammlung von den wahlberechtigten Mitgliedern der 
Partei oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wählergruppe in geheimer 
Abstimmung gewählt werden. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung 
ist vorschlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihre Ziele 
der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. Zur Aufstellung eines 
gemeinsamen Wahlvorschlags ist eine gemeinsame Versammlung aller beteiligten 
Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Der Bewerber kann auch durch eine 
Versammlung von Delegierten, die von den wahlberechtigten Mitgliedern der Partei 
oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wählergruppe aus der Mitte einer 
vorgenannten Mitgliederversammlung zu diesem Zweck gewählt worden sind, in 
geheimer Abstimmung gewählt werden. 
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl des Bewerbers, Ort und Zeit der 
Versammlung, die Form der Einladung sowie die Zahl der Anwesenden ist mit dem 
Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der Versammlungsleiter und zwei weitere 
Teilnehmer der Versammlung gegenüber der Wahlleiterin der Gemeinde an Eides 
statt zu versichern, dass die Wahl in geheimer Abstimmung erfolgt ist, dass jeder 
stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung vorschlagsberechtigt war und den 
Bewerbern Gelegenheit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in 
angemessener Zeit vorzustellen. Die Wahlleiterin der Gemeinde ist zur Abnahme 
einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; sie gilt insoweit als zuständige 
Behörde im Sinne des § 156 des Strafgesetzbuches. 

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht aufgrund eines eigenen 
einzelnen Wahlvorschlags seit der letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im 
Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises, in dem die Gemeinde liegt, im 
Gemeinderat oder im Ortsteilrat des Ortsteiles Eigenrode vertreten sind, müssen 
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neben den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder 
Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzlich von fünfmal soviel 
Wahlberechtigten unterstützt werden wie weitere Mitglieder des Ortsteilrats zu wählen 
sind (zusätzlich 20 Unterschriften). 

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger eines 
gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder im Gemeinderat oder Ortsteilrat 
vertreten ist, benötigt bei Einreichung eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags neben 
den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei 
oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche Unterstützungsunterschriften von 
fünfmal soviel Wahlberechtigten wie Ortsteilratsmitglieder zu wählen sind (zusätzlich 
20 Unterschriften). Ein gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen 
Unterstützungsunterschriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträger seit der letzten 
Wahl in ihrer Gesamtheit im Gemeinderat oder im Kreistag aufgrund desselben 
gemeinsamen Wahlvorschlags ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer der 
beteiligten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen Wahlvorschlag keiner 
Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil der Wahlvorschlagsträger seit der letzten 
Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des 
Landkreises, in dem die Gemeinde liegt oder im Gemeinderat oder Ortsteilrat 
vertreten ist. 

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine Partei oder 
Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Namen einen Wahlvorschlag 
einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§ 14 
Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits Bewerber oder Unterzeichner des früheren 
Wahlvorschlags war. 

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstützungsunterschriften 
persönlich nach der Einreichung des Wahlvorschlags in eine von der Wahlleiterin bei 
der Gemeindeverwaltung Unstruttal bis zum 21. April 2014, 18.00 Uhr, 
ausgelegte Liste unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihrer Anschrift und ihres 
Geburtsdatums einzutragen und eine eigenhändige Unterschrift zu leisten. Die Liste 
zur Leistung von Unterstützungsunterschriften wird von der Wahlleiterin der 
Gemeinde mit dem Wahlvorschlag verbunden und unverzüglich nach Einreichung des 
Wahlvorschlags während der üblichen Dienstzeiten in der Gemeindeverwaltung 
Unstruttal, Herrenstraße 43, 99974 Unstruttal, OT Ammern, Zimmer 11 
Montag von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
Dienstag von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr 
Mittwoch von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
Donnerstag von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13 00 Uhr bis 16.00 Uhr 
Freitag  von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
ausgelegt. 
Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit oder einer 
körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter unzumutbaren Schwierigkeiten in 
der Lage sind, einen Eintragungsraum bei der Gemeindeverwaltung aufzusuchen, 
erhalten auf Antrag einen Eintragungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall 
dadurch bewirkt werden, dass die wahlberechtigte Person auf dem Eintragungsschein 
ihre Unterstützung eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt und eine Hilfsperson 
beauftragt, die Eintragung im Eintragungsraum für sie vorzunehmen; die 
wahlberechtigte Person hat auf dem Eintragungsschein an Eides statt zu versichern, 
dass die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintragungsscheins vorliegen. 
Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlossen sind Bewerber 
von Wahlvorschlägen für dieselbe Wahl sowie Wahlberechtigte, die sich für dieselbe 
Wahl bereits in eine andere Unterstützungsliste eingetragen haben oder einen 
Wahlvorschlag für dieselbe Wahl unterzeichnet haben. Geleistete Unterschriften 
können nicht zurückgenommen werden. 

3.4 Trägt der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers noch nicht die erforderliche Zahl an 
Unterschriften, so wird dieser Wahlvorschlag ebenfalls von der Wahlleiterin der 
Gemeinde mit einer Liste zur Leistung der noch erforderlichen Unterschriften (Anlage 
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7a zur ThürKWO) verbunden und unverzüglich nach Einreichung des 
Wahlvorschlages ausgelegt. Die Ausführungen unter 3.3 gelten entsprechend. 

4. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung der Aufforderung 
zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht werden. Sie müssen spätestens 
am 11. April 2014 bis 18.00 Uhr eingereicht sein. Die Wahlvorschläge sind bei der 
Wahlleiterin der Gemeinde Unstruttal, Herrenstraße 43, 99974 Unstruttal, OT 
Ammern einzureichen. Eingereichte Wahlvorschläge können nur bis zum 11. April 
2014 bis 18.00 Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftragten des 
Wahlvorschlags und der Mehrheit der übrigen Unterzeichner des Wahlvorschlags 
oder durch schriftliche Erklärung des Einzelbewerbers zurückgenommen werden. 

5. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag eingereicht, so wird die Wahl 
ohne Bindung an einen vorgeschlagenen Bewerber durchgeführt. 

6. Die eingereichten Wahlvorschläge werden von der Wahlleiterin der Gemeinde 
unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftragten oder die Einzelbewerber 
aufgefordert, festgestellte Mängel zu beseitigen. Mängel der Wahlvorschläge müssen 
spätestens am 21. April 2014 bis 18.00 Uhr behoben sein. Am 22. April 2014 tritt 
der Wahlausschuss der Gemeinde zusammen und beschließt, ob die eingereichten 
Wahlvorschläge den durch das Thüringer Kommunalwahlgesetz und die Thüringer 
Kommunalwahlordnung gestellten Anforderungen entsprechen und als gültig 
zuzulassen sind. Stirbt ein Bewerber oder verliert er die Wählbarkeit nach der 
Zulassung des Wahlvorschlages, aber vor der Wahl, so findet die Wahl nicht statt. 

7. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in männlicher und weiblicher 
Form. 

 
Matthäus 
Wahlleiterin 

 
 

Bekanntmachung 
der Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen 

zur Wahl des Ortsteilbürgermeisters 
 

1. In dem Ortsteil mit Ortsteilverfassung der Gemeinde Unstruttal, OT Horsmar 
wird  

am 25. Mai 2014 ein Ortsteilbürgermeister als Ehrenbeamter der Gemeinde 
gewählt. 
Zum Ortsteilbürgermeister ist jeder Wahlberechtigte im Sinne der §§ 1 und 2 
Thüringer Kommunalwahlgesetz (ThürKWG) wählbar, der am Wahltag das 21. 
Lebensjahr vollendet und seit mindestens sechs Monaten seinen Aufenthalt in dem 
Ortsteil hat; der Aufenthalt in dem Ortsteil wird vermutet, wenn die Person im Gebiet 
des Ortsteils gemeldet ist. Bei mehreren Wohnungen ist die Hauptwohnung im Sinne 
des Melderechts maßgebend. 
Personen, die die Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der 
Europäischen Union besitzen, sind unter denselben Bedingungen wahlberechtigt und 
wählbar wie Deutsche. 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesrepublik Deutschland: 
Belgien, Bulgarien, Dänemark, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, 
Großbritannien, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, 
Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowenien, 
Slowakei, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn und Zypern. 
Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen 
einer vorsätzlichen Straftat in Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung befindet. 
Zum Ortsteilbürgermeister kann außerdem nicht gewählt werden, wer nicht die 
Gewähr dafür bietet, dass er jederzeit für die freiheitliche demokratische 
Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes und der Landesverfassung eintritt. 
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Darüber hinaus ist nicht wählbar, wer im Übrigen die persönliche Eignung für eine 
Berufung in ein Beamtenverhältnis nach den für Beamte des Landes geltenden 
Bestimmungen nicht besitzt. Jeder Bewerber für das Amt des Ortsteilbürgermeisters 
hat für die Zulassung zur Wahl gegenüber der Wahlleiterin der Gemeinde eine 
schriftliche Erklärung abzugeben, ob er wissentlich als hauptamtlicher oder 
inoffizieller Mitarbeiter mit dem Ministerium für Staatssicherheit, dem Amt für 
Nationale Sicherheit oder Beauftragten dieser Einrichtungen zusammengearbeitet 
hat; er muss ferner erklären, dass er mit der Einholung der erforderlichen Auskünfte 
insbesondere beim Landesamt für Verfassungsschutz sowie beim 
Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen 
DDR einverstanden ist und ihm die Eignung für eine Berufung in ein 
Beamtenverhältnis nach den für Beamte des Landes geltenden Bestimmungen nicht 
fehlt (§ 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG). 

1.1 Wahlvorschläge für die Wahl des Ortsteilbürgermeisters können von Parteien im 
Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes, Wählergruppen und Einzelbewerbern 
eingereicht werden. 
Zur Einreichung von Wahlvorschlägen wird hiermit aufgefordert. 
Jede Partei, jede Wählergruppe oder jeder Einzelbewerber kann nur einen 
Wahlvorschlag einreichen, der nur einen Bewerber enthalten darf und dem eine 
Erklärung des Bewerbers nach § 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG beizufügen ist. Der 
Bewerber darf nur in einem Wahlvorschlag aufgestellt werden; er muss hierzu seine 
Zustimmung schriftlich erteilen, sofern er Bewerber im Wahlvorschlag einer Partei 
oder Wählergruppe ist. 
Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss den Namen und ggf. die 
Kurzbezeichnung der Partei oder der Wählergruppe als Kennwort tragen; dem 
Kennwort kann eine weitere Bezeichnung hinzugefügt werden, wenn das zur 
deutlichen Unterscheidung der Wahlvorschläge erforderlich ist. Gemeinsame 
Wahlvorschläge müssen die Namen sämtlicher daran beteiligter Parteien oder 
Wählergruppen tragen. Die Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen 
müssen die Unterschriften von zehn Wahlberechtigten tragen, die nicht Bewerber des 
Wahlvorschlags sind. Jede Person darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Bei 
Mehrfachunterzeichnungen erklärt der Wahlausschuss die Unterzeichnung für 
ungültig. 
In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter zu bezeichnen. 
Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen wahlberechtigt sein. Fehlt eine 
Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags als Beauftragter, 
der zweite als sein Stellvertreter. Ist nur ein Beauftragter und nicht auch der 
Stellvertreter bezeichnet, dann ist der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags der 
Stellvertreter. Soweit im Thüringer Kommunalwahlgesetz nichts anderes bestimmt ist, 
sind nur der Beauftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen. Im 
Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftragten. Der Beauftragte und sein 
Stellvertreter können durch schriftliche Erklärung der Mehrheit der Unterzeichner des 
Wahlvorschlags gegenüber der Wahlleiterin der Gemeinde abberufen und durch 
andere ersetzt werden. 

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem Muster der Anlage 
5 zur Thüringer Kommunalwahlordnung (ThürKWO) enthalten: 
a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe, 
b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift des Bewerbers, 
c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters, 
d) die Unterschriften von zehn Wahlberechtigten unter Angabe ihres Vor- und 

Nachnamens, ihres Geburtsdatums und ihrer Anschrift. 
Dem Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe sind als Anlage beizufügen: 
Die Erklärungen des Bewerbers nach dem Muster der Anlage 6a zur ThürKWO, dass 
er nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvorschlag als Bewerber aufgestellt 
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ist, dass er der Aufnahme in dem Wahlvorschlag zustimmt sowie die Erklärung des 
Bewerbers nach § 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG. 

1.3 Der Wahlvorschlag des Einzelbewerbers muss nach dem Muster der Anlagen 7 und 
7a zur ThürKWO den Nachnamen des Bewerbers als Kennwort, den Vornamen, das 
Geburtsdatum, den Beruf und die Anschrift des Bewerbers sowie unter Angabe des 
Vor- und Nachnamens, des Geburtsdatums und der Anschrift die Unterschriften von 
mindestens fünfmal soviel Wahlberechtigten tragen, wie weitere Mitglieder des 
Ortsteilrats zu wählen sind, insgesamt 30 Unterschriften. Bewirbt sich der bisherige 
Ortsteilbürgermeister als Einzelbewerber, sind keine Unterstützungsunterschriften 
erforderlich. 
Dem Wahlvorschlag des Einzelbewerbers sind als Anlage beizufügen: 
Die Erklärung des Einzelbewerbers nach dem Muster der Anlage 6a zur ThürKWO, 
dass er nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvorschlag als Bewerber 
aufgestellt ist sowie die Erklärung nach § 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG. 

2. Der von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellte Bewerber muss in einer zu 
diesem Zweck einberufenen Versammlung von den wahlberechtigten Mitgliedern der 
Partei oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wählergruppe in geheimer 
Abstimmung gewählt werden. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung 
ist vorschlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihre Ziele 
der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. Zur Aufstellung eines 
gemeinsamen Wahlvorschlags ist eine gemeinsame Versammlung aller beteiligten 
Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Der Bewerber kann auch durch eine 
Versammlung von Delegierten, die von den wahlberechtigten Mitgliedern der Partei 
oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wählergruppe aus der Mitte einer 
vorgenannten Mitgliederversammlung zu diesem Zweck gewählt worden sind, in 
geheimer Abstimmung gewählt werden. 
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl des Bewerbers, Ort und Zeit der 
Versammlung, die Form der Einladung sowie die Zahl der Anwesenden ist mit dem 
Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der Versammlungsleiter und zwei weitere 
Teilnehmer der Versammlung gegenüber der Wahlleiterin der Gemeinde an Eides 
statt zu versichern, dass die Wahl in geheimer Abstimmung erfolgt ist, dass jeder 
stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung vorschlagsberechtigt war und den 
Bewerbern Gelegenheit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in 
angemessener Zeit vorzustellen. Die Wahlleiterin der Gemeinde ist zur Abnahme 
einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; sie gilt insoweit als zuständige 
Behörde im Sinne des § 156 des Strafgesetzbuches. 

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht aufgrund eines eigenen 
einzelnen Wahlvorschlags seit der letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im 
Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises, in dem die Gemeinde liegt, im 
Gemeinderat oder im Ortsteilrat des Ortsteiles Horsmar vertreten sind, müssen 
neben den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder 
Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzlich von fünfmal soviel 
Wahlberechtigten unterstützt werden wie weitere Mitglieder des Ortsteilrats zu wählen 
sind (zusätzlich 30 Unterschriften). 

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger eines 
gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder im Gemeinderat oder Ortsteilrat 
vertreten ist, benötigt bei Einreichung eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags neben 
den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei 
oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche Unterstützungsunterschriften von 
fünfmal soviel Wahlberechtigten wie Ortsteilratsmitglieder zu wählen sind (zusätzlich 
30 Unterschriften). Ein gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen 
Unterstützungsunterschriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträger seit der letzten 
Wahl in ihrer Gesamtheit im Gemeinderat oder im Kreistag aufgrund desselben 
gemeinsamen Wahlvorschlags ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer der 
beteiligten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen Wahlvorschlag keiner 
Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil der Wahlvorschlagsträger seit der letzten 
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Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des 
Landkreises, in dem die Gemeinde liegt oder im Gemeinderat oder Ortsteilrat 
vertreten ist. 

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine Partei oder 
Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Namen einen Wahlvorschlag 
einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§ 14 
Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits Bewerber oder Unterzeichner des früheren 
Wahlvorschlags war. 

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstützungsunterschriften 
persönlich nach der Einreichung des Wahlvorschlags in eine von der Wahlleiterin bei 
der Gemeindeverwaltung Unstruttal bis zum 21. April 2014, 18.00 Uhr, 
ausgelegte Liste unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihrer Anschrift und ihres 
Geburtsdatums einzutragen und eine eigenhändige Unterschrift zu leisten. Die Liste 
zur Leistung von Unterstützungsunterschriften wird von der Wahlleiterin der 
Gemeinde mit dem Wahlvorschlag verbunden und unverzüglich nach Einreichung des 
Wahlvorschlags während der üblichen Dienstzeiten in der Gemeindeverwaltung 
Unstruttal, Herrenstraße 43, 99974 Unstruttal, OT Ammern, Zimmer 11 
Montag von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
Dienstag von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr 
Mittwoch von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
Donnerstag von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13 00 Uhr bis 16.00 Uhr 
Freitag  von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
ausgelegt. 
Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit oder einer 
körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter unzumutbaren Schwierigkeiten in 
der Lage sind, einen Eintragungsraum bei der Gemeindeverwaltung aufzusuchen, 
erhalten auf Antrag einen Eintragungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall 
dadurch bewirkt werden, dass die wahlberechtigte Person auf dem Eintragungsschein 
ihre Unterstützung eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt und eine Hilfsperson 
beauftragt, die Eintragung im Eintragungsraum für sie vorzunehmen; die 
wahlberechtigte Person hat auf dem Eintragungsschein an Eides statt zu versichern, 
dass die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintragungsscheins vorliegen. 
Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlossen sind Bewerber 
von Wahlvorschlägen für dieselbe Wahl sowie Wahlberechtigte, die sich für dieselbe 
Wahl bereits in eine andere Unterstützungsliste eingetragen haben oder einen 
Wahlvorschlag für dieselbe Wahl unterzeichnet haben. Geleistete Unterschriften 
können nicht zurückgenommen werden. 

3.4 Trägt der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers noch nicht die erforderliche Zahl an 
Unterschriften, so wird dieser Wahlvorschlag ebenfalls von der Wahlleiterin der 
Gemeinde mit einer Liste zur Leistung der noch erforderlichen Unterschriften (Anlage 
7a zur ThürKWO) verbunden und unverzüglich nach Einreichung des 
Wahlvorschlages ausgelegt. Die Ausführungen unter 3.3 gelten entsprechend. 

4. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung der Aufforderung 
zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht werden. Sie müssen spätestens 
am 11. April 2014 bis 18.00 Uhr eingereicht sein. Die Wahlvorschläge sind bei der 
Wahlleiterin der Gemeinde Unstruttal, Herrenstraße 43, 99974 Unstruttal, OT 
Ammern einzureichen. Eingereichte Wahlvorschläge können nur bis zum 11. April 
2014 bis 18.00 Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftragten des 
Wahlvorschlags und der Mehrheit der übrigen Unterzeichner des Wahlvorschlags 
oder durch schriftliche Erklärung des Einzelbewerbers zurückgenommen werden. 

5. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag eingereicht, so wird die Wahl 
ohne Bindung an einen vorgeschlagenen Bewerber durchgeführt. 

6. Die eingereichten Wahlvorschläge werden von der Wahlleiterin der Gemeinde 
unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftragten oder die Einzelbewerber 
aufgefordert, festgestellte Mängel zu beseitigen. Mängel der Wahlvorschläge müssen 
spätestens am 21. April 2014 bis 18.00 Uhr behoben sein. Am 22. April 2014 tritt 
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der Wahlausschuss der Gemeinde zusammen und beschließt, ob die eingereichten 
Wahlvorschläge den durch das Thüringer Kommunalwahlgesetz und die Thüringer 
Kommunalwahlordnung gestellten Anforderungen entsprechen und als gültig 
zuzulassen sind. Stirbt ein Bewerber oder verliert er die Wählbarkeit nach der 
Zulassung des Wahlvorschlages, aber vor der Wahl, so findet die Wahl nicht statt. 

7. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in männlicher und weiblicher 
Form. 

 
Matthäus 
Wahlleiterin 

 
 

Bekanntmachung 
der Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen 

zur Wahl des Ortsteilbürgermeisters 
 

1. In dem Ortsteil mit Ortsteilverfassung der Gemeinde Unstruttal, OT 
Kaisershagen wird  

am 25. Mai 2014 ein Ortsteilbürgermeister als Ehrenbeamter der Gemeinde 
gewählt. 
Zum Ortsteilbürgermeister ist jeder Wahlberechtigte im Sinne der §§ 1 und 2 
Thüringer Kommunalwahlgesetz (ThürKWG) wählbar, der am Wahltag das 21. 
Lebensjahr vollendet und seit mindestens sechs Monaten seinen Aufenthalt in dem 
Ortsteil hat; der Aufenthalt in dem Ortsteil wird vermutet, wenn die Person im Gebiet 
des Ortsteils gemeldet ist. Bei mehreren Wohnungen ist die Hauptwohnung im Sinne 
des Melderechts maßgebend. 
Personen, die die Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der 
Europäischen Union besitzen, sind unter denselben Bedingungen wahlberechtigt und 
wählbar wie Deutsche. 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesrepublik Deutschland: 
Belgien, Bulgarien, Dänemark, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, 
Großbritannien, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, 
Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowenien, 
Slowakei, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn und Zypern. 
Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen 
einer vorsätzlichen Straftat in Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung befindet. 
Zum Ortsteilbürgermeister kann außerdem nicht gewählt werden, wer nicht die 
Gewähr dafür bietet, dass er jederzeit für die freiheitliche demokratische 
Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes und der Landesverfassung eintritt. 
Darüber hinaus ist nicht wählbar, wer im Übrigen die persönliche Eignung für eine 
Berufung in ein Beamtenverhältnis nach den für Beamte des Landes geltenden 
Bestimmungen nicht besitzt. Jeder Bewerber für das Amt des Ortsteilbürgermeisters 
hat für die Zulassung zur Wahl gegenüber der Wahlleiterin der Gemeinde eine 
schriftliche Erklärung abzugeben, ob er wissentlich als hauptamtlicher oder 
inoffizieller Mitarbeiter mit dem Ministerium für Staatssicherheit, dem Amt für 
Nationale Sicherheit oder Beauftragten dieser Einrichtungen zusammengearbeitet 
hat; er muss ferner erklären, dass er mit der Einholung der erforderlichen Auskünfte 
insbesondere beim Landesamt für Verfassungsschutz sowie beim 
Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen 
DDR einverstanden ist und ihm die Eignung für eine Berufung in ein 
Beamtenverhältnis nach den für Beamte des Landes geltenden Bestimmungen nicht 
fehlt (§ 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG). 

1.1 Wahlvorschläge für die Wahl des Ortsteilbürgermeisters können von Parteien im 
Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes, Wählergruppen und Einzelbewerbern 
eingereicht werden. 
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Zur Einreichung von Wahlvorschlägen wird hiermit aufgefordert. 
Jede Partei, jede Wählergruppe oder jeder Einzelbewerber kann nur einen 
Wahlvorschlag einreichen, der nur einen Bewerber enthalten darf und dem eine 
Erklärung des Bewerbers nach § 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG beizufügen ist. Der 
Bewerber darf nur in einem Wahlvorschlag aufgestellt werden; er muss hierzu seine 
Zustimmung schriftlich erteilen, sofern er Bewerber im Wahlvorschlag einer Partei 
oder Wählergruppe ist. 
Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss den Namen und ggf. die 
Kurzbezeichnung der Partei oder der Wählergruppe als Kennwort tragen; dem 
Kennwort kann eine weitere Bezeichnung hinzugefügt werden, wenn das zur 
deutlichen Unterscheidung der Wahlvorschläge erforderlich ist. Gemeinsame 
Wahlvorschläge müssen die Namen sämtlicher daran beteiligter Parteien oder 
Wählergruppen tragen. Die Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen 
müssen die Unterschriften von zehn Wahlberechtigten tragen, die nicht Bewerber des 
Wahlvorschlags sind. Jede Person darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Bei 
Mehrfachunterzeichnungen erklärt der Wahlausschuss die Unterzeichnung für 
ungültig. 
In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter zu bezeichnen. 
Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen wahlberechtigt sein. Fehlt eine 
Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags als Beauftragter, 
der zweite als sein Stellvertreter. Ist nur ein Beauftragter und nicht auch der 
Stellvertreter bezeichnet, dann ist der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags der 
Stellvertreter. Soweit im Thüringer Kommunalwahlgesetz nichts anderes bestimmt ist, 
sind nur der Beauftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen. Im 
Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftragten. Der Beauftragte und sein 
Stellvertreter können durch schriftliche Erklärung der Mehrheit der Unterzeichner des 
Wahlvorschlags gegenüber der Wahlleiterin der Gemeinde abberufen und durch 
andere ersetzt werden. 

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem Muster der Anlage 
5 zur Thüringer Kommunalwahlordnung (ThürKWO) enthalten: 
a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe, 
b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift des Bewerbers, 
c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters, 
d) die Unterschriften von zehn Wahlberechtigten unter Angabe ihres Vor- und 

Nachnamens, ihres Geburtsdatums und ihrer Anschrift. 
Dem Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe sind als Anlage beizufügen: 
Die Erklärungen des Bewerbers nach dem Muster der Anlage 6a zur ThürKWO, dass 
er nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvorschlag als Bewerber aufgestellt 
ist, dass er der Aufnahme in dem Wahlvorschlag zustimmt sowie die Erklärung des 
Bewerbers nach § 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG. 

1.3 Der Wahlvorschlag des Einzelbewerbers muss nach dem Muster der Anlagen 7 und 
7a zur ThürKWO den Nachnamen des Bewerbers als Kennwort, den Vornamen, das 
Geburtsdatum, den Beruf und die Anschrift des Bewerbers sowie unter Angabe des 
Vor- und Nachnamens, des Geburtsdatums und der Anschrift die Unterschriften von 
mindestens fünfmal soviel Wahlberechtigten tragen, wie weitere Mitglieder des 
Ortsteilrats zu wählen sind, insgesamt 20 Unterschriften. Bewirbt sich der bisherige 
Ortsteilbürgermeister als Einzelbewerber, sind keine Unterstützungsunterschriften 
erforderlich. 
Dem Wahlvorschlag des Einzelbewerbers sind als Anlage beizufügen: 
Die Erklärung des Einzelbewerbers nach dem Muster der Anlage 6a zur ThürKWO, 
dass er nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvorschlag als Bewerber 
aufgestellt ist sowie die Erklärung nach § 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG. 

2. Der von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellte Bewerber muss in einer zu 
diesem Zweck einberufenen Versammlung von den wahlberechtigten Mitgliedern der 
Partei oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wählergruppe in geheimer 
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Abstimmung gewählt werden. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung 
ist vorschlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihre Ziele 
der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. Zur Aufstellung eines 
gemeinsamen Wahlvorschlags ist eine gemeinsame Versammlung aller beteiligten 
Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Der Bewerber kann auch durch eine 
Versammlung von Delegierten, die von den wahlberechtigten Mitgliedern der Partei 
oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wählergruppe aus der Mitte einer 
vorgenannten Mitgliederversammlung zu diesem Zweck gewählt worden sind, in 
geheimer Abstimmung gewählt werden. 
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl des Bewerbers, Ort und Zeit der 
Versammlung, die Form der Einladung sowie die Zahl der Anwesenden ist mit dem 
Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der Versammlungsleiter und zwei weitere 
Teilnehmer der Versammlung gegenüber der Wahlleiterin der Gemeinde an Eides 
statt zu versichern, dass die Wahl in geheimer Abstimmung erfolgt ist, dass jeder 
stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung vorschlagsberechtigt war und den 
Bewerbern Gelegenheit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in 
angemessener Zeit vorzustellen. Die Wahlleiterin der Gemeinde ist zur Abnahme 
einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; sie gilt insoweit als zuständige 
Behörde im Sinne des § 156 des Strafgesetzbuches. 

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht aufgrund eines eigenen 
einzelnen Wahlvorschlags seit der letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im 
Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises, in dem die Gemeinde liegt, im 
Gemeinderat oder im Ortsteilrat des Ortsteiles Kaisershagen vertreten sind, müssen 
neben den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder 
Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzlich von fünfmal soviel 
Wahlberechtigten unterstützt werden wie weitere Mitglieder des Ortsteilrats zu wählen 
sind (zusätzlich 20 Unterschriften). 

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger eines 
gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder im Gemeinderat oder Ortsteilrat 
vertreten ist, benötigt bei Einreichung eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags neben 
den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei 
oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche Unterstützungsunterschriften von 
fünfmal soviel Wahlberechtigten wie Ortsteilratsmitglieder zu wählen sind (zusätzlich 
20 Unterschriften). Ein gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen 
Unterstützungsunterschriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträger seit der letzten 
Wahl in ihrer Gesamtheit im Gemeinderat oder im Kreistag aufgrund desselben 
gemeinsamen Wahlvorschlags ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer der 
beteiligten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen Wahlvorschlag keiner 
Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil der Wahlvorschlagsträger seit der letzten 
Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des 
Landkreises, in dem die Gemeinde liegt oder im Gemeinderat oder Ortsteilrat 
vertreten ist. 

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine Partei oder 
Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Namen einen Wahlvorschlag 
einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§ 14 
Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits Bewerber oder Unterzeichner des früheren 
Wahlvorschlags war. 

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstützungsunterschriften 
persönlich nach der Einreichung des Wahlvorschlags in eine von der Wahlleiterin bei 
der Gemeindeverwaltung Unstruttal bis zum 21. April 2014, 18.00 Uhr, 
ausgelegte Liste unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihrer Anschrift und ihres 
Geburtsdatums einzutragen und eine eigenhändige Unterschrift zu leisten. Die Liste 
zur Leistung von Unterstützungsunterschriften wird von der Wahlleiterin der 
Gemeinde mit dem Wahlvorschlag verbunden und unverzüglich nach Einreichung des 
Wahlvorschlags während der üblichen Dienstzeiten in der Gemeindeverwaltung 
Unstruttal, Herrenstraße 43, 99974 Unstruttal, OT Ammern, Zimmer 11 
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Montag von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
Dienstag von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr 
Mittwoch von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
Donnerstag von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13 00 Uhr bis 16.00 Uhr 
Freitag  von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
ausgelegt. 
Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit oder einer 
körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter unzumutbaren Schwierigkeiten in 
der Lage sind, einen Eintragungsraum bei der Gemeindeverwaltung aufzusuchen, 
erhalten auf Antrag einen Eintragungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall 
dadurch bewirkt werden, dass die wahlberechtigte Person auf dem Eintragungsschein 
ihre Unterstützung eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt und eine Hilfsperson 
beauftragt, die Eintragung im Eintragungsraum für sie vorzunehmen; die 
wahlberechtigte Person hat auf dem Eintragungsschein an Eides statt zu versichern, 
dass die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintragungsscheins vorliegen. 
Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlossen sind Bewerber 
von Wahlvorschlägen für dieselbe Wahl sowie Wahlberechtigte, die sich für dieselbe 
Wahl bereits in eine andere Unterstützungsliste eingetragen haben oder einen 
Wahlvorschlag für dieselbe Wahl unterzeichnet haben. Geleistete Unterschriften 
können nicht zurückgenommen werden. 

3.4 Trägt der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers noch nicht die erforderliche Zahl an 
Unterschriften, so wird dieser Wahlvorschlag ebenfalls von der Wahlleiterin der 
Gemeinde mit einer Liste zur Leistung der noch erforderlichen Unterschriften (Anlage 
7a zur ThürKWO) verbunden und unverzüglich nach Einreichung des 
Wahlvorschlages ausgelegt. Die Ausführungen unter 3.3 gelten entsprechend. 

4. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung der Aufforderung 
zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht werden. Sie müssen spätestens 
am 11. April 2014 bis 18.00 Uhr eingereicht sein. Die Wahlvorschläge sind bei der 
Wahlleiterin der Gemeinde Unstruttal, Herrenstraße 43, 99974 Unstruttal, OT 
Ammern einzureichen. Eingereichte Wahlvorschläge können nur bis zum 11. April 
2014 bis 18.00 Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftragten des 
Wahlvorschlags und der Mehrheit der übrigen Unterzeichner des Wahlvorschlags 
oder durch schriftliche Erklärung des Einzelbewerbers zurückgenommen werden. 

5. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag eingereicht, so wird die Wahl 
ohne Bindung an einen vorgeschlagenen Bewerber durchgeführt. 

6. Die eingereichten Wahlvorschläge werden von der Wahlleiterin der Gemeinde 
unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftragten oder die Einzelbewerber 
aufgefordert, festgestellte Mängel zu beseitigen. Mängel der Wahlvorschläge müssen 
spätestens am 21. April 2014 bis 18.00 Uhr behoben sein. Am 22. April 2014 tritt 
der Wahlausschuss der Gemeinde zusammen und beschließt, ob die eingereichten 
Wahlvorschläge den durch das Thüringer Kommunalwahlgesetz und die Thüringer 
Kommunalwahlordnung gestellten Anforderungen entsprechen und als gültig 
zuzulassen sind. Stirbt ein Bewerber oder verliert er die Wählbarkeit nach der 
Zulassung des Wahlvorschlages, aber vor der Wahl, so findet die Wahl nicht statt. 

7. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in männlicher und weiblicher 
Form. 

 
Matthäus 
Wahlleiterin 
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Bekanntmachung 
der Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen 

zur Wahl des Ortsteilbürgermeisters 
 

1. In dem Ortsteil mit Ortsteilverfassung der Gemeinde Unstruttal, OT Reiser wird  
am 25. Mai 2014 ein Ortsteilbürgermeister als Ehrenbeamter der Gemeinde 
gewählt. 
Zum Ortsteilbürgermeister ist jeder Wahlberechtigte im Sinne der §§ 1 und 2 
Thüringer Kommunalwahlgesetz (ThürKWG) wählbar, der am Wahltag das 21. 
Lebensjahr vollendet und seit mindestens sechs Monaten seinen Aufenthalt in dem 
Ortsteil hat; der Aufenthalt in dem Ortsteil wird vermutet, wenn die Person im Gebiet 
des Ortsteils gemeldet ist. Bei mehreren Wohnungen ist die Hauptwohnung im Sinne 
des Melderechts maßgebend. 
Personen, die die Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der 
Europäischen Union besitzen, sind unter denselben Bedingungen wahlberechtigt und 
wählbar wie Deutsche. 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesrepublik Deutschland: 
Belgien, Bulgarien, Dänemark, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, 
Großbritannien, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, 
Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowenien, 
Slowakei, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn und Zypern. 
Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen 
einer vorsätzlichen Straftat in Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung befindet. 
Zum Ortsteilbürgermeister kann außerdem nicht gewählt werden, wer nicht die 
Gewähr dafür bietet, dass er jederzeit für die freiheitliche demokratische 
Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes und der Landesverfassung eintritt. 
Darüber hinaus ist nicht wählbar, wer im Übrigen die persönliche Eignung für eine 
Berufung in ein Beamtenverhältnis nach den für Beamte des Landes geltenden 
Bestimmungen nicht besitzt. Jeder Bewerber für das Amt des Ortsteilbürgermeisters 
hat für die Zulassung zur Wahl gegenüber der Wahlleiterin der Gemeinde eine 
schriftliche Erklärung abzugeben, ob er wissentlich als hauptamtlicher oder 
inoffizieller Mitarbeiter mit dem Ministerium für Staatssicherheit, dem Amt für 
Nationale Sicherheit oder Beauftragten dieser Einrichtungen zusammengearbeitet 
hat; er muss ferner erklären, dass er mit der Einholung der erforderlichen Auskünfte 
insbesondere beim Landesamt für Verfassungsschutz sowie beim 
Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen 
DDR einverstanden ist und ihm die Eignung für eine Berufung in ein 
Beamtenverhältnis nach den für Beamte des Landes geltenden Bestimmungen nicht 
fehlt (§ 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG). 

1.1 Wahlvorschläge für die Wahl des Ortsteilbürgermeisters können von Parteien im 
Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes, Wählergruppen und Einzelbewerbern 
eingereicht werden. 
Zur Einreichung von Wahlvorschlägen wird hiermit aufgefordert. 
Jede Partei, jede Wählergruppe oder jeder Einzelbewerber kann nur einen 
Wahlvorschlag einreichen, der nur einen Bewerber enthalten darf und dem eine 
Erklärung des Bewerbers nach § 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG beizufügen ist. Der 
Bewerber darf nur in einem Wahlvorschlag aufgestellt werden; er muss hierzu seine 
Zustimmung schriftlich erteilen, sofern er Bewerber im Wahlvorschlag einer Partei 
oder Wählergruppe ist. 
Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss den Namen und ggf. die 
Kurzbezeichnung der Partei oder der Wählergruppe als Kennwort tragen; dem 
Kennwort kann eine weitere Bezeichnung hinzugefügt werden, wenn das zur 
deutlichen Unterscheidung der Wahlvorschläge erforderlich ist. Gemeinsame 
Wahlvorschläge müssen die Namen sämtlicher daran beteiligter Parteien oder 
Wählergruppen tragen. Die Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen 
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müssen die Unterschriften von zehn Wahlberechtigten tragen, die nicht Bewerber des 
Wahlvorschlags sind. Jede Person darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Bei 
Mehrfachunterzeichnungen erklärt der Wahlausschuss die Unterzeichnung für 
ungültig. 
In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter zu bezeichnen. 
Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen wahlberechtigt sein. Fehlt eine 
Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags als Beauftragter, 
der zweite als sein Stellvertreter. Ist nur ein Beauftragter und nicht auch der 
Stellvertreter bezeichnet, dann ist der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags der 
Stellvertreter. Soweit im Thüringer Kommunalwahlgesetz nichts anderes bestimmt ist, 
sind nur der Beauftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen. Im 
Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftragten. Der Beauftragte und sein 
Stellvertreter können durch schriftliche Erklärung der Mehrheit der Unterzeichner des 
Wahlvorschlags gegenüber der Wahlleiterin der Gemeinde abberufen und durch 
andere ersetzt werden. 

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem Muster der Anlage 
5 zur Thüringer Kommunalwahlordnung (ThürKWO) enthalten: 
a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe, 
b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift des Bewerbers, 
c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters, 
d) die Unterschriften von zehn Wahlberechtigten unter Angabe ihres Vor- und 

Nachnamens, ihres Geburtsdatums und ihrer Anschrift. 
Dem Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe sind als Anlage beizufügen: 
Die Erklärungen des Bewerbers nach dem Muster der Anlage 6a zur ThürKWO, dass 
er nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvorschlag als Bewerber aufgestellt 
ist, dass er der Aufnahme in dem Wahlvorschlag zustimmt sowie die Erklärung des 
Bewerbers nach § 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG. 

1.3 Der Wahlvorschlag des Einzelbewerbers muss nach dem Muster der Anlagen 7 und 
7a zur ThürKWO den Nachnamen des Bewerbers als Kennwort, den Vornamen, das 
Geburtsdatum, den Beruf und die Anschrift des Bewerbers sowie unter Angabe des 
Vor- und Nachnamens, des Geburtsdatums und der Anschrift die Unterschriften von 
mindestens fünfmal soviel Wahlberechtigten tragen, wie weitere Mitglieder des 
Ortsteilrats zu wählen sind, insgesamt 20 Unterschriften. Bewirbt sich der bisherige 
Ortsteilbürgermeister als Einzelbewerber, sind keine Unterstützungsunterschriften 
erforderlich. 
Dem Wahlvorschlag des Einzelbewerbers sind als Anlage beizufügen: 
Die Erklärung des Einzelbewerbers nach dem Muster der Anlage 6a zur ThürKWO, 
dass er nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvorschlag als Bewerber 
aufgestellt ist sowie die Erklärung nach § 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG. 

2. Der von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellte Bewerber muss in einer zu 
diesem Zweck einberufenen Versammlung von den wahlberechtigten Mitgliedern der 
Partei oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wählergruppe in geheimer 
Abstimmung gewählt werden. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung 
ist vorschlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihre Ziele 
der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. Zur Aufstellung eines 
gemeinsamen Wahlvorschlags ist eine gemeinsame Versammlung aller beteiligten 
Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Der Bewerber kann auch durch eine 
Versammlung von Delegierten, die von den wahlberechtigten Mitgliedern der Partei 
oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wählergruppe aus der Mitte einer 
vorgenannten Mitgliederversammlung zu diesem Zweck gewählt worden sind, in 
geheimer Abstimmung gewählt werden. 
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl des Bewerbers, Ort und Zeit der 
Versammlung, die Form der Einladung sowie die Zahl der Anwesenden ist mit dem 
Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der Versammlungsleiter und zwei weitere 
Teilnehmer der Versammlung gegenüber der Wahlleiterin der Gemeinde an Eides 
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statt zu versichern, dass die Wahl in geheimer Abstimmung erfolgt ist, dass jeder 
stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung vorschlagsberechtigt war und den 
Bewerbern Gelegenheit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in 
angemessener Zeit vorzustellen. Die Wahlleiterin der Gemeinde ist zur Abnahme 
einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; sie gilt insoweit als zuständige 
Behörde im Sinne des § 156 des Strafgesetzbuches. 

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht aufgrund eines eigenen 
einzelnen Wahlvorschlags seit der letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im 
Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises, in dem die Gemeinde liegt, im 
Gemeinderat oder im Ortsteilrat des Ortsteiles Reiser vertreten sind, müssen neben 
den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei 
oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzlich von fünfmal soviel Wahlberechtigten 
unterstützt werden wie weitere Mitglieder des Ortsteilrats zu wählen sind (zusätzlich 
20 Unterschriften). 

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger eines 
gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder im Gemeinderat oder Ortsteilrat 
vertreten ist, benötigt bei Einreichung eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags neben 
den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei 
oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche Unterstützungsunterschriften von 
fünfmal soviel Wahlberechtigten wie Ortsteilratsmitglieder zu wählen sind (zusätzlich 
20 Unterschriften). Ein gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen 
Unterstützungsunterschriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträger seit der letzten 
Wahl in ihrer Gesamtheit im Gemeinderat oder im Kreistag aufgrund desselben 
gemeinsamen Wahlvorschlags ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer der 
beteiligten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen Wahlvorschlag keiner 
Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil der Wahlvorschlagsträger seit der letzten 
Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des 
Landkreises, in dem die Gemeinde liegt oder im Gemeinderat oder Ortsteilrat 
vertreten ist. 

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine Partei oder 
Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Namen einen Wahlvorschlag 
einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§ 14 
Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits Bewerber oder Unterzeichner des früheren 
Wahlvorschlags war. 

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstützungsunterschriften 
persönlich nach der Einreichung des Wahlvorschlags in eine von der Wahlleiterin bei 
der Gemeindeverwaltung Unstruttal bis zum 21. April 2014, 18.00 Uhr, 
ausgelegte Liste unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihrer Anschrift und ihres 
Geburtsdatums einzutragen und eine eigenhändige Unterschrift zu leisten. Die Liste 
zur Leistung von Unterstützungsunterschriften wird von der Wahlleiterin der 
Gemeinde mit dem Wahlvorschlag verbunden und unverzüglich nach Einreichung des 
Wahlvorschlags während der üblichen Dienstzeiten in der Gemeindeverwaltung 
Unstruttal, Herrenstraße 43, 99974 Unstruttal, OT Ammern, Zimmer 11 
Montag von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
Dienstag von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr 
Mittwoch von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
Donnerstag von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13 00 Uhr bis 16.00 Uhr 
Freitag  von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
ausgelegt. 
Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit oder einer 
körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter unzumutbaren Schwierigkeiten in 
der Lage sind, einen Eintragungsraum bei der Gemeindeverwaltung aufzusuchen, 
erhalten auf Antrag einen Eintragungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall 
dadurch bewirkt werden, dass die wahlberechtigte Person auf dem Eintragungsschein 
ihre Unterstützung eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt und eine Hilfsperson 
beauftragt, die Eintragung im Eintragungsraum für sie vorzunehmen; die 
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wahlberechtigte Person hat auf dem Eintragungsschein an Eides statt zu versichern, 
dass die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintragungsscheins vorliegen. 
Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlossen sind Bewerber 
von Wahlvorschlägen für dieselbe Wahl sowie Wahlberechtigte, die sich für dieselbe 
Wahl bereits in eine andere Unterstützungsliste eingetragen haben oder einen 
Wahlvorschlag für dieselbe Wahl unterzeichnet haben. Geleistete Unterschriften 
können nicht zurückgenommen werden. 

3.4 Trägt der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers noch nicht die erforderliche Zahl an 
Unterschriften, so wird dieser Wahlvorschlag ebenfalls von der Wahlleiterin der 
Gemeinde mit einer Liste zur Leistung der noch erforderlichen Unterschriften (Anlage 
7a zur ThürKWO) verbunden und unverzüglich nach Einreichung des 
Wahlvorschlages ausgelegt. Die Ausführungen unter 3.3 gelten entsprechend. 

4. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung der Aufforderung 
zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht werden. Sie müssen spätestens 
am 11. April 2014 bis 18.00 Uhr eingereicht sein. Die Wahlvorschläge sind bei der 
Wahlleiterin der Gemeinde Unstruttal, Herrenstraße 43, 99974 Unstruttal, OT 
Ammern einzureichen. Eingereichte Wahlvorschläge können nur bis zum 11. April 
2014 bis 18.00 Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftragten des 
Wahlvorschlags und der Mehrheit der übrigen Unterzeichner des Wahlvorschlags 
oder durch schriftliche Erklärung des Einzelbewerbers zurückgenommen werden. 

5. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag eingereicht, so wird die Wahl 
ohne Bindung an einen vorgeschlagenen Bewerber durchgeführt. 

6. Die eingereichten Wahlvorschläge werden von der Wahlleiterin der Gemeinde 
unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftragten oder die Einzelbewerber 
aufgefordert, festgestellte Mängel zu beseitigen. Mängel der Wahlvorschläge müssen 
spätestens am 21. April 2014 bis 18.00 Uhr behoben sein. Am 22. April 2014 tritt 
der Wahlausschuss der Gemeinde zusammen und beschließt, ob die eingereichten 
Wahlvorschläge den durch das Thüringer Kommunalwahlgesetz und die Thüringer 
Kommunalwahlordnung gestellten Anforderungen entsprechen und als gültig 
zuzulassen sind. Stirbt ein Bewerber oder verliert er die Wählbarkeit nach der 
Zulassung des Wahlvorschlages, aber vor der Wahl, so findet die Wahl nicht statt. 

7. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in männlicher und weiblicher 
Form. 

 
Matthäus 
Wahlleiterin 
 

 
Bekanntmachung 

der Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen 
zu Wahl der weiteren Mitglieder des Ortteilrates 

 
1. In der Gemeinde Unstruttal, OT Ammern sind am 25. Mai 2014 die 8 weiteren Mitglieder des 

Ortsteilrates zu wählen. 
Zum Ortsteilratsmitglied sind nur Wahlberechtigte im Sinne der §§ 1 und 2 Thüringer 
Kommunalwahlgesetz (ThürKWG) wählbar. Deutsche und Personen, die die 
Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen, sind 
wahlberechtigt, wenn sie am Tag der Wahl das 18. Lebensjahr vollendet haben, nicht vom 
Wahlrecht ausgeschlossen sind (§ 2 ThürKWG) und seit mindestens drei Monaten ihren 
Aufenthalt in der Gemeinde haben; der Aufenthalt in der Gemeinde wird vermutet, wenn die 
Person in der Gemeinde gemeldet ist. Bei mehreren Wohnungen ist die Hauptwohnung im 
Sinne des Melderechts maßgebend (§ 1 Abs. 1, § 12 ThürKWG). 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesrepublik Deutschland: 
Belgien, Bulgarien, Dänemark, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Großbritannien, 
Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, 
Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, 
Ungarn und Zypern. 
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Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen einer 
vorsätzlichen Straftat in Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung befindet (§12 ThürKWG). 

1.1 Für die Wahl der weiteren Mitglieder des Ortsteilrates können Wahlvorschläge von Parteien im 
Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes oder von Wählergruppen aufgestellt werden.  
Zur Einreichung von Wahlvorschlägen wird hiermit aufgefordert. 
Jede Partei oder jede Wählergruppe kann nur einen Wahlvorschlag einreichen. Ein 
Wahlvorschlag darf höchstens 16 Bewerber enthalten. Die Bewerber sind in erkennbarer 
Reihenfolge unter Angabe ihres Nachnamens und Vornamens sowie ihres Geburtsdatums, 
ihres Berufs und ihrer Anschrift im Wahlvorschlag aufzuführen. Jeder Bewerber darf nur in 
einem Wahlvorschlag aufgestellt werden; er muss hierzu seine Zustimmung schriftlich erteilen. 
Jeder Wahlvorschlag muss den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder der 
Wählergruppe als Kennwort tragen; dem Kennwort kann eine weitere Bezeichnung 
hinzugefügt werden, wenn das zur deutlichen Unterscheidung der Wahlvorschläge erforderlich 
ist. Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die Namen sämtlicher daran beteiligter Parteien 
oder Wählergruppen tragen. Alle Wahlvorschläge müssen die Unterschriften von zehn 
Wahlberechtigten tragen, die nicht Bewerber des Wahlvorschlags sind. Jede Person darf nur 
einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt der 
Wahlausschuss die Unterzeichnung für ungültig. 
In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter zu bezeichnen. Der 
Beauftragte und sein Stellvertreter müssen wahlberechtigt sein. Fehlt eine Bezeichnung, so 
gilt der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags als Beauftragter, der zweite als sein 
Stellvertreter. Ist nur ein Beauftragter und nicht auch der Stellvertreter bezeichnet, dann ist der 
erste Unterzeichner des Wahlvorschlags der Stellvertreter. Soweit im ThürKWG nichts 
anderes bestimmt ist, sind nur der Beauftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter 
berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen. 
Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftragten. Der Beauftragte und sein Stellvertreter 
können durch schriftliche Erklärung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags 
gegenüber der Wahlleiterin abberufen und durch andere ersetzt werden. 

1.2  Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem Muster der Anlage 5 zur 
Thüringer Kommunalwahlordnung (ThürKWO) enthalten: 
a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe, 
b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift der Bewerber unter 

Angabe ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, 
c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters, 
d) die Unterschriften von zehn Wahlberechtigten unter Angabe ihres Vor- und 

Nachnamens, ihres Geburtsdatums und ihrer Anschrift. 
Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beizufügen: 
a) die Erklärungen der Bewerber nach dem Muster der Anlage 6 zur ThürKWO, dass sie 

nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvorschlag als Bewerber aufgestellt sind 
und dass sie ihrer Aufnahme in den Wahlvorschlag zustimmen, 

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 1 ThürKWG über die nach § 
15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei oder Wählergruppe durchzuführende 
Versammlung, 

c) Versicherungen an Eides statt vom Versammlungsleiter und zwei weiteren 
Teilnehmern der Versammlung nach § 15 Abs. 3 Satz 2 ThürKWG. 

2. Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellten Bewerber müssen in einer zu 
diesem Zweck einberufenen Versammlung von den wahlberechtigten Mitgliedern der Partei 
oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wählergruppe in geheimer Abstimmung gewählt 
werden. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vorschlagsberechtigt. Den 
Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihre Ziele der Versammlung in angemessener 
Zeit vorzustellen. Zur Aufstellung eines gemeinsamen Wahlvorschlags ist eine gemeinsame 
Versammlung aller beteiligten Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Die Bewerber können 
auch durch eine Versammlung von Delegierten, die von den wahlberechtigten Mitgliedern 
einer Partei oder den wahlberechtigten Angehörigen einer Wählergruppe aus der Mitte einer 
vorgenannten Mitgliederversammlung zu diesem Zweck gewählt sind, in geheimer 
Abstimmung gewählt werden. 
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerber und die Festlegung ihrer 
Reihenfolge im Wahlvorschlag, Ort und Zeit der Versammlung, die Form der Einladung sowie 
die Zahl der Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der 
Versammlungsleiter und zwei weitere Teilnehmer der Versammlung gegenüber der 
Wahlleiterin an Eides statt zu versichern, dass die Wahl sowie die Festlegung der Reihenfolge 
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in geheimer Abstimmung erfolgt ist, dass jeder wahlberechtigte Teilnehmer der 
Aufstellungsversammlung vorschlagsberechtigt war und dass den sich für die Aufstellung 
bewerbenden Personen Gelegenheit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in 
angemessener Zeit vorzustellen. Die Wahlleiterin ist zur Abnahme einer solchen Versicherung 
an Eides statt zuständig; sie gilt insoweit als zuständige Behörde im Sinne des § 156 des 
Strafgesetzbuches. 

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht aufgrund eines eigenen einzelnen 
Wahlvorschlags seit der letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im 
Kreistag des Landkreises, in dem die Gemeinde liegt, im Gemeinderat der Gemeinde 
Unstruttal oder im Ortsteilrat des OT Ammern vertreten sind, müssen neben den 
Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder 
Wählergruppe zu tragen hat, zusätzlich von viermal soviel Wahlberechtigten unterstützt 
werden wie Ortsteilratsmitglieder zu wählen sind (zusätzlich 32 Unterschriften). 

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger eines gemeinsamen 
Wahlvorschlags im Kreistag ,Gemeinderat oder Ortsteilrat vertreten ist, benötigt bei 
Einreichung eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags neben den Unterschriften von zehn 
Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, 
zusätzliche Unterstützungsunterschriften von viermal soviel Wahlberechtigten wie 
Ortsteilratsmitglieder zu wählen sind (zusätzlich 32 Unterschriften). Ein gemeinsamer 
Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen Unterstützungsunterschriften, wenn dessen 
Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im Ortsteilrat, Gemeinderat 
oder im Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen Wahlvorschlags ununterbrochen vertreten 
sind oder wenn einer der beteiligten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen 
Wahlvorschlag keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil der Wahlvorschlagsträger 
seit der letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des 
Landkreises, in dem die Gemeinde liegt, im Gemeinderat oder im Ortsteilrat vertreten ist. 

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine Partei oder Wählergruppe mit 
einem geänderten oder neuen Namen einen Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, dass die 
Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits 
Bewerber oder Unterzeichner des früheren Wahlvorschlags war. 

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstützungsunterschriften persönlich 
nach der Einreichung des Wahlvorschlags in eine von der Wahlleiterin bei der 
Gemeindeverwaltung Unstruttal, Herrenstraße 43, 99974 Unstruttal, OT Ammern, Zimmer 11 
bis zum 21.04.2014, 18.00 Uhr, ausgelegten Liste unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, 
ihrer Anschrift und ihres Geburtsdatums einzutragen und eine eigenhändige Unterschrift zu 
leisten. Die Liste zur Leistung von Unterstützungsunterschriften wird von der Wahlleiterin der 
Gemeinde mit dem Wahlvorschlag verbunden und unverzüglich nach Einreichung des 
Wahlvorschlags während der üblichen Dienstzeiten der Gemeindeverwaltung Unstruttal, 
Herrenstraße 43, 99974 Unstruttal, OT Ammern, Zimmer 11 
Montag  von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
Dienstag von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr 
Mittwoch von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
Donnerstag von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
Freitag  von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
ausgelegt. 
Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit oder einer körperlichen 
Beeinträchtigung nicht oder nur unter unzumutbaren Schwierigkeiten in der Lage sind, den 
Eintragungsraum bei der Gemeindeverwaltung aufzusuchen, erhalten auf Antrag einen 
Eintragungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall dadurch bewirkt werden, dass die 
wahlberechtigte Person auf dem Eintragungsschein ihre Unterstützung eines bestimmten 
Wahlvorschlags erklärt und eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im Eintragungsraum 
für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte Person hat auf dem Eintragungsschein an Eides 
statt zu versichern, dass die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintragungsscheins 
vorliegen. Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlossen sind Bewerber 
von Wahlvorschlägen für dieselbe Wahl sowie Wahlberechtigte, die sich für dieselbe Wahl 
bereits in eine andere Unterstützungsliste eingetragen haben oder einen Wahlvorschlag für 
dieselbe Wahl unterzeichnet haben. Geleistete Unterschriften können nicht zurückgenommen 
werden. 

4. Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig (Listenverbindung). Sie muss spätestens 
am 11. April 2014, 18.00 Uhr, durch übereinstimmende Erklärung der Beauftragten der 
Wahlvorschläge gegenüber der Wahlleiterin der Gemeinde erfolgen. Dieser Erklärung ist die 
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schriftliche Zustimmung der Mehrheit der Unterzeichner der einzelnen beteiligten 
Wahlvorschläge (§14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) beizufügen. 

5. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung der Aufforderung zur 
Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht werden. Sie müssen spätestens am 11. April 
2014 bis 18.00 Uhr eingereicht sein. Die Wahlvorschläge sind bei der Wahlleiterin der 
Gemeinde Unstruttal, Herrenstraße 43, 99974 Unstruttal, OT Ammern einzureichen. 
Eingereichte Wahlvorschläge können nur bis zum 11. April 2014 bis 18.00 Uhr durch 
gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftragten des Wahlvorschlages und der Mehrheit 
der übrigen Unterzeichner des Wahlvorschlages zurückgenommen werden. Die Erklärung von 
Listenverbindungen muss bis zum 11. April 2014 bis 18.00 Uhr ebenfalls gegenüber der 
Wahlleiterin der Gemeinde erfolgen. 

6. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag eingereicht, so findet Mehrheitswahl 
statt, d. h. die Wahl wird ohne Bindung an etwaige vorgeschlagene Bewerber und ohne das 
Recht der Stimmenhäufung auf einen Bewerber durchgeführt. Der Wähler hat in diesem Fall 
so viele Stimmen, wie weitere Mitglieder des Ortsteilrates zu wählen sind. 

7. Die eingereichten Wahlvorschläge werden von der Wahlleiterin der Gemeinde unverzüglich 
auf Mängel überprüft und die Beauftragten aufgefordert, festgestellte Mängel zu beseitigen. 
Mängel der Wahlvorschläge müssen spätestens bis 21.Aril 2014 bis 18.00 Uhr behoben sein. 
Bis zum gleichen Zeitpunkt sind auch noch Änderungen der Wahlvorschläge insoweit 
zulässig, als sie infolge Wegfalls von Bewerbern durch Tod oder nachträglichen 
Wählbarkeitsverlust veranlasst sind; Personen, die in solchen Fällen aufgestellt werden sollen 
(Ersatzbewerber), sind in gleicher Weise wie Bewerber zu wählen. Am 22. April 2014 tritt der 
Wahlausschuss der Gemeinde zusammen und beschließt, ob die eingereichten 
Wahlvorschläge und Erklärungen zu Listenverbindungen den durch das ThürKWG und die 
ThürKWO gestellten Anforderungen entsprechen und als gültig zuzulassen sind. 

8. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form. 
 
 
Matthäus 
Wahlleiterin 
 

 
Bekanntmachung 

der Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen 
zu Wahl der weiteren Mitglieder des Ortteilrates 

 
1. In der Gemeinde Unstruttal, OT Dachrieden sind am 25. Mai 2014 die 4 weiteren Mitglieder 

des Ortsteilrates zu wählen. 
Zum Ortsteilratsmitglied sind nur Wahlberechtigte im Sinne der §§ 1 und 2 Thüringer 
Kommunalwahlgesetz (ThürKWG) wählbar. Deutsche und Personen, die die 
Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen, sind 
wahlberechtigt, wenn sie am Tag der Wahl das 18. Lebensjahr vollendet haben, nicht vom 
Wahlrecht ausgeschlossen sind (§ 2 ThürKWG) und seit mindestens drei Monaten ihren 
Aufenthalt in der Gemeinde haben; der Aufenthalt in der Gemeinde wird vermutet, wenn die 
Person in der Gemeinde gemeldet ist. Bei mehreren Wohnungen ist die Hauptwohnung im 
Sinne des Melderechts maßgebend (§ 1 Abs. 1, § 12 ThürKWG). 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesrepublik Deutschland: 
Belgien, Bulgarien, Dänemark, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Großbritannien, 
Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, 
Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, 
Ungarn und Zypern. 
Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen einer 
vorsätzlichen Straftat in Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung befindet (§12 ThürKWG). 

1.1 Für die Wahl der weiteren Mitglieder des Ortsteilrates können Wahlvorschläge von Parteien im 
Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes oder von Wählergruppen aufgestellt werden.  
Zur Einreichung von Wahlvorschlägen wird hiermit aufgefordert. 
Jede Partei oder jede Wählergruppe kann nur einen Wahlvorschlag einreichen. Ein 
Wahlvorschlag darf höchstens 8 Bewerber enthalten. Die Bewerber sind in erkennbarer 
Reihenfolge unter Angabe ihres Nachnamens und Vornamens sowie ihres Geburtsdatums, 
ihres Berufs und ihrer Anschrift im Wahlvorschlag aufzuführen. Jeder Bewerber darf nur in 
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einem Wahlvorschlag aufgestellt werden; er muss hierzu seine Zustimmung schriftlich erteilen. 
Jeder Wahlvorschlag muss den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder der 
Wählergruppe als Kennwort tragen; dem Kennwort kann eine weitere Bezeichnung 
hinzugefügt werden, wenn das zur deutlichen Unterscheidung der Wahlvorschläge erforderlich 
ist. Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die Namen sämtlicher daran beteiligter Parteien 
oder Wählergruppen tragen. Alle Wahlvorschläge müssen die Unterschriften von zehn 
Wahlberechtigten tragen, die nicht Bewerber des Wahlvorschlags sind. Jede Person darf nur 
einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt der 
Wahlausschuss die Unterzeichnung für ungültig. 
In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter zu bezeichnen. Der 
Beauftragte und sein Stellvertreter müssen wahlberechtigt sein. Fehlt eine Bezeichnung, so 
gilt der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags als Beauftragter, der zweite als sein 
Stellvertreter. Ist nur ein Beauftragter und nicht auch der Stellvertreter bezeichnet, dann ist der 
erste Unterzeichner des Wahlvorschlags der Stellvertreter. Soweit im ThürKWG nichts 
anderes bestimmt ist, sind nur der Beauftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter 
berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen. 
Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftragten. Der Beauftragte und sein Stellvertreter 
können durch schriftliche Erklärung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags 
gegenüber der Wahlleiterin abberufen und durch andere ersetzt werden. 

1.2  Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem Muster der Anlage 5 zur 
Thüringer Kommunalwahlordnung (ThürKWO) enthalten: 
a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe, 
b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift der Bewerber unter 

Angabe ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, 
c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters, 
d) die Unterschriften von zehn Wahlberechtigten unter Angabe ihres Vor- und 

Nachnamens, ihres Geburtsdatums und ihrer Anschrift. 
Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beizufügen: 
a) die Erklärungen der Bewerber nach dem Muster der Anlage 6 zur ThürKWO, dass sie 

nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvorschlag als Bewerber aufgestellt sind 
und dass sie ihrer Aufnahme in den Wahlvorschlag zustimmen, 

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 1 ThürKWG über die nach § 
15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei oder Wählergruppe durchzuführende 
Versammlung, 

c) Versicherungen an Eides statt vom Versammlungsleiter und zwei weiteren 
Teilnehmern der Versammlung nach § 15 Abs. 3 Satz 2 ThürKWG. 

2. Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellten Bewerber müssen in einer zu 
diesem Zweck einberufenen Versammlung von den wahlberechtigten Mitgliedern der Partei 
oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wählergruppe in geheimer Abstimmung gewählt 
werden. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vorschlagsberechtigt. Den 
Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihre Ziele der Versammlung in angemessener 
Zeit vorzustellen. Zur Aufstellung eines gemeinsamen Wahlvorschlags ist eine gemeinsame 
Versammlung aller beteiligten Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Die Bewerber können 
auch durch eine Versammlung von Delegierten, die von den wahlberechtigten Mitgliedern 
einer Partei oder den wahlberechtigten Angehörigen einer Wählergruppe aus der Mitte einer 
vorgenannten Mitgliederversammlung zu diesem Zweck gewählt sind, in geheimer 
Abstimmung gewählt werden. 
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerber und die Festlegung ihrer 
Reihenfolge im Wahlvorschlag, Ort und Zeit der Versammlung, die Form der Einladung sowie 
die Zahl der Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der 
Versammlungsleiter und zwei weitere Teilnehmer der Versammlung gegenüber der 
Wahlleiterin an Eides statt zu versichern, dass die Wahl sowie die Festlegung der Reihenfolge 
in geheimer Abstimmung erfolgt ist, dass jeder wahlberechtigte Teilnehmer der 
Aufstellungsversammlung vorschlagsberechtigt war und dass den sich für die Aufstellung 
bewerbenden Personen Gelegenheit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in 
angemessener Zeit vorzustellen. Die Wahlleiterin ist zur Abnahme einer solchen Versicherung 
an Eides statt zuständig; sie gilt insoweit als zuständige Behörde im Sinne des § 156 des 
Strafgesetzbuches. 

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht aufgrund eines eigenen einzelnen 
Wahlvorschlags seit der letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im 
Kreistag des Landkreises, in dem die Gemeinde liegt, im Gemeinderat der Gemeinde 
Unstruttal oder im Ortsteilrat des OT Dachrieden vertreten sind, müssen neben den 
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Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder 
Wählergruppe zu tragen hat, zusätzlich von viermal soviel Wahlberechtigten unterstützt 
werden wie Ortsteilratsmitglieder zu wählen sind (zusätzlich 16 Unterschriften). 

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger eines gemeinsamen 
Wahlvorschlags im Kreistag ,Gemeinderat oder Ortsteilrat vertreten ist, benötigt bei 
Einreichung eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags neben den Unterschriften von zehn 
Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, 
zusätzliche Unterstützungsunterschriften von viermal soviel Wahlberechtigten wie 
Ortsteilratsmitglieder zu wählen sind (zusätzlich 16 Unterschriften). Ein gemeinsamer 
Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen Unterstützungsunterschriften, wenn dessen 
Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im Ortsteilrat, Gemeinderat 
oder im Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen Wahlvorschlags ununterbrochen vertreten 
sind oder wenn einer der beteiligten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen 
Wahlvorschlag keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil der Wahlvorschlagsträger 
seit der letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des 
Landkreises, in dem die Gemeinde liegt, im Gemeinderat oder im Ortsteilrat vertreten ist. 

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine Partei oder Wählergruppe mit 
einem geänderten oder neuen Namen einen Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, dass die 
Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits 
Bewerber oder Unterzeichner des früheren Wahlvorschlags war. 

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstützungsunterschriften persönlich 
nach der Einreichung des Wahlvorschlags in eine von der Wahlleiterin bei der 
Gemeindeverwaltung Unstruttal, Herrenstraße 43 , 99974 Unstruttal, OT Ammern, Zimmer 11 
bis zum 21.04.2014, 18.00 Uhr, ausgelegten Liste unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, 
ihrer Anschrift und ihres Geburtsdatums einzutragen und eine eigenhändige Unterschrift zu 
leisten. Die Liste zur Leistung von Unterstützungsunterschriften wird von der Wahlleiterin der 
Gemeinde mit dem Wahlvorschlag verbunden und unverzüglich nach Einreichung des 
Wahlvorschlags während der üblichen Dienstzeiten der Gemeindeverwaltung Unstruttal, 
Herrenstraße 43, 99974 Unstruttal, OT Ammern Zimmer 11 
Montag  von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
Dienstag von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr 
Mittwoch von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
Donnerstag von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
Freitag  von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
ausgelegt. 
Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit oder einer körperlichen 
Beeinträchtigung nicht oder nur unter unzumutbaren Schwierigkeiten in der Lage sind, den 
Eintragungsraum bei der Gemeindeverwaltung aufzusuchen, erhalten auf Antrag einen 
Eintragungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall dadurch bewirkt werden, dass die 
wahlberechtigte Person auf dem Eintragungsschein ihre Unterstützung eines bestimmten 
Wahlvorschlags erklärt und eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im Eintragungsraum 
für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte Person hat auf dem Eintragungsschein an Eides 
statt zu versichern, dass die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintragungsscheins 
vorliegen. Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlossen sind Bewerber 
von Wahlvorschlägen für dieselbe Wahl sowie Wahlberechtigte, die sich für dieselbe Wahl 
bereits in eine andere Unterstützungsliste eingetragen haben oder einen Wahlvorschlag für 
dieselbe Wahl unterzeichnet haben. Geleistete Unterschriften können nicht zurückgenommen 
werden. 

4. Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig (Listenverbindung). Sie muss spätestens 
am 11. April 2014, 18.00 Uhr, durch übereinstimmende Erklärung der Beauftragten der 
Wahlvorschläge gegenüber der Wahlleiterin der Gemeinde erfolgen. Dieser Erklärung ist die 
schriftliche Zustimmung der Mehrheit der Unterzeichner der einzelnen beteiligten 
Wahlvorschläge (§14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) beizufügen. 

5. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung der Aufforderung zur 
Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht werden. Sie müssen spätestens am 11. April 
2014 bis 18.00 Uhr eingereicht sein. Die Wahlvorschläge sind bei der Wahlleiterin der 
Gemeinde Unstruttal, Herrenstraße 43, 99974 Unstruttal, OT Ammern einzureichen. 
Eingereichte Wahlvorschläge können nur bis zum 11. April 2014 bis 18.00 Uhr durch 
gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftragten des Wahlvorschlages und der Mehrheit 
der übrigen Unterzeichner des Wahlvorschlages zurückgenommen werden. Die Erklärung von 
Listenverbindungen muss bis zum 11. April 2014 bis 18.00 Uhr ebenfalls gegenüber der 
Wahlleiterin der Gemeinde erfolgen. 
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6. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag eingereicht, so findet Mehrheitswahl 
statt, d. h. die Wahl wird ohne Bindung an etwaige vorgeschlagene Bewerber und ohne das 
Recht der Stimmenhäufung auf einen Bewerber durchgeführt. Der Wähler hat in diesem Fall 
so viele Stimmen, wie weitere Mitglieder des Ortsteilrates zu wählen sind. 

7. Die eingereichten Wahlvorschläge werden von der Wahlleiterin der Gemeinde unverzüglich 
auf Mängel überprüft und die Beauftragten aufgefordert, festgestellte Mängel zu beseitigen. 
Mängel der Wahlvorschläge müssen spätestens bis 21. April 2014 bis 18.00 Uhr behoben 
sein. Bis zum gleichen Zeitpunkt sind auch noch Änderungen der Wahlvorschläge insoweit 
zulässig, als sie infolge Wegfalls von Bewerbern durch Tod oder nachträglichen 
Wählbarkeitsverlust veranlasst sind; Personen, die in solchen Fällen aufgestellt werden sollen 
(Ersatzbewerber), sind in gleicher Weise wie Bewerber zu wählen. Am 22. April 2014 tritt der 
Wahlausschuss der Gemeinde zusammen und beschließt, ob die eingereichten 
Wahlvorschläge und Erklärungen zu Listenverbindungen den durch das ThürKWG und die 
ThürKWO gestellten Anforderungen entsprechen und als gültig zuzulassen sind. 

8. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form. 
 
 
Matthäus 
Wahlleiterin 

 
 
 

Bekanntmachung 
der Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen 

zu Wahl der weiteren Mitglieder des Ortteilrates 
 
1. In der Gemeinde Unstruttal, OT Eigenrode sind am 25. Mai 2014 die 4 weiteren Mitglieder 

des Ortsteilrates zu wählen. 
Zum Ortsteilratsmitglied sind nur Wahlberechtigte im Sinne der §§ 1 und 2 Thüringer 
Kommunalwahlgesetz (ThürKWG) wählbar. Deutsche und Personen, die die 
Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen, sind 
wahlberechtigt, wenn sie am Tag der Wahl das 18. Lebensjahr vollendet haben, nicht vom 
Wahlrecht ausgeschlossen sind (§ 2 ThürKWG) und seit mindestens drei Monaten ihren 
Aufenthalt in der Gemeinde haben; der Aufenthalt in der Gemeinde wird vermutet, wenn die 
Person in der Gemeinde gemeldet ist. Bei mehreren Wohnungen ist die Hauptwohnung im 
Sinne des Melderechts maßgebend (§ 1 Abs. 1, § 12 ThürKWG). 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesrepublik Deutschland: 
Belgien, Bulgarien, Dänemark, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Großbritannien, 
Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, 
Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, 
Ungarn und Zypern. 
Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen einer 
vorsätzlichen Straftat in Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung befindet (§12 ThürKWG). 

1.1 Für die Wahl der weiteren Mitglieder des Ortsteilrates können Wahlvorschläge von Parteien im 
Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes oder von Wählergruppen aufgestellt werden.  
Zur Einreichung von Wahlvorschlägen wird hiermit aufgefordert. 
Jede Partei oder jede Wählergruppe kann nur einen Wahlvorschlag einreichen. Ein 
Wahlvorschlag darf höchstens 8 Bewerber enthalten. Die Bewerber sind in erkennbarer 
Reihenfolge unter Angabe ihres Nachnamens und Vornamens sowie ihres Geburtsdatums, 
ihres Berufs und ihrer Anschrift im Wahlvorschlag aufzuführen. Jeder Bewerber darf nur in 
einem Wahlvorschlag aufgestellt werden; er muss hierzu seine Zustimmung schriftlich erteilen. 
Jeder Wahlvorschlag muss den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder der 
Wählergruppe als Kennwort tragen; dem Kennwort kann eine weitere Bezeichnung 
hinzugefügt werden, wenn das zur deutlichen Unterscheidung der Wahlvorschläge erforderlich 
ist. Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die Namen sämtlicher daran beteiligter Parteien 
oder Wählergruppen tragen. Alle Wahlvorschläge müssen die Unterschriften von zehn 
Wahlberechtigten tragen, die nicht Bewerber des Wahlvorschlags sind. Jede Person darf nur 
einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt der 
Wahlausschuss die Unterzeichnung für ungültig. 
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In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter zu bezeichnen. Der 
Beauftragte und sein Stellvertreter müssen wahlberechtigt sein. Fehlt eine Bezeichnung, so 
gilt der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags als Beauftragter, der zweite als sein 
Stellvertreter. Ist nur ein Beauftragter und nicht auch der Stellvertreter bezeichnet, dann ist der 
erste Unterzeichner des Wahlvorschlags der Stellvertreter. Soweit im ThürKWG nichts 
anderes bestimmt ist, sind nur der Beauftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter 
berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen. 
Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftragten. Der Beauftragte und sein Stellvertreter 
können durch schriftliche Erklärung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags 
gegenüber der Wahlleiterin abberufen und durch andere ersetzt werden. 

1.2  Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem Muster der Anlage 5 zur 
Thüringer Kommunalwahlordnung (ThürKWO) enthalten: 
a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe, 
b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift der Bewerber unter 

Angabe ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, 
c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters, 
d) die Unterschriften von zehn Wahlberechtigten unter Angabe ihres Vor- und 

Nachnamens, ihres Geburtsdatums und ihrer Anschrift. 
Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beizufügen: 
a) die Erklärungen der Bewerber nach dem Muster der Anlage 6 zur ThürKWO, dass sie 

nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvorschlag als Bewerber aufgestellt sind 
und dass sie ihrer Aufnahme in den Wahlvorschlag zustimmen, 

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 1 ThürKWG über die nach § 
15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei oder Wählergruppe durchzuführende 
Versammlung, 

c) Versicherungen an Eides statt vom Versammlungsleiter und zwei weiteren 
Teilnehmern der Versammlung nach § 15 Abs. 3 Satz 2 ThürKWG. 

2. Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellten Bewerber müssen in einer zu 
diesem Zweck einberufenen Versammlung von den wahlberechtigten Mitgliedern der Partei 
oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wählergruppe in geheimer Abstimmung gewählt 
werden. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vorschlagsberechtigt. Den 
Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihre Ziele der Versammlung in angemessener 
Zeit vorzustellen. Zur Aufstellung eines gemeinsamen Wahlvorschlags ist eine gemeinsame 
Versammlung aller beteiligten Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Die Bewerber können 
auch durch eine Versammlung von Delegierten, die von den wahlberechtigten Mitgliedern 
einer Partei oder den wahlberechtigten Angehörigen einer Wählergruppe aus der Mitte einer 
vorgenannten Mitgliederversammlung zu diesem Zweck gewählt sind, in geheimer 
Abstimmung gewählt werden. 
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerber und die Festlegung ihrer 
Reihenfolge im Wahlvorschlag, Ort und Zeit der Versammlung, die Form der Einladung sowie 
die Zahl der Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der 
Versammlungsleiter und zwei weitere Teilnehmer der Versammlung gegenüber der 
Wahlleiterin an Eides statt zu versichern, dass die Wahl sowie die Festlegung der Reihenfolge 
in geheimer Abstimmung erfolgt ist, dass jeder wahlberechtigte Teilnehmer der 
Aufstellungsversammlung vorschlagsberechtigt war und dass den sich für die Aufstellung 
bewerbenden Personen Gelegenheit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in 
angemessener Zeit vorzustellen. Die Wahlleiterin ist zur Abnahme einer solchen Versicherung 
an Eides statt zuständig; sie gilt insoweit als zuständige Behörde im Sinne des § 156 des 
Strafgesetzbuches. 

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht aufgrund eines eigenen einzelnen 
Wahlvorschlags seit der letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im 
Kreistag des Landkreises, in dem die Gemeinde liegt, im Gemeinderat der Gemeinde 
Unstruttal oder im Ortsteilrat des OT Eigenrode vertreten sind, müssen neben den 
Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder 
Wählergruppe zu tragen hat, zusätzlich von viermal soviel Wahlberechtigten unterstützt 
werden wie Ortsteilratsmitglieder zu wählen sind (zusätzlich 16 Unterschriften). 

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger eines gemeinsamen 
Wahlvorschlags im Kreistag ,Gemeinderat oder Ortsteilrat vertreten ist, benötigt bei 
Einreichung eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags neben den Unterschriften von zehn 
Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, 
zusätzliche Unterstützungsunterschriften von viermal soviel Wahlberechtigten wie 
Ortsteilratsmitglieder zu wählen sind (zusätzlich 16 Unterschriften). Ein gemeinsamer 
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Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen Unterstützungsunterschriften, wenn dessen 
Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im Ortsteilrat, Gemeinderat 
oder im Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen Wahlvorschlags ununterbrochen vertreten 
sind oder wenn einer der beteiligten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen 
Wahlvorschlag keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil der Wahlvorschlagsträger 
seit der letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des 
Landkreises, in dem die Gemeinde liegt, im Gemeinderat oder im Ortsteilrat vertreten ist. 

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine Partei oder Wählergruppe mit 
einem geänderten oder neuen Namen einen Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, dass die 
Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits 
Bewerber oder Unterzeichner des früheren Wahlvorschlags war. 

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstützungsunterschriften persönlich 
nach der Einreichung des Wahlvorschlags in eine von der Wahlleiterin bei der 
Gemeindeverwaltung Unstruttal, Herrenstraße 43 , 99974 Unstruttal, OT Ammern, Zimmer 11 
bis zum 21. April 2014, 18.00 Uhr, ausgelegten Liste unter Angabe ihres Vor- und 
Nachnamens, ihrer Anschrift und ihres Geburtsdatums einzutragen und eine eigenhändige 
Unterschrift zu leisten. Die Liste zur Leistung von Unterstützungsunterschriften wird von der 
Wahlleiterin der Gemeinde mit dem Wahlvorschlag verbunden und unverzüglich nach 
Einreichung des Wahlvorschlags während der üblichen Dienstzeiten der Gemeindeverwaltung 
Unstruttal, Herrenstraße 43, 99974 Unstruttal, OT Ammern Zimmer 11 
Montag  von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
Dienstag von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr 
Mittwoch von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
Donnerstag von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
Freitag  von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
ausgelegt. 
Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit oder einer körperlichen 
Beeinträchtigung nicht oder nur unter unzumutbaren Schwierigkeiten in der Lage sind, den 
Eintragungsraum bei der Gemeindeverwaltung aufzusuchen, erhalten auf Antrag einen 
Eintragungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall dadurch bewirkt werden, dass die 
wahlberechtigte Person auf dem Eintragungsschein ihre Unterstützung eines bestimmten 
Wahlvorschlags erklärt und eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im Eintragungsraum 
für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte Person hat auf dem Eintragungsschein an Eides 
statt zu versichern, dass die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintragungsscheins 
vorliegen. Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlossen sind Bewerber 
von Wahlvorschlägen für dieselbe Wahl sowie Wahlberechtigte, die sich für dieselbe Wahl 
bereits in eine andere Unterstützungsliste eingetragen haben oder einen Wahlvorschlag für 
dieselbe Wahl unterzeichnet haben. Geleistete Unterschriften können nicht zurückgenommen 
werden. 

4. Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig (Listenverbindung). Sie muss spätestens 
am 11. April 2014, 18.00 Uhr, durch übereinstimmende Erklärung der Beauftragten der 
Wahlvorschläge gegenüber der Wahlleiterin der Gemeinde erfolgen. Dieser Erklärung ist die 
schriftliche Zustimmung der Mehrheit der Unterzeichner der einzelnen beteiligten 
Wahlvorschläge (§14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) beizufügen. 

5. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung der Aufforderung zur 
Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht werden. Sie müssen spätestens am 11. April 
2014 bis 18.00 Uhr eingereicht sein. Die Wahlvorschläge sind bei der Wahlleiterin der 
Gemeinde Unstruttal, Herrenstraße 43, 99974 Unstruttal, OT Ammern einzureichen. 
Eingereichte Wahlvorschläge können nur bis zum 11. April 2014 bis 18.00 Uhr durch 
gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftragten des Wahlvorschlages und der Mehrheit 
der übrigen Unterzeichner des Wahlvorschlages zurückgenommen werden. Die Erklärung von 
Listenverbindungen muss bis zum 11. April 2014 bis 18.00 Uhr ebenfalls gegenüber der 
Wahlleiterin der Gemeinde erfolgen. 

6. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag eingereicht, so findet Mehrheitswahl 
statt, d. h. die Wahl wird ohne Bindung an etwaige vorgeschlagene Bewerber und ohne das 
Recht der Stimmenhäufung auf einen Bewerber durchgeführt. Der Wähler hat in diesem Fall 
so viele Stimmen, wie weitere Mitglieder des Ortsteilrates zu wählen sind. 

7. Die eingereichten Wahlvorschläge werden von der Wahlleiterin der Gemeinde unverzüglich 
auf Mängel überprüft und die Beauftragten aufgefordert, festgestellte Mängel zu beseitigen. 
Mängel der Wahlvorschläge müssen spätestens bis 21. April 2014 bis 18.00 Uhr behoben 
sein. Bis zum gleichen Zeitpunkt sind auch noch Änderungen der Wahlvorschläge insoweit 
zulässig, als sie infolge Wegfalls von Bewerbern durch Tod oder nachträglichen 
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Wählbarkeitsverlust veranlasst sind; Personen, die in solchen Fällen aufgestellt werden sollen 
(Ersatzbewerber), sind in gleicher Weise wie Bewerber zu wählen. Am 22. April 2014 tritt der 
Wahlausschuss der Gemeinde zusammen und beschließt, ob die eingereichten 
Wahlvorschläge und Erklärungen zu Listenverbindungen den durch das ThürKWG und die 
ThürKWO gestellten Anforderungen entsprechen und als gültig zuzulassen sind. 

8. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form. 
 
 
Matthäus 
Wahlleiterin 

 
 

Bekanntmachung 
der Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen 

zu Wahl der weiteren Mitglieder des Ortteilrates 
 
1. In der Gemeinde Unstruttal, OT Horsmar sind am 25. Mai 2014 die 6 weiteren Mitglieder des 

Ortsteilrates zu wählen. 
Zum Ortsteilratsmitglied sind nur Wahlberechtigte im Sinne der §§ 1 und 2 Thüringer 
Kommunalwahlgesetz (ThürKWG) wählbar. Deutsche und Personen, die die 
Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen, sind 
wahlberechtigt, wenn sie am Tag der Wahl das 18. Lebensjahr vollendet haben, nicht vom 
Wahlrecht ausgeschlossen sind (§ 2 ThürKWG) und seit mindestens drei Monaten ihren 
Aufenthalt in der Gemeinde haben; der Aufenthalt in der Gemeinde wird vermutet, wenn die 
Person in der Gemeinde gemeldet ist. Bei mehreren Wohnungen ist die Hauptwohnung im 
Sinne des Melderechts maßgebend (§ 1 Abs. 1, § 12 ThürKWG). 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesrepublik Deutschland: 
Belgien, Bulgarien, Dänemark, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Großbritannien, 
Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, 
Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, 
Ungarn und Zypern. 
Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen einer 
vorsätzlichen Straftat in Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung befindet (§12 ThürKWG). 

1.1 Für die Wahl der weiteren Mitglieder des Ortsteilrates können Wahlvorschläge von Parteien im 
Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes oder von Wählergruppen aufgestellt werden.  
Zur Einreichung von Wahlvorschlägen wird hiermit aufgefordert. 
Jede Partei oder jede Wählergruppe kann nur einen Wahlvorschlag einreichen. Ein 
Wahlvorschlag darf höchstens 12 Bewerber enthalten. Die Bewerber sind in erkennbarer 
Reihenfolge unter Angabe ihres Nachnamens und Vornamens sowie ihres Geburtsdatums, 
ihres Berufs und ihrer Anschrift im Wahlvorschlag aufzuführen. Jeder Bewerber darf nur in 
einem Wahlvorschlag aufgestellt werden; er muss hierzu seine Zustimmung schriftlich erteilen. 
Jeder Wahlvorschlag muss den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder der 
Wählergruppe als Kennwort tragen; dem Kennwort kann eine weitere Bezeichnung 
hinzugefügt werden, wenn das zur deutlichen Unterscheidung der Wahlvorschläge erforderlich 
ist. Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die Namen sämtlicher daran beteiligter Parteien 
oder Wählergruppen tragen. Alle Wahlvorschläge müssen die Unterschriften von zehn 
Wahlberechtigten tragen, die nicht Bewerber des Wahlvorschlags sind. Jede Person darf nur 
einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt der 
Wahlausschuss die Unterzeichnung für ungültig. 
In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter zu bezeichnen. Der 
Beauftragte und sein Stellvertreter müssen wahlberechtigt sein. Fehlt eine Bezeichnung, so 
gilt der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags als Beauftragter, der zweite als sein 
Stellvertreter. Ist nur ein Beauftragter und nicht auch der Stellvertreter bezeichnet, dann ist der 
erste Unterzeichner des Wahlvorschlags der Stellvertreter. Soweit im ThürKWG nichts 
anderes bestimmt ist, sind nur der Beauftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter 
berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen. 
Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftragten. Der Beauftragte und sein Stellvertreter 
können durch schriftliche Erklärung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags 
gegenüber der Wahlleiterin abberufen und durch andere ersetzt werden. 
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1.2  Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem Muster der Anlage 5 zur 
Thüringer Kommunalwahlordnung (ThürKWO) enthalten: 
a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe, 
b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift der Bewerber unter 

Angabe ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, 
c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters, 
d) die Unterschriften von zehn Wahlberechtigten unter Angabe ihres Vor- und 

Nachnamens, ihres Geburtsdatums und ihrer Anschrift. 
Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beizufügen: 
a) die Erklärungen der Bewerber nach dem Muster der Anlage 6 zur ThürKWO, dass sie 

nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvorschlag als Bewerber aufgestellt sind 
und dass sie ihrer Aufnahme in den Wahlvorschlag zustimmen, 

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 1 ThürKWG über die nach § 
15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei oder Wählergruppe durchzuführende 
Versammlung, 

c) Versicherungen an Eides statt vom Versammlungsleiter und zwei weiteren 
Teilnehmern der Versammlung nach § 15 Abs. 3 Satz 2 ThürKWG. 

2. Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellten Bewerber müssen in einer zu 
diesem Zweck einberufenen Versammlung von den wahlberechtigten Mitgliedern der Partei 
oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wählergruppe in geheimer Abstimmung gewählt 
werden. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vorschlagsberechtigt. Den 
Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihre Ziele der Versammlung in angemessener 
Zeit vorzustellen. Zur Aufstellung eines gemeinsamen Wahlvorschlags ist eine gemeinsame 
Versammlung aller beteiligten Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Die Bewerber können 
auch durch eine Versammlung von Delegierten, die von den wahlberechtigten Mitgliedern 
einer Partei oder den wahlberechtigten Angehörigen einer Wählergruppe aus der Mitte einer 
vorgenannten Mitgliederversammlung zu diesem Zweck gewählt sind, in geheimer 
Abstimmung gewählt werden. 
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerber und die Festlegung ihrer 
Reihenfolge im Wahlvorschlag, Ort und Zeit der Versammlung, die Form der Einladung sowie 
die Zahl der Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der 
Versammlungsleiter und zwei weitere Teilnehmer der Versammlung gegenüber der 
Wahlleiterin an Eides statt zu versichern, dass die Wahl sowie die Festlegung der Reihenfolge 
in geheimer Abstimmung erfolgt ist, dass jeder wahlberechtigte Teilnehmer der 
Aufstellungsversammlung vorschlagsberechtigt war und dass den sich für die Aufstellung 
bewerbenden Personen Gelegenheit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in 
angemessener Zeit vorzustellen. Die Wahlleiterin ist zur Abnahme einer solchen Versicherung 
an Eides statt zuständig; sie gilt insoweit als zuständige Behörde im Sinne des § 156 des 
Strafgesetzbuches. 

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht aufgrund eines eigenen einzelnen 
Wahlvorschlags seit der letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im 
Kreistag des Landkreises, in dem die Gemeinde liegt, im Gemeinderat der Gemeinde 
Unstruttal oder im Ortsteilrat des OT Horsmar vertreten sind, müssen neben den 
Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder 
Wählergruppe zu tragen hat, zusätzlich von viermal soviel Wahlberechtigten unterstützt 
werden wie Ortsteilratsmitglieder zu wählen sind (zusätzlich 24 Unterschriften). 

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger eines gemeinsamen 
Wahlvorschlags im Kreistag ,Gemeinderat oder Ortsteilrat vertreten ist, benötigt bei 
Einreichung eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags neben den Unterschriften von zehn 
Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, 
zusätzliche Unterstützungsunterschriften von viermal soviel Wahlberechtigten wie 
Ortsteilratsmitglieder zu wählen sind (zusätzlich 24 Unterschriften). Ein gemeinsamer 
Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen Unterstützungsunterschriften, wenn dessen 
Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im Ortsteilrat, Gemeinderat 
oder im Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen Wahlvorschlags ununterbrochen vertreten 
sind oder wenn einer der beteiligten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen 
Wahlvorschlag keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil der Wahlvorschlagsträger 
seit der letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des 
Landkreises, in dem die Gemeinde liegt, im Gemeinderat oder im Ortsteilrat vertreten ist. 

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine Partei oder Wählergruppe mit 
einem geänderten oder neuen Namen einen Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, dass die 
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Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits 
Bewerber oder Unterzeichner des früheren Wahlvorschlags war. 

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstützungsunterschriften persönlich 
nach der Einreichung des Wahlvorschlags in eine von der Wahlleiterin bei der 
Gemeindeverwaltung Unstruttal, Herrenstraße 43 , 99974 Unstruttal, OT Ammern, Zimmer 11 
bis zum 21. April 2014, 18.00 Uhr, ausgelegten Liste unter Angabe ihres Vor- und 
Nachnamens, ihrer Anschrift und ihres Geburtsdatums einzutragen und eine eigenhändige 
Unterschrift zu leisten. Die Liste zur Leistung von Unterstützungsunterschriften wird von der 
Wahlleiterin der Gemeinde mit dem Wahlvorschlag verbunden und unverzüglich nach 
Einreichung des Wahlvorschlags während der üblichen Dienstzeiten der Gemeindeverwaltung 
Unstruttal, Herrenstraße 43, 99974 Unstruttal, OT Ammern Zimmer 11 
Montag  von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
Dienstag von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr 
Mittwoch von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
Donnerstag von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
Freitag  von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
ausgelegt. 
Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit oder einer körperlichen 
Beeinträchtigung nicht oder nur unter unzumutbaren Schwierigkeiten in der Lage sind, den 
Eintragungsraum bei der Gemeindeverwaltung aufzusuchen, erhalten auf Antrag einen 
Eintragungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall dadurch bewirkt werden, dass die 
wahlberechtigte Person auf dem Eintragungsschein ihre Unterstützung eines bestimmten 
Wahlvorschlags erklärt und eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im Eintragungsraum 
für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte Person hat auf dem Eintragungsschein an Eides 
statt zu versichern, dass die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintragungsscheins 
vorliegen. Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlossen sind Bewerber 
von Wahlvorschlägen für dieselbe Wahl sowie Wahlberechtigte, die sich für dieselbe Wahl 
bereits in eine andere Unterstützungsliste eingetragen haben oder einen Wahlvorschlag für 
dieselbe Wahl unterzeichnet haben. Geleistete Unterschriften können nicht zurückgenommen 
werden. 

4. Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig (Listenverbindung). Sie muss spätestens 
am 11. April 2014, 18.00 Uhr, durch übereinstimmende Erklärung der Beauftragten der 
Wahlvorschläge gegenüber der Wahlleiterin der Gemeinde erfolgen. Dieser Erklärung ist die 
schriftliche Zustimmung der Mehrheit der Unterzeichner der einzelnen beteiligten 
Wahlvorschläge (§14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) beizufügen. 

5. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung der Aufforderung zur 
Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht werden. Sie müssen spätestens am 11. April 
2014 bis 18.00 Uhr eingereicht sein. Die Wahlvorschläge sind bei der Wahlleiterin der 
Gemeinde Unstruttal, Herrenstraße 43, 99974 Unstruttal, OT Ammern einzureichen. 
Eingereichte Wahlvorschläge können nur bis zum 11. April 2014 bis 18.00 Uhr durch 
gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftragten des Wahlvorschlages und der Mehrheit 
der übrigen Unterzeichner des Wahlvorschlages zurückgenommen werden. Die Erklärung von 
Listenverbindungen muss bis zum 11. April 2014 bis 18.00 Uhr ebenfalls gegenüber der 
Wahlleiterin der Gemeinde erfolgen. 

6. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag eingereicht, so findet Mehrheitswahl 
statt, d. h. die Wahl wird ohne Bindung an etwaige vorgeschlagene Bewerber und ohne das 
Recht der Stimmenhäufung auf einen Bewerber durchgeführt. Der Wähler hat in diesem Fall 
so viele Stimmen, wie weitere Mitglieder des Ortsteilrates zu wählen sind. 

7. Die eingereichten Wahlvorschläge werden von der Wahlleiterin der Gemeinde unverzüglich 
auf Mängel überprüft und die Beauftragten aufgefordert, festgestellte Mängel zu beseitigen. 
Mängel der Wahlvorschläge müssen spätestens bis 21. April 2014 bis 18.00 Uhr behoben 
sein. Bis zum gleichen Zeitpunkt sind auch noch Änderungen der Wahlvorschläge insoweit 
zulässig, als sie infolge Wegfalls von Bewerbern durch Tod oder nachträglichen 
Wählbarkeitsverlust veranlasst sind; Personen, die in solchen Fällen aufgestellt werden sollen 
(Ersatzbewerber), sind in gleicher Weise wie Bewerber zu wählen. Am 22. April 2014 tritt der 
Wahlausschuss der Gemeinde zusammen und beschließt, ob die eingereichten 
Wahlvorschläge und Erklärungen zu Listenverbindungen den durch das ThürKWG und die 
ThürKWO gestellten Anforderungen entsprechen und als gültig zuzulassen sind. 

8. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form. 
 
Matthäus 
Wahlleiterin 
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Bekanntmachung 
der Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen 

zu Wahl der weiteren Mitglieder des Ortteilrates 
 
1. In der Gemeinde Unstruttal, OT Kaisershagen sind am 25. Mai 2014 die 4 weiteren Mitglieder 

des Ortsteilrates zu wählen. 
Zum Ortsteilratsmitglied sind nur Wahlberechtigte im Sinne der §§ 1 und 2 Thüringer 
Kommunalwahlgesetz (ThürKWG) wählbar. Deutsche und Personen, die die 
Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen, sind 
wahlberechtigt, wenn sie am Tag der Wahl das 18. Lebensjahr vollendet haben, nicht vom 
Wahlrecht ausgeschlossen sind (§ 2 ThürKWG) und seit mindestens drei Monaten ihren 
Aufenthalt in der Gemeinde haben; der Aufenthalt in der Gemeinde wird vermutet, wenn die 
Person in der Gemeinde gemeldet ist. Bei mehreren Wohnungen ist die Hauptwohnung im 
Sinne des Melderechts maßgebend (§ 1 Abs. 1, § 12 ThürKWG). 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesrepublik Deutschland: 
Belgien, Bulgarien, Dänemark, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Großbritannien, 
Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, 
Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, 
Ungarn und Zypern. 
Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen einer 
vorsätzlichen Straftat in Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung befindet (§12 ThürKWG). 

1.1 Für die Wahl der weiteren Mitglieder des Ortsteilrates können Wahlvorschläge von Parteien im 
Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes oder von Wählergruppen aufgestellt werden.  
Zur Einreichung von Wahlvorschlägen wird hiermit aufgefordert. 
Jede Partei oder jede Wählergruppe kann nur einen Wahlvorschlag einreichen. Ein 
Wahlvorschlag darf höchstens 8 Bewerber enthalten. Die Bewerber sind in erkennbarer 
Reihenfolge unter Angabe ihres Nachnamens und Vornamens sowie ihres Geburtsdatums, 
ihres Berufs und ihrer Anschrift im Wahlvorschlag aufzuführen. Jeder Bewerber darf nur in 
einem Wahlvorschlag aufgestellt werden; er muss hierzu seine Zustimmung schriftlich erteilen. 
Jeder Wahlvorschlag muss den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder der 
Wählergruppe als Kennwort tragen; dem Kennwort kann eine weitere Bezeichnung 
hinzugefügt werden, wenn das zur deutlichen Unterscheidung der Wahlvorschläge erforderlich 
ist. Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die Namen sämtlicher daran beteiligter Parteien 
oder Wählergruppen tragen. Alle Wahlvorschläge müssen die Unterschriften von zehn 
Wahlberechtigten tragen, die nicht Bewerber des Wahlvorschlags sind. Jede Person darf nur 
einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt der 
Wahlausschuss die Unterzeichnung für ungültig. 
In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter zu bezeichnen. Der 
Beauftragte und sein Stellvertreter müssen wahlberechtigt sein. Fehlt eine Bezeichnung, so 
gilt der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags als Beauftragter, der zweite als sein 
Stellvertreter. Ist nur ein Beauftragter und nicht auch der Stellvertreter bezeichnet, dann ist der 
erste Unterzeichner des Wahlvorschlags der Stellvertreter. Soweit im ThürKWG nichts 
anderes bestimmt ist, sind nur der Beauftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter 
berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen. 
Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftragten. Der Beauftragte und sein Stellvertreter 
können durch schriftliche Erklärung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags 
gegenüber der Wahlleiterin abberufen und durch andere ersetzt werden. 

1.2  Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem Muster der Anlage 5 zur 
Thüringer Kommunalwahlordnung (ThürKWO) enthalten: 
a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe, 
b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift der Bewerber unter 

Angabe ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, 
c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters, 
d) die Unterschriften von zehn Wahlberechtigten unter Angabe ihres Vor- und 

Nachnamens, ihres Geburtsdatums und ihrer Anschrift. 
Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beizufügen: 
a) die Erklärungen der Bewerber nach dem Muster der Anlage 6 zur ThürKWO, dass sie 

nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvorschlag als Bewerber aufgestellt sind 
und dass sie ihrer Aufnahme in den Wahlvorschlag zustimmen, 
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b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 1 ThürKWG über die nach § 
15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei oder Wählergruppe durchzuführende 
Versammlung, 

c) Versicherungen an Eides statt vom Versammlungsleiter und zwei weiteren 
Teilnehmern der Versammlung nach § 15 Abs. 3 Satz 2 ThürKWG. 

2. Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellten Bewerber müssen in einer zu 
diesem Zweck einberufenen Versammlung von den wahlberechtigten Mitgliedern der Partei 
oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wählergruppe in geheimer Abstimmung gewählt 
werden. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vorschlagsberechtigt. Den 
Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihre Ziele der Versammlung in angemessener 
Zeit vorzustellen. Zur Aufstellung eines gemeinsamen Wahlvorschlags ist eine gemeinsame 
Versammlung aller beteiligten Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Die Bewerber können 
auch durch eine Versammlung von Delegierten, die von den wahlberechtigten Mitgliedern 
einer Partei oder den wahlberechtigten Angehörigen einer Wählergruppe aus der Mitte einer 
vorgenannten Mitgliederversammlung zu diesem Zweck gewählt sind, in geheimer 
Abstimmung gewählt werden. 
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerber und die Festlegung ihrer 
Reihenfolge im Wahlvorschlag, Ort und Zeit der Versammlung, die Form der Einladung sowie 
die Zahl der Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der 
Versammlungsleiter und zwei weitere Teilnehmer der Versammlung gegenüber der 
Wahlleiterin an Eides statt zu versichern, dass die Wahl sowie die Festlegung der Reihenfolge 
in geheimer Abstimmung erfolgt ist, dass jeder wahlberechtigte Teilnehmer der 
Aufstellungsversammlung vorschlagsberechtigt war und dass den sich für die Aufstellung 
bewerbenden Personen Gelegenheit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in 
angemessener Zeit vorzustellen. Die Wahlleiterin ist zur Abnahme einer solchen Versicherung 
an Eides statt zuständig; sie gilt insoweit als zuständige Behörde im Sinne des § 156 des 
Strafgesetzbuches. 

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht aufgrund eines eigenen einzelnen 
Wahlvorschlags seit der letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im 
Kreistag des Landkreises, in dem die Gemeinde liegt, im Gemeinderat der Gemeinde 
Unstruttal oder im Ortsteilrat des OT Kaisershagen vertreten sind, müssen neben den 
Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder 
Wählergruppe zu tragen hat, zusätzlich von viermal soviel Wahlberechtigten unterstützt 
werden wie Ortsteilratsmitglieder zu wählen sind (zusätzlich 16 Unterschriften). 

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger eines gemeinsamen 
Wahlvorschlags im Kreistag ,Gemeinderat oder Ortsteilrat vertreten ist, benötigt bei 
Einreichung eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags neben den Unterschriften von zehn 
Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, 
zusätzliche Unterstützungsunterschriften von viermal soviel Wahlberechtigten wie 
Ortsteilratsmitglieder zu wählen sind (zusätzlich 16 Unterschriften). Ein gemeinsamer 
Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen Unterstützungsunterschriften, wenn dessen 
Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im Ortsteilrat, Gemeinderat 
oder im Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen Wahlvorschlags ununterbrochen vertreten 
sind oder wenn einer der beteiligten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen 
Wahlvorschlag keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil der Wahlvorschlagsträger 
seit der letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des 
Landkreises, in dem die Gemeinde liegt, im Gemeinderat oder im Ortsteilrat vertreten ist. 

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine Partei oder Wählergruppe mit 
einem geänderten oder neuen Namen einen Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, dass die 
Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits 
Bewerber oder Unterzeichner des früheren Wahlvorschlags war. 

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstützungsunterschriften persönlich 
nach der Einreichung des Wahlvorschlags in eine von der Wahlleiterin bei der 
Gemeindeverwaltung Unstruttal, Herrenstraße 43 , 99974 Unstruttal, OT Ammern, Zimmer 11 
bis zum 21. April 2014, 18.00 Uhr, ausgelegten Liste unter Angabe ihres Vor- und 
Nachnamens, ihrer Anschrift und ihres Geburtsdatums einzutragen und eine eigenhändige 
Unterschrift zu leisten. Die Liste zur Leistung von Unterstützungsunterschriften wird von der 
Wahlleiterin der Gemeinde mit dem Wahlvorschlag verbunden und unverzüglich nach 
Einreichung des Wahlvorschlags während der üblichen Dienstzeiten der Gemeindeverwaltung 
Unstruttal, Herrenstraße 43, 99974 Unstruttal, OT Ammern Zimmer 11 
Montag  von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
Dienstag von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr 
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Mittwoch von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
Donnerstag von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
Freitag  von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
ausgelegt. 
Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit oder einer körperlichen 
Beeinträchtigung nicht oder nur unter unzumutbaren Schwierigkeiten in der Lage sind, den 
Eintragungsraum bei der Gemeindeverwaltung aufzusuchen, erhalten auf Antrag einen 
Eintragungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall dadurch bewirkt werden, dass die 
wahlberechtigte Person auf dem Eintragungsschein ihre Unterstützung eines bestimmten 
Wahlvorschlags erklärt und eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im Eintragungsraum 
für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte Person hat auf dem Eintragungsschein an Eides 
statt zu versichern, dass die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintragungsscheins 
vorliegen. Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlossen sind Bewerber 
von Wahlvorschlägen für dieselbe Wahl sowie Wahlberechtigte, die sich für dieselbe Wahl 
bereits in eine andere Unterstützungsliste eingetragen haben oder einen Wahlvorschlag für 
dieselbe Wahl unterzeichnet haben. Geleistete Unterschriften können nicht zurückgenommen 
werden. 

4. Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig (Listenverbindung). Sie muss spätestens 
am 11. April 2014, 18.00 Uhr, durch übereinstimmende Erklärung der Beauftragten der 
Wahlvorschläge gegenüber der Wahlleiterin der Gemeinde erfolgen. Dieser Erklärung ist die 
schriftliche Zustimmung der Mehrheit der Unterzeichner der einzelnen beteiligten 
Wahlvorschläge (§14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) beizufügen. 

5. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung der Aufforderung zur 
Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht werden. Sie müssen spätestens am 11. April 
2014 bis 18.00 Uhr eingereicht sein. Die Wahlvorschläge sind bei der Wahlleiterin der 
Gemeinde Unstruttal, Herrenstraße 43, 99974 Unstruttal, OT Ammern einzureichen. 
Eingereichte Wahlvorschläge können nur bis zum 11. April 2014 bis 18.00 Uhr durch 
gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftragten des Wahlvorschlages und der Mehrheit 
der übrigen Unterzeichner des Wahlvorschlages zurückgenommen werden. Die Erklärung von 
Listenverbindungen muss bis zum 11. April 2014 bis 18.00 Uhr ebenfalls gegenüber der 
Wahlleiterin der Gemeinde erfolgen. 

6. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag eingereicht, so findet Mehrheitswahl 
statt, d. h. die Wahl wird ohne Bindung an etwaige vorgeschlagene Bewerber und ohne das 
Recht der Stimmenhäufung auf einen Bewerber durchgeführt. Der Wähler hat in diesem Fall 
so viele Stimmen, wie weitere Mitglieder des Ortsteilrates zu wählen sind. 

7. Die eingereichten Wahlvorschläge werden von der Wahlleiterin der Gemeinde unverzüglich 
auf Mängel überprüft und die Beauftragten aufgefordert, festgestellte Mängel zu beseitigen. 
Mängel der Wahlvorschläge müssen spätestens bis 21. April 2014 bis 18.00 Uhr behoben 
sein. Bis zum gleichen Zeitpunkt sind auch noch Änderungen der Wahlvorschläge insoweit 
zulässig, als sie infolge Wegfalls von Bewerbern durch Tod oder nachträglichen 
Wählbarkeitsverlust veranlasst sind; Personen, die in solchen Fällen aufgestellt werden sollen 
(Ersatzbewerber), sind in gleicher Weise wie Bewerber zu wählen. Am 22. April 2014 tritt der 
Wahlausschuss der Gemeinde zusammen und beschließt, ob die eingereichten 
Wahlvorschläge und Erklärungen zu Listenverbindungen den durch das ThürKWG und die 
ThürKWO gestellten Anforderungen entsprechen und als gültig zuzulassen sind. 

8. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form. 
 
 
Matthäus 
Wahlleiterin 

 
 

Bekanntmachung 
der Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen 

zu Wahl der weiteren Mitglieder des Ortteilrates 
 
1. In der Gemeinde Unstruttal, OT Reiser sind am 25. Mai 2014 die 4 weiteren Mitglieder des 

Ortsteilrates zu wählen. 
Zum Ortsteilratsmitglied sind nur Wahlberechtigte im Sinne der §§ 1 und 2 Thüringer 
Kommunalwahlgesetz (ThürKWG) wählbar. Deutsche und Personen, die die 
Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen, sind 
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wahlberechtigt, wenn sie am Tag der Wahl das 18. Lebensjahr vollendet haben, nicht vom 
Wahlrecht ausgeschlossen sind (§ 2 ThürKWG) und seit mindestens drei Monaten ihren 
Aufenthalt in der Gemeinde haben; der Aufenthalt in der Gemeinde wird vermutet, wenn die 
Person in der Gemeinde gemeldet ist. Bei mehreren Wohnungen ist die Hauptwohnung im 
Sinne des Melderechts maßgebend (§ 1 Abs. 1, § 12 ThürKWG). 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesrepublik Deutschland: 
Belgien, Bulgarien, Dänemark, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Großbritannien, 
Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, 
Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, 
Ungarn und Zypern. 
Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen einer 
vorsätzlichen Straftat in Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung befindet (§12 ThürKWG). 

1.1 Für die Wahl der weiteren Mitglieder des Ortsteilrates können Wahlvorschläge von Parteien im 
Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes oder von Wählergruppen aufgestellt werden.  
Zur Einreichung von Wahlvorschlägen wird hiermit aufgefordert. 
Jede Partei oder jede Wählergruppe kann nur einen Wahlvorschlag einreichen. Ein 
Wahlvorschlag darf höchstens 8 Bewerber enthalten. Die Bewerber sind in erkennbarer 
Reihenfolge unter Angabe ihres Nachnamens und Vornamens sowie ihres Geburtsdatums, 
ihres Berufs und ihrer Anschrift im Wahlvorschlag aufzuführen. Jeder Bewerber darf nur in 
einem Wahlvorschlag aufgestellt werden; er muss hierzu seine Zustimmung schriftlich erteilen. 
Jeder Wahlvorschlag muss den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder der 
Wählergruppe als Kennwort tragen; dem Kennwort kann eine weitere Bezeichnung 
hinzugefügt werden, wenn das zur deutlichen Unterscheidung der Wahlvorschläge erforderlich 
ist. Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die Namen sämtlicher daran beteiligter Parteien 
oder Wählergruppen tragen. Alle Wahlvorschläge müssen die Unterschriften von zehn 
Wahlberechtigten tragen, die nicht Bewerber des Wahlvorschlags sind. Jede Person darf nur 
einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt der 
Wahlausschuss die Unterzeichnung für ungültig. 
In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter zu bezeichnen. Der 
Beauftragte und sein Stellvertreter müssen wahlberechtigt sein. Fehlt eine Bezeichnung, so 
gilt der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags als Beauftragter, der zweite als sein 
Stellvertreter. Ist nur ein Beauftragter und nicht auch der Stellvertreter bezeichnet, dann ist der 
erste Unterzeichner des Wahlvorschlags der Stellvertreter. Soweit im ThürKWG nichts 
anderes bestimmt ist, sind nur der Beauftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter 
berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen. 
Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftragten. Der Beauftragte und sein Stellvertreter 
können durch schriftliche Erklärung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags 
gegenüber der Wahlleiterin abberufen und durch andere ersetzt werden. 

1.2  Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem Muster der Anlage 5 zur 
Thüringer Kommunalwahlordnung (ThürKWO) enthalten: 
a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe, 
b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift der Bewerber unter 

Angabe ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, 
c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters, 
d) die Unterschriften von zehn Wahlberechtigten unter Angabe ihres Vor- und 

Nachnamens, ihres Geburtsdatums und ihrer Anschrift. 
Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beizufügen: 
a) die Erklärungen der Bewerber nach dem Muster der Anlage 6 zur ThürKWO, dass sie 

nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvorschlag als Bewerber aufgestellt sind 
und dass sie ihrer Aufnahme in den Wahlvorschlag zustimmen, 

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 1 ThürKWG über die nach § 
15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei oder Wählergruppe durchzuführende 
Versammlung, 

c) Versicherungen an Eides statt vom Versammlungsleiter und zwei weiteren 
Teilnehmern der Versammlung nach § 15 Abs. 3 Satz 2 ThürKWG. 

2. Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellten Bewerber müssen in einer zu 
diesem Zweck einberufenen Versammlung von den wahlberechtigten Mitgliedern der Partei 
oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wählergruppe in geheimer Abstimmung gewählt 
werden. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vorschlagsberechtigt. Den 
Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihre Ziele der Versammlung in angemessener 
Zeit vorzustellen. Zur Aufstellung eines gemeinsamen Wahlvorschlags ist eine gemeinsame 



43 
 

Versammlung aller beteiligten Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Die Bewerber können 
auch durch eine Versammlung von Delegierten, die von den wahlberechtigten Mitgliedern 
einer Partei oder den wahlberechtigten Angehörigen einer Wählergruppe aus der Mitte einer 
vorgenannten Mitgliederversammlung zu diesem Zweck gewählt sind, in geheimer 
Abstimmung gewählt werden. 
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerber und die Festlegung ihrer 
Reihenfolge im Wahlvorschlag, Ort und Zeit der Versammlung, die Form der Einladung sowie 
die Zahl der Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der 
Versammlungsleiter und zwei weitere Teilnehmer der Versammlung gegenüber der 
Wahlleiterin an Eides statt zu versichern, dass die Wahl sowie die Festlegung der Reihenfolge 
in geheimer Abstimmung erfolgt ist, dass jeder wahlberechtigte Teilnehmer der 
Aufstellungsversammlung vorschlagsberechtigt war und dass den sich für die Aufstellung 
bewerbenden Personen Gelegenheit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in 
angemessener Zeit vorzustellen. Die Wahlleiterin ist zur Abnahme einer solchen Versicherung 
an Eides statt zuständig; sie gilt insoweit als zuständige Behörde im Sinne des § 156 des 
Strafgesetzbuches. 

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht aufgrund eines eigenen einzelnen 
Wahlvorschlags seit der letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im 
Kreistag des Landkreises, in dem die Gemeinde liegt, im Gemeinderat der Gemeinde 
Unstruttal oder im Ortsteilrat des OT Reiser vertreten sind, müssen neben den Unterschriften 
von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergruppe zu tragen 
hat, zusätzlich von viermal soviel Wahlberechtigten unterstützt werden wie 
Ortsteilratsmitglieder zu wählen sind (zusätzlich 16 Unterschriften). 

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger eines gemeinsamen 
Wahlvorschlags im Kreistag ,Gemeinderat oder Ortsteilrat vertreten ist, benötigt bei 
Einreichung eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags neben den Unterschriften von zehn 
Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, 
zusätzliche Unterstützungsunterschriften von viermal soviel Wahlberechtigten wie 
Ortsteilratsmitglieder zu wählen sind (zusätzlich 16 Unterschriften). Ein gemeinsamer 
Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen Unterstützungsunterschriften, wenn dessen 
Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im Ortsteilrat, Gemeinderat 
oder im Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen Wahlvorschlags ununterbrochen vertreten 
sind oder wenn einer der beteiligten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen 
Wahlvorschlag keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil der Wahlvorschlagsträger 
seit der letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des 
Landkreises, in dem die Gemeinde liegt, im Gemeinderat oder im Ortsteilrat vertreten ist. 

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine Partei oder Wählergruppe mit 
einem geänderten oder neuen Namen einen Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, dass die 
Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits 
Bewerber oder Unterzeichner des früheren Wahlvorschlags war. 

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstützungsunterschriften persönlich 
nach der Einreichung des Wahlvorschlags in eine von der Wahlleiterin bei der 
Gemeindeverwaltung Unstruttal, Herrenstraße 43 , 99974 Unstruttal, OT Ammern, Zimmer 11 
bis zum 21. April 2014, 18.00 Uhr, ausgelegten Liste unter Angabe ihres Vor- und 
Nachnamens, ihrer Anschrift und ihres Geburtsdatums einzutragen und eine eigenhändige 
Unterschrift zu leisten. Die Liste zur Leistung von Unterstützungsunterschriften wird von der 
Wahlleiterin der Gemeinde mit dem Wahlvorschlag verbunden und unverzüglich nach 
Einreichung des Wahlvorschlags während der üblichen Dienstzeiten der Gemeindeverwaltung 
Unstruttal, Herrenstraße 43, 99974 Unstruttal, OT Ammern Zimmer 11 
Montag  von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
Dienstag von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr 
Mittwoch von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
Donnerstag von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
Freitag  von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
ausgelegt. 
Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit oder einer körperlichen 
Beeinträchtigung nicht oder nur unter unzumutbaren Schwierigkeiten in der Lage sind, den 
Eintragungsraum bei der Gemeindeverwaltung aufzusuchen, erhalten auf Antrag einen 
Eintragungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall dadurch bewirkt werden, dass die 
wahlberechtigte Person auf dem Eintragungsschein ihre Unterstützung eines bestimmten 
Wahlvorschlags erklärt und eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im Eintragungsraum 
für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte Person hat auf dem Eintragungsschein an Eides 
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statt zu versichern, dass die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintragungsscheins 
vorliegen. Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlossen sind Bewerber 
von Wahlvorschlägen für dieselbe Wahl sowie Wahlberechtigte, die sich für dieselbe Wahl 
bereits in eine andere Unterstützungsliste eingetragen haben oder einen Wahlvorschlag für 
dieselbe Wahl unterzeichnet haben. Geleistete Unterschriften können nicht zurückgenommen 
werden. 

4. Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig (Listenverbindung). Sie muss spätestens 
am 11. April 2014, 18.00 Uhr, durch übereinstimmende Erklärung der Beauftragten der 
Wahlvorschläge gegenüber der Wahlleiterin der Gemeinde erfolgen. Dieser Erklärung ist die 
schriftliche Zustimmung der Mehrheit der Unterzeichner der einzelnen beteiligten 
Wahlvorschläge (§14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) beizufügen. 

5. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung der Aufforderung zur 
Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht werden. Sie müssen spätestens am 11. April 
2014 bis 18.00 Uhr eingereicht sein. Die Wahlvorschläge sind bei der Wahlleiterin der 
Gemeinde Unstruttal, Herrenstraße 43, 99974 Unstruttal, OT Ammern einzureichen. 
Eingereichte Wahlvorschläge können nur bis zum 11. April 2014 bis 18.00 Uhr durch 
gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftragten des Wahlvorschlages und der Mehrheit 
der übrigen Unterzeichner des Wahlvorschlages zurückgenommen werden. Die Erklärung von 
Listenverbindungen muss bis zum 11. April 2014 bis 18.00 Uhr ebenfalls gegenüber der 
Wahlleiterin der Gemeinde erfolgen. 

6. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag eingereicht, so findet Mehrheitswahl 
statt, d. h. die Wahl wird ohne Bindung an etwaige vorgeschlagene Bewerber und ohne das 
Recht der Stimmenhäufung auf einen Bewerber durchgeführt. Der Wähler hat in diesem Fall 
so viele Stimmen, wie weitere Mitglieder des Ortsteilrates zu wählen sind. 

7. Die eingereichten Wahlvorschläge werden von der Wahlleiterin der Gemeinde unverzüglich 
auf Mängel überprüft und die Beauftragten aufgefordert, festgestellte Mängel zu beseitigen. 
Mängel der Wahlvorschläge müssen spätestens bis 21. April 2014 bis 18.00 Uhr behoben 
sein. Bis zum gleichen Zeitpunkt sind auch noch Änderungen der Wahlvorschläge insoweit 
zulässig, als sie infolge Wegfalls von Bewerbern durch Tod oder nachträglichen 
Wählbarkeitsverlust veranlasst sind; Personen, die in solchen Fällen aufgestellt werden sollen 
(Ersatzbewerber), sind in gleicher Weise wie Bewerber zu wählen. Am 22. April 2014 tritt der 
Wahlausschuss der Gemeinde zusammen und beschließt, ob die eingereichten 
Wahlvorschläge und Erklärungen zu Listenverbindungen den durch das ThürKWG und die 
ThürKWO gestellten Anforderungen entsprechen und als gültig zuzulassen sind. 

8. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form. 
 
 
Matthäus 
Wahlleiterin 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



45 
 

 AMTLICHER   TEIL   
 

 MITTEILUNGEN
 
Bekanntmachung für alle Abgabepflichtigen    
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die Gemeinde Unstruttal hat im Februar 2014 Abgabenbescheide zugestellt. Die Festsetzung 
der Abgabe gilt bis zum Erhalt eines Änderungsbescheides. Überprüfen Sie die Richtigkeit 
und beachten Sie alle Fälligkeiten. In den kommenden Jahren werden nur noch bei 
Änderungen Bescheide an die Pflichtigen verschickt. 

 
- W i c h t i g – 
 

Die regelmäßigen Fälligkeiten für Abgaben sind für: 
  - Jahreszahler   01.07. 

- Halbjahreszahler  15.02., 15.08.  
- Vierteljahreszahler  15.02., 15.05., 15.08. 15.11. 

eines jeden Jahres, bzw. die Termine, die anders vereinbart wurden. 
 
Wichtig ist für die, die keine Erteilung einer Einzugsermächtigung und eines SEPA-
Lastschriftmandat, bzw. einen Dauerauftrag bei ihrer Sparkasse oder Bank vereinbart haben, 
die Fristen nicht zu versäumen. 
Die Gemeinde ist verpflichtet, bei Nichteinhaltung der Fristen, sofortige Zwangsmaßnahmen 
einzuleiten.  
Nach Fälligkeit einer Abgabe (Steuern, Beiträge, Gebühren, u.a.) muss die Verwaltung 
der Gemeinde sofort schriftlich mahnen.  
Eine 2. Mahnung ist nicht erforderlich. Sollte die Mahnung erfolglos sein, ist die 
sofortige Zwangsvollstreckung einzuleiten. (Dies wird in den entsprechenden Gesetzen 
geregelt). 
Sollte ein Bürger durchaus in Zahlungsschwierigkeiten geraten, bieten wir gern in unserem 
Haus Beratung an.  Jeder Bürger hat Anspruch auf diskrete Bearbeitung seines Falles. Es ist 
uns angenehmer diese Beratung durchzuführen, als Zwangsmaßnahmen einzuleiten.  
Wir möchten Sie daran erinnern, dass in den nächsten Tagen Mahnungen für rückständige 
Forderungen zugestellt werden. 
 
M. Hündorf 
Kämmerin  
 
 

 KINDERTAGESSTÄTTEN
 
Polizei im Kindergarten „Unstrutspatzen“ 
 
Zum aktuellen Projekt der Kinder kam am Dienstag, dem 04.02.2014 die Polizei, vertreten 
durch Herrn Haustein, nach Horsmar in den Kindergarten „Unstrutspatzen“. 
Dort wurde der Polizist schon von vielen kleinen Zuhörern freudig erwartet. 
Beim gemeinsamen Vormittag konnten die Kinder Fragen, Sorgen und eventuell 
beobachtetes Fehlverhalten analysieren und mit Herrn Haustein besprechen. 
Der Polizist erklärte nicht nur seine Arbeit und sein Arbeitsfeld, sondern auch seine 
Dienstbekleidung und die Aufgaben der Polizei.  



46 
 

Für die Kinder war bei der Dienstbekleidung das Ausprobieren der Handschellen einer der 
Höhepunkte. 
Ebenfalls versuchte Herr Haustein, den Kindern durch ein Präventionsgespräch die Angst 
vor der Polizei zu nehmen und ermutigte die Kinder zu ehrlichen Äußerungen ihnen 
gegenüber. 

 
 
Zum Abschluss gab es für die Kinder noch ein gemeinsames Foto sowie das Blaulicht vom 
vorbeifahrenden Auto. 
Auch ein Besuch bei der Polizeidienststelle Mühlhausen ist für den April geplant. Dort 
können sich die Kinder dann die Dienststelle genauer anschauen. 
 
Bild und Text: 
S. Kirchner 
 
 

 TERMINE
 
Termin für das Amtsblatt  
Abgabe der Artikel     24.03.2014 
Nächster Erscheinungstermin des Amtsblattes: 11.04.2014 
 
 

 OT  AMMERN
 

Einladung 
 
Liebe Bürgerinnen und Bürger vom OT Ammern, 
 
am 25. Mai 2014 findet im Rahmen der Kommunalwahlen die Wahl des Gemeinderates, des 
Ortsteilbürgermeisters und des Ortsteilrates statt. Die „Bürgerinitiative Ammern 90“ möchte 
für alle Wahlen Kandidaten aufstellen. 
Der Ortsteilbürgermeister kann sich über das Kennwort „Bürgerinitiative Ammern 90“ 
aufstellen lassen. Er kann aber auch als Einzelbewerber kandidieren. In diesem Fall sind 40 
Unterstützungsunterschriften notwendig. 
Für den Gemeinderat werden 16 Gemeinderatsmitglieder gewählt. Hier können maximal 32 
Kandidaten über das Kennwort „Bürgerinitiative Ammern 90“ aufgestellt werden. 
Für den Ortsteilrat werden 8 Ortsteilratsmitglieder gewählt, maximal 16 Kandidaten dürfen 
aufgestellt werden. Der Wahlvorschlag wird unter dem Kennwort „Bürgerinitiative Ammern 90 
- Ortsteilrat“ eingereicht, so dass die Mitglieder des Ortsteilrates keiner Partei oder 
Wählergruppe angehören müssen. 
Die Versammlung zur Aufstellung der Wahlvorschläge für den Gemeinderat, 
Ortsteilbürgermeister und Ortsteilrat findet  
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am 10.04.2014  
um 19.00 Uhr  
in der Gaststätte „Zur Guten Quelle“, Mühlhäuser Straße 7  

statt. Hierzu laden wir alle interessierten Bürgerinnen und Bürger recht herzlich ein. 
 
Bürgerinitiative Ammern 90 
 
 
Einladung der Freiwilligen Feuerwehr Ammern 
 
Die nächste Dienstversammlung der FFw  Ammern findet im Feuerwehrgerätehaus in 
Ammern  
  

am Samstag, dem 29.03.2014 um 16.30 Uhr - Jahreshauptversammlung 
                                                      um 19.30 Uhr - gemütliches Beisammensein mit Partner   
statt: 
 

Winkler 
Wehrführer   
 
Weitere Informationen unter: www.feuerwehr–ammern.de 

 
 
 
Mitteilung der Jagdgenossenschaft  Ammern 
 
Die Jagdgenossenschaft Ammern lädt alle Grundstückseigentümer der bejagbaren Flächen 
der Gemarkung Ammern zu einer nichtöffentlichen Versammlung gemäß § 9 BJG und § 11 
ThJG ein. 
Die Versammlung findet 

 
am Freitag, dem 4. April 2014 
um 19.30 Uhr 
in der Gaststätte „Zur Guten Quelle“  

statt. 
 
Tagesordnung: 
1. Begrüßung und Feststellung der Anwesenheit nach Stimmen/Flächen 
2. Bericht des Vorstandes 
3. Bericht des Kassenführers 
4. Bericht der Revisionskommission 
5. Beschluss zur Entlastung des Kassenführers 
6. Beschluss zur Entlastung des Vorstandes  
7. Beschluss zur Verwendung des Jagdpachtreinerlöses 
8. Bericht der Jagdpächter 
9. Verschiedenes 
 
Der Vorstand lädt zu einem Essen ein. 
 
Der Vorstand  
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 OT  DACHRIEDEN
 
Baumpflegearbeiten im Ortsteil Dachrieden 
 
Die notwendigen Pflegearbeiten am Baumbestand vor dem Gemeindehaus in Dachrieden 
wurden durch eine Fachfirma durchgeführt.  
 

 
 
Bäume wurden zurückgeschnitten und Totholz entfernt. Es sei hier nochmals darauf 
hingewiesen, dass die Gemeinde sich dafür einsetzt, den Baumbestand in den einzelnen 
Ortslagen zu pflegen und zu erhalten. Erhebliche finanzielle Mittel werden dafür jedes Jahr 
eingesetzt. Entgegen der Forderung mancher Bürger, die eine Fällung von Bäumen in den 
Ortslagen fordern, sei hier nochmals klargestellt, dass die Fällung eines Baumes nur in 
Frage kommt, wenn eine Krankheit festgestellt wird oder von dem Baum eine Gefahr 
ausgeht. 
 
Gött  
Bürgermeister   
 
 
Jahreshauptversammlung der Freiwilligen Feuerwehr Dachrieden 
 
Am 08.02.2014 fand die diesjährige Jahreshauptversammlung der FFw Dachrieden statt. 
Nach einer Gedenkminute für unser verstobenes Mitglied Siegmund Witzke folgten die 
Jahresberichte des Feuerwehrvorstandes, der anschließend einstimmig entlastet werden 
konnte. In einer offenen Wahl  wurden Torsten Kiesel als Wehrführer und Olaf Zieger als 
Stellvertreter gewählt. 
Der Landrat, Herr Harald Zanker, der Bürgermeister der Gemeinde Unstruttal, Herr Jürgen 
Gött, der Stellvertretende Kreisbrandinspektor, Herr Breitbart, der Kreisbrandmeister  Herr 
Günterodt, der Ortsbrandmeister, Herr Detlef Nonn und der Ortsteilbürgermeister Herr 
Holger Petri  nahmen anschließend die Auszeichnungen verdienstvoller Kameraden vor. 
Harald Banko und Andreas Nonn konnten zum Oberlöschmeister und Günter Gitschat zum 
Feuerwehrmann-Anwärter befördert werden.  Tino Fischer erhielt die „Bronzene 
Brandschutzmedaille“ für 10 Jahre Feuerwehrdienst. Wolfram Lier wurde für 40 Jahre mit 
dem „Goldenen Brandschutzehrenzeichen am Bande“ und Walter Dormann für 50 Jahre mit 
dem „Großen Brandschutzehrenzeichen am Bande“ geehrt. 
In  der folgenden Gesprächsrunde  ging es hauptsächlich um das fehlende 
Transportfahrzeug, für das eine Lösung gefunden werden muss. Anschließend  dankten die 
Gäste allen Mitgliedern der Feuerwehr für ihre geleistete Arbeit und wünschten eine weitere 
gute Zusammenarbeit. 
Ein großes Dankeschön geht an unsere Kameradinnen Heidrun Weinreich und Ilona Mehler, 
die sich sehr gut um das leibliche Wohl  aller Teilnehmer gekümmert haben. 
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Der Vorstand 
 
 
Vom langen Winter blieben wir bisher verschont 
 
Ein kurzes Gastspiel gab uns der Winter am Samstag, dem 25. Januar in der Nacht mit viel 
Schnee. 
So war es schön mit anzusehen, wie viele Einwohner von Dachrieden am Sonntagmorgen 
bei einer wunderschönen Luft auf der Straße waren, um ihre Fußwege zu räumen. 
Nur ein nicht ständig in Dachrieden wohnender Grundstückseigentümer kam dieser 
Räumpflicht nicht nach. Gerade an dieser Engstelle der Hauptstraße sollte der Fußweg 
geräumt werden, damit vor allem die Schulkinder und auch die Einwohner nicht auf die 
Straße ausweichen müssen.  
 

 
 

Ob das wohl schon alles vom Winter war?  Nur für unsere Kinder wäre es schade, denn die 
warten noch auf den Schnee. 
 
In diesem Jahr finden nach 5 Jahren die Wahlen im Unstruttal/Dachrieden für den Ortsteilrat, 
den Ortsteilbürgermeister und den Gemeinderat statt. So bitte ich,  dass viele Bürger und 
Bürgerinnen für diese Aufgaben ihre Bereitschaft zur Mitarbeit erklären. Zu einer 
Versammlung zur Aufstellung der Wahlvorschläge in Dachrieden kommt eine gesonderte 
Einladung, wenn der Termin bekannt ist. Nur wer in den einzelnen Gremien und auch in den 
Vereinen mitarbeitet weiß, wie eng der finanzielle Rahmen in den einzelnen Ortsteilen ist und 
was man vielleicht damit bewegen könnte. 
 
Zum 5jährigen im März gratuliere ich unseren Hackman Dancers. Weiterhin viel Spaß beim 
Tanzen und immer die passenden Einfälle für die tollen kulturellen Einlagen. 
Was wäre unser Ort ohne Euch. Danke. 
 
Holger Petri 
Ortsteilbürgermeister 
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 OT  EIGENRODE
 

Einladung 
 
Liebe Bürgerinnen und Bürger vom OT Eigenrode, 
 
am 25. Mai 2014 finden im Rahmen der Kommunalwahlen die Wahl des 
Ortsteilbürgermeisters und des Ortsteilrates statt. 
Der Ortsteilbürgermeister kann sich über das Kennwort „Ortsteilrat Eigenrode“ aufstellen 
lassen ohne einer Partei oder Wählergruppe anzugehören. Er kann aber auch als 
Einzelbewerber kandidieren. In diesem Fall sind 20 Unterstützungsunterschriften notwendig. 
Für den Ortsteilrat werden 4 Ortsteilratsmitglieder gewählt, maximal 8 Kandidaten dürfen 
aufgestellt werden. Der Wahlvorschlag wird unter dem Kennwort „Ortsteilrat Eigenrode“ 
eingereicht, so dass die Mitglieder des Ortsteilrates keiner Partei oder Wählergruppe 
angehören müssen. 
Die Versammlung zur Aufstellung der Wahlvorschläge für den Ortsteilbürgermeister und den 
Ortsteilrat findet  

am 20.03.2014  
um 19.30 Uhr  
in der Gaststätte „Zur Erholung“, Mühlhäuser Straße 11  

statt. Hierzu lade ich alle interessierten Bürgerinnen und Bürger recht herzlich ein. 
 
Walter 
Ortsteilbürgermeister 
 

An Tagen wie diesen wünscht man sich Unendlichkeit  …. 
 
Helau, auch an alle, die nicht waren am 15.02.2014 auf dem Saal, endlich, endlich war in 
Eigenrode wieder Karneval. 
Und wie man im nach hinein, (auch aus der Tageszeitung) erfahren konnte, war es eine 
super gelungene Veranstaltung.  
Deshalb hoffen wir im nächsten Jahr auf noch mehr Zuschauer und würden uns auch sehr 
über Gäste aus den Nachbarorten freuen, denn die Eigenröder sind doch auch überall zu 
sehen, wo etwas los ist. 
Gerne könnt Ihr Euch auch schon den Termin vormerken. 
Fasching wird wahrscheinlich im nächsten Jahr am 31. Januar 2015 stattfinden. 
Sehr gefreut hat uns auch, dass so viele Zuschauer das Faschingsfieber gepackt hatte, was 
man daran erkennen konnte, dass fast alle Gäste ein Kostüm anhatten.  
Doch nun ein paar Worte zum Faschingswochenende am 15. und 16. Februar 2014. 
Pünktlich, nicht wie es sonst oft in unserem kleinen Ort der Fall ist, marschierten um 20.11 
Uhr alle Mitwirkenden mit einem Lächeln im Gesicht, Konfetti in der Hand und ein wenig 
Lampenfieber mit Narrhalla-Marsch auf den Saal ein.  
Nach der Begrüßung gab es erst einmal zum Aufwärmen für alle eine Schunkelrunde von 
unserer Kapelle „Hainichfeuer“, welche uns auch während des Programms begleitete und 
anschließend noch für super Stimmung sorgte. 
Dann ging es los mit der ersten Büttenrede. Moritz Vogt berichtete aus seinem Leben und 
dem davor. Er hat seine Feuertaufe ohne merkliche Aufregung bestanden. 
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Ihm schloss sich auch gleich die erste Tanzgruppe an. 10 tolle Frauenbeine waren auf der 
Tanzfläche bei einem Piratentanz zu bestaunen. Auch der nächste Programmpunkt, hatte es 
in sich. Das waren Christian Frey und Alexander Vogt, welche Live zusammen mit Ronny 
Kollascheck über das Thema „Sack rasieren“ sangen. Da Sie jedoch kein anderes Lied 
einstudiert hatten, mussten Sie als Zugabe ihr gelerntes Lied noch einmal singen. 
Nun folgte Andreas Frey als Büttenredner, der Polizeibeamte. Was natürlich wieder ein 
großer Renner war, aber das kennen wir ja von Andreas nicht anders. Auch nicht ohne 
Zugabe kam die Gruppe „Sockenschuss“ von der Bühne.  
Das war mal ein Ballett der anderen Art. Viele Zuschauer konnten diesen Auftritt am Anfang 
nicht deuten, doch nach längerem Hinsehen klärte sich das Ganze dann auf. 
 

 
 
Der letzte Programmpunkt, war das Männerballett in schwarz-weiß mit einer optischen 
Täuschung. Hier wurde wegen der Kostüme, Maske und natürlich der Schrittfolge sehr viel 
Zeit in die Vorbereitung investiert. Danke auch an dieser Stelle an alle, die hinter den 
Kulissen und bei den Vorbereitungen zu dieser gelungenen Veranstaltung geholfen haben. 
Durch das Programm führte ich, Bianca Vogt, was mir trotz der vielen Vorbereitungszeit und 
der Aufregung riesigen Spaß machte.  
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Nach einer kurzen Nacht, gingen die Faschingsfeierlichkeiten am Sonntag um 15.11 Uhr 
pünktlich weiter mit dem Kinderkarneval. 
Diese Veranstaltung war, wie auch schon in den Jahren zuvor, wieder sehr gut besucht. 
Was wohl auch nicht zuletzt auf das immer wieder tolle Unterhaltungsangebot  
zurückzuführen ist. Eine Tanzgruppe, bestehend aus 13 Kindern, führte den Schlumpfentanz 
auf.  Natürlich waren auch alle blau angemalt, so sehen Schlüpfe nun mal aus. Außerdem 
wieder mit im Programm dabei war Moritz als Lurch in der Bütt. Zu diesem lustigen 
Nachmittag gehörten auch viele Spiele, wie zum Beispiel Stuhlwalzer und 
Mohrenkopfwettessen. Alles in allem war auch der eine gelungene Nachmittag mit viel Spaß 
und Musik von Ronny Kollascheck.  
 
Bilder: B. Vogt 
Die Funkenmariechen Janina und Bianca und der Prinz Andreas 
 

 
Die Jahreshauptversammlung des Volkschores „Harmonie“ Eigenrode e.V. über das 
Geschäftsjahr 2013  
 

 
 
Die Jahreshauptversammlung des Volkschores „Harmonie“ Eigenrode e.V. fand am 
Sonntag, dem 09. Februar 2014 im Vereinsraum in der Gaststätte „Zur Erholung“ statt.  
Nach einer gemeinsamen Kaffeetafel eröffnete die Vorsitzende B. Kleidt die Versammlung 
und begrüßte die anwesenden Chormitglieder und als Gast den Vorsitzenden des 
Feuerwehrvereins Herrn S. Blache. 
Als Ergänzung zur vorliegenden Tagesordnung wurde als Pkt. 3.1 die Neuwahl des 
Vorstandes neu aufgenommen. Die Chormitglieder stimmten dieser Erweiterung einstimmig 
zu. Die Berichte des Vorstandes waren auf einen Rückblick des Vereinslebens im 
vergangenen Jahr und auf geplante Vereinsveranstaltungen für 2014 aufgebaut. Große 
Aufmerksamkeit aller Vereinsmitglieder gilt der Verbesserung der Personalsituation und der 
Altersstruktur in den einzelnen Stimmen. Auch die Zusammenarbeit mit den örtlichen 
Vereinen ist und bleibt ein Schwerpunkt unserer Vereinsaufgaben. Ohne Zweifel stand unser 
150jähriges Chorjubiläum im Mittelpunkt des vergangenen Jahres. Für den reibungslosen 
und niveauvollen Verlauf des Jubiläums bedankte sich die Vorsitzende bei allen 
Vereinsmitgliedern, fleißigen Helfern, Sponsoren und den geladenen Gästen ganz 
besonders.  
Im Bericht des Schriftführers wurden die einzelnen Höhepunkte aus 2013 noch einmal 
besonders aufgeführt und einzelne Anregungen zu eventuellen Veränderungen oder 
Verbesserungen gegeben. Beginnend mit dem Neujahrssingen vor der Kirche und dem 
Maifeuer hinter dem Sportplatz war die Zeit für unser 150. Chorjubiläum am 08. und 09. Juni 
gekommen. Eine alte Weisheit besagt, wenn ein Chor oder ein Verein 150 Jahre alt wird, 
dann hat er schon viel erlebt. Dies war für uns auch ein Anlass, etwas genauer in die 
Geschichte des Vereins zurückzublicken und wir kamen übereinstimmend zu der 
Überzeugung, als der Chor 1863 begründet wurde, waren die Freizeitgewohnheiten komplett 
anders als heute. Aber nach wie vor liegt der tiefere Sinn unserer Chorarbeit in dem 
Bewusstsein - Freude zu haben und Freude zu geben.  
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Den Kommersabend an 08. Juni gestalteten wir gemeinsam mit den Gastchören aus 
Dachrieden, Horsmar und Lengefeld. Am Freundschaftssingen am Sonntag, dem 09. Juni 
nahmen die Chöre aus Mornshausen (Partnerchor aus Hessen), Dachrieden, Felchta, 
Hüpstedt und Niederdorla teil. Der Volkschor „Harmonie" trat gemeinsam mit den 
Sängerinnen und Sängern der Singe-Gemeinschaft Eigenrieden auf und präsentierte sich 
wie die genannten Chöre dem aufmerksamen Publikum. Für einen gelungenen Abschluss 
dieses geselligen Nachmittags sorgten die Dünwald-Kosaken aus Hüpstedt mit einem 
stimmungsvollen Vortrag. Zum Sommerfest am 06. Juli in Dachrieden blieb uns auf Grund 
mehrerer Ausfälle leider nur die Zuschauerrolle. Mit der Teilnahme am örtlichen Brunnenfest, 
der Gestaltung des Wandertages zusammen mit der Feuerwehr, dem Adventssingens in der 
Gaststätte und dem Singen am Heiligen Abend in der Kirche ging das Geschäftsjahr 2013 für 
die aktiven Mitglieder zu Ende.  
Auch der Kassierer A. Frey konnte in seinem Rechenschaftsbericht eine positive Bilanz  
über die finanzielle Situation des Vereins ziehen, trotz einiger weniger zufriedenstellender 
Veranstaltungen, von einem erfolgreichen Geschäftsjahr sprechen kann. Bei der 
Rechnungsprüfung wurde dem Kassierer eine ordentliche und übersichtliche Kassenführung 
bescheinigt. Es gab keine Unregelmäßigkeiten oder Verfehlungen. Den Mitgliedern wurde 
die Empfehlung gegeben, den Vorstand für das Geschäftsjahr 2013 zu entlasten. Die 
Mitglieder stimmten einstimmig dieser Empfehlung zu und brachten somit das Vertrauen für 
die bisherige Vereinsführung zum Ausdruck. Dieser Vertrauensbeweis war auch Anlass, den 
bisherigen Vorstand für eine Neuwahl vorzuschlagen. Die Neuwahl erfolgte einstimmig.  
Die vorliegende Vereinsplanung für 2014 wird noch einmal aktualisiert und den Mitgliedern 
zur nächsten Übungsstunde ausgehändigt.  
Ein besonderes Dankeschön widmete die Vorsitzende unserem Dirigenten Herrn G. 
Umminger aus Mühlhausen. Er versteht es immer wieder mit seiner Sachkenntnis jeden 
einzelnen zu motivieren und somit allen die Freude am Singen zu vermitteln.  
Ehrungen: Für 35 Jahre Mitgliedschaft wurde G. Walz und  

 für 25 Jahre Mitgliedschaft wurde I. Aurin geehrt.  
R. Acke erhielt für eine langjährige und lückenlose Führung der Vereinschronik ein 
Blumengebinde.  
Im Schlusswort bedankte sich die Vorsitzende bei allen Vereinsmitgliedern für die aktive 
Zusammenarbeit.  
 
Schwerpunkte der künftigen Chorarbeit sind:  

 Werbung neuer aktiver Mitglieder  
 Einübung von neuem Liedgut  
 Zusammenarbeit mit den örtlichen Vereinen  

 
Bild und Text: 
Walter  
Schriftführer  
 
Jahreshauptversammlung des Sportvereins "Frohsinn" e.V. Eigenrode 
 
Am 01.02.2014 fand die Jahreshauptversammlung des Sportvereins „Frohsinn“ e.V. 
Eigenrode statt.  
Um 18.00 Uhr fanden sich die Mitglieder in der Gaststätte Walz ein. Der Begrüßung durch 
den Vorsitzenden folgten der Tätigkeitsbericht, der Finanzbericht und der Revisionsbericht. 
Der Vorstand wurde durch die anwesenden Mitglieder entlastet. 
Als nächstes wurde die Mitgliederliste aktualisiert (Stand 01.02.2014, 41 Mitglieder). 
Ein weiterer Tagesordnungspunkt war die Festlegung der Vorhaben für 2014.  
Ein Sportfest soll im Sommer stattfinden. Eine Radtour mit möglichst vielen Mitgliedern „Jung 
und Alt“ ist geplant. 
Des Weiteren müssen am  Sporthäuschen  sowie an der Grillhütte Reparaturarbeiten 
durchgeführt werden. Diese sollen in Eigenleistung (Arbeit) von den Mitgliedern erledigt 
werden. Um die Bereitstellung von Materialien werden wir die Gemeinde Unstruttal bitten. 
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Im letzten Jahr mussten wir uns von den Gebäuden Kegelbahn und Mehrzweckraum in der 
Mühlhäuser Straße trennen. Da  die Unterhaltungskosten (Strom) der Gebäude die 
finanziellen Möglichkeiten des Vereins übersteigen, beschloss der Vorstand einen generellen 
Rückzug aus den o.g. Objekten.  
 
A. Obermann 
Vorsitzender    
 
 

 OT  HORSMAR
 
Einladung 
 
zur Aufstellung der Wahlvorschläge für den Ortsteilrat und den 
Ortsteilbürgermeister in Horsmar 
 
Am 25.05.2014 findet die Wahl des Ortsteilrates und des Ortsteilbürgermeisters im Rahmen 
der Kommunalwahl statt. Für unseren Ortsteil werden 6 Ortsteilratsmitglieder gewählt.  Der 
Wahlvorschlag darf maximal 12 Bewerber enthalten, die keiner Partei oder Wählergruppe 
angehören müssen und soll unter dem Kennwort „Ortsteilrat Horsmar“ eingereicht werden. 
Alle interessierten Bürgerinnen und Bürger lade ich herzlich zur Aufstellung der 
Wahlvorschläge 
  
 am: Donnerstag, dem 13.03.2014  

um: 19.30 Uhr  
 Ort: „Insel“ Am Schenkufer 4 
 
ein. 
 
Jürgen Gött 
Ortsteilbürgermeister 
 

Einladung 
 
Die Jagdgenossenschaft Horsmar lädt alle Grundstückseigentümer der bejagbaren Flächen 
der Gemarkung Horsmar zu einer nichtöffentlichen Versammlung gemäß § 9 BJG und § 11 
ThJG ein. 
 
Die Versammlung findet am Sonntag, dem 06.04.2014 um 14.00 Uhr in der 
Gemeindeschänke Horsmar statt. 
 
Tagesordnung: 
 

1. Begrüßung durch den Jagdvorsteher B. Fleischhauer 
2. Verlesen des Protokolls der letzten Jahreshauptversammlung 
3. Bekanntgabe der anwesenden Jagdgenossen nach Stimmen/Flächen 
4. Bericht des Kassierers 

 4.1.     Bericht der Revisionskommission 
5. Beschluss zur Entlastung des Kassierers 
6. Beschluss über Verwendung Reinertrag 
7. Bericht des Jagdvorstehers 
8. Beschluss zur Entlastung des Jagdvorstandes 
9. Diskussion 
10. Schlusswort des Jagdvorstehers 
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Im eigenen Interesse ist Ihre Anwesenheit dringend erforderlich. Wir bitten um pünktliches 
Erscheinen. 
 
Um das Jagdkataster aktualisieren zu können, bitten wir die Mitglieder um Vorlage möglichst 
aktueller Grundbuchauszüge. 
 
Einlass ist bereits ab 13.00 Uhr um den Nachweis der Stimmen und Flächen zu sichern. 
        
B. Fleischhauer      
Jagdvorsteher 
 
  
Resümee des Ortsteilbürgermeisters und des Ortsteilrates zum Jahr 2013 
 
Die FFw Horsmar hat die Wehrleitung neu aufgestellt und die  Nachwuchsarbeit kann sich 
sehen lassen. 
Der Kinderfasching im Februar 2013, Angerfest, die Seniorenweihnachtsfeier am ersten 
Advent sowie der allseits beliebte Weihnachtsmarkt … waren sehr gut besucht. Diese 
Veranstaltungen werden von Klein und Groß hervorragend angenommen. 
 
Maßnahmen, die im Jahr 2013 geschaffen wurden; 

- Der Spielplatz am Sportplatz und der Spielplatz am Klausufer  wurden mit neuen 
Spielgeräten ausgestattet. Diese wurden von unseren Kleinen liebend gern  gleich 
ausprobiert. 

- Am Sportplatz wurde die vorhandene Treppe durch einen behindertengerechter 
Zugang zur Terrasse geschaffen.  

- Die  Dachrinne an der Gaststätte, Beberstedter Str. 1 ist repariert worden. 
- Die Angertreppe hat neue Stufen bekommen. 
- An den Ortseingängen von der B 247 und von Dachrieden kommend, sind 

Begrüßungsschilder aufgestellt worden. 
- In Beyrode wurde die Bushaltestelle mit Platten befestigt. Die Blechkonstruktion 

wurde entfernt.  
- Die Wohnung in der Beberstedter Str. 1 erhielt einen separaten Heizungseinbau. 
- In der Kita „Unstrutspatzen“ wurde eine neue Küche eingebaut und Fußbodenbelag 

in 2 Räumen im OG verlegt. 
 
Baumaßnahmen für 2014 

- Im Flur der Gaststätte werden Malerarbeiten durch die Gemeindearbeiter ausgeführt. 
Der Treppenaufgang bekommt einen neuen Treppenbelag. 
Die ehemalige Schule, das heutige Heimatmuseum von Horsmar soll gesichert 
werden. Im Zuge des Abrisses des Mittelbaus (ehemals Hort) wird der Vorplatz neu 
gestaltet. Das Hauptgebäude soll über Jahre saniert werden. 

 
Probleme 

- Mehrere Grundstücke sind stark verwildert. Hier sind die Eigentümer in der Pflicht. 
Das Ordnungsamt wird in den kommenden Wochen Maßnahmen ergreifen. 

 
Einwohnerentwicklung 

- 570 Einwohner 
 

Kommunalwahl – OT Bürgermeister und  OT Rat   
Zum größten Teil sind unsere Ortsteilratsmitglieder mehr als 10 Jahre im Amt. Es 
gebührt ihnen eine große Anerkennung und Dank für die geleistete Arbeit für unseren 
Ort.  
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Dankesworte erfolgen nochmals durch den Ortsteilbürgermeister J. Gött an alle 
Ortsteilräte. Er gab bekannt, dass er nicht wieder für die nächsten 5 Jahre als 
Ortsteilbürgermeister zur Verfügung steht. 
 

Was feiern wir in den nächsten Wochen 2014 in Horsmar? 
 

  15. März  Sängerball und Fest der Waldinteressenten 
  29. Mai  Himmelfahrtsgottesdienst auf der 

Pfarrwiese  mit anschließendem Picknick   
  09. Juni  Hoppbergsingen mit dem Männergesangverein 

Liederkranz 
        Juni  Sportfest am Sportplatz für Klein und Groß 

 
Die Veranstaltungen sind öffentlich. Die Veranstalter laden die Einwohner von Horsmar und 
ihre Gäste recht herzlich ein. 
 
Marita Hündorf 
Im Namen des Ortsteilrates 
und des Ortsteilbürgermeisters Jürgen Gött  
 
 

 OT  KAISERSHAGEN
 

E I N L A D U N G 
 
zur Aufstellung der Wahlvorschläge für den Ortsteilrat und 
Ortsteilbürgermeister 
 
Liebe Einwohner von Kaisershagen, 
 
in diesem Jahr findet die Wahl des Ortsteilrates und des Ortsteilbürgermeisters am 
25.05.2014 im Rahmen der Kommunalwahl statt. Für unseren Ortsteil werden 4 
Ortsteilratsmitglieder gewählt, 8 Kandidaten dürfen maximal aufgestellt werden. Der 
Wahlvorschlag soll unter dem Kennwort  „Ortsteilrat Kaisershagen“ eingereicht werden. Das 
bedeutet, dass die Mitglieder des Ortsteilrates und des Ortsteilbürgermeisters keiner Partei 
oder vorhandenen Wählergruppen angehören müssen. 
Zur Aufstellung der  Wahlvorschläge für den Ortsteilrat und den Ortsteilbürgermeister  lade 
ich alle interessierten Bürgerinnen und Bürger recht herzlich 
 
   am:  Dienstag, dem 18.03.2014 
   um:  19.30 Uhr 
   Ort:  Schulungsraum der Feuerwehr, Zur Vorstadt 82 ein. 
 
Heidrun Pinternagel 
Ortsteilbürgermeisterin   
 
 
Einladung zur Jahreshauptversammlung 
 
Zu unserer Jahreshauptversammlung möchten wir alle Kameradinnen und Kameraden der 
Freiwilligen Feuerwehr Kaisershagen 
 
  am Samstag, dem  22.03.2014   

um 19.00 Uhr 



57 
 

in das Feuerwehrgerätehaus 
 

recht herzlich einladen.  
 
Tagesordnung:                         

- 19.00 Uhr Begrüßung 
- Totengedenken 
- Bericht des Vereinsvorsitzenden 
- Bericht der Einsatzabteilung 
- Bericht der Jugendfeuerwehr 
- Kassenbericht 
- Bericht der Kassenprüfer 
- Neuwahl der Kassenprüfer 
- Beförderungen und Auszeichnungen  
- die Gäste haben das Wort 
- Diskussion 
- gemütliches Beisammensein 

 
Der Vorstand   
                          
Sanierungsarbeiten am Jugendclub Kaisershagen 
 
Am 13.01.2014 fand im Jugendclub Kaisershagen eine Beratung statt. Die 
Ortsbürgermeisterin des Ortsteiles Kaisershagen, der Ortsteilrat Kaisershagen, Vertreter des 
Jugendclubs Kaisershagen sowie der Bürgermeister der Gemeinde  Unstruttal diskutierten 
über anstehende Sanierungsarbeiten an dem Gebäude. Man konnte sich davon überzeugen, 
dass der Jugendclub von den Jugendlichen verantwortlich geführt  und auch zahlreich 
genutzt wird. Vor diesem Hintergrund versprach der Bürgermeister der Gemeinde Unstruttal 
einen Großteil der anfallenden Arbeiten durch den Bauhof der Gemeinde Unstruttal 
ausführen zu lassen. So wurde unter anderem der Sanitärbereich neu gefliest und gemalert 
und im Thekenbereich wurden ein neuer Boiler und eine neue Mischbatterie montiert. Im 
Aufenthaltsbereich wurden teilweise Außenwände neu verkleidet und die gesamte Elektrik 
überprüft und repariert. Für die zukünftige Heizmöglichkeit der Räume muss noch im Laufe 
des Jahres  nach einer abschließenden Lösung gesucht werden. Zurzeit werden die Räume 
mit Heizöl beheizt. Dieses Heizsystem verursacht hohe Nebenkosten. An dieser Stelle sei 
der Firma Ofenbau Matthäus gedankt. Herr Matthäus stellte bis auf weiteres einen Ölofen 
zur Verfügung. 
 

    
 

Am 19.02.2014 waren seitens der Gemeinde die Arbeiten abgeschlossen und die 
Räumlichkeiten konnten an die Jugendlichen übergeben werden. Die Jugendlichen erklärten 
sich bereit, die Malerarbeiten im Aufenthaltsraum selbst vorzunehmen. Die Farbe wird von 
der Gemeinde zur Verfügung gestellt.  
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Gött  
Bürgermeister   
 
Veranstaltungen 2014 im OT Kaisershagen 
 
- Kinderfest     01.06.2014 
- Pfingstgottesdienst mit   07.06.2014 
  anschließendem Gemeindefest  
- Sommernachtsball    Termin wird noch bekannt gegeben 
- Gottesdienst zum Erntedankfest  04.10.2014 
   mit anschließendem Gemeindefest  
- Kirmes     vom 17.10. – 20.10.2014 
- Festgottesdienst zur Kirmes  18.10.2014 
- Weihnachtsmarkt    07.12.2014 
- Seniorenweihnachtsfeier   13.12.2014 
         
 

 OT  REISER
 
 

Einladung 
 

Liebe Bürgerinnen und Bürger vom OT Reiser, 
 
am 25. Mai 2014 findet im Rahmen der Kommunalwahlen die Wahl des 
Ortsteilbürgermeisters und des Ortsteilrates statt. 
Der Ortsteilbürgermeister kann sich über das Kennwort „Ortsteilrat Reiser“ aufstellen lassen 
ohne einer Partei oder Wählergruppe anzugehören. Er kann aber auch als Einzelbewerber 
kandidieren. In diesem Fall sind 20 Unterstützungsunterschriften notwendig. 
Für den Ortsteilrat werden 4 Ortsteilratsmitglieder gewählt, maximal 8 Kandidaten dürfen 
aufgestellt werden. Der Wahlvorschlag wird unter dem Kennwort „Ortsteilrat Reiser“ 
eingereicht, so dass die Mitglieder des Ortsteilrates keiner Partei oder Wählergruppe 
angehören müssen. 
Die Versammlung zur Aufstellung der Wahlvorschläge für den Ortsteilbürgermeister und den 
Ortsteilrat findet  

am 20.03.2014  
um 19.30 Uhr  
im Feuerwehrgerätehaus, Schröteroder Weg 2  

statt. Hierzu lade ich alle interessierten Bürgerinnen und Bürgerrecht recht herzlich ein. 
 
Papendick 
Ortsteilbürgermeister 
 
 
 
Jahreshauptversammlung der Freiwilligen Feuerwehr Reiser 
 

Am Freitag, d. 21.02.2014 fand unsere Jahreshauptversammlung im Schulungsraum 
unseres Gerätehauses statt. Um 19.00 Uhr eröffnete unser Vereinsvorsitzender, Ralf Rang, 
unsere Versammlung. 
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Unser Verein zählt gegenwärtig 54 Mitglieder. Der Einsatzabteilung gehören 25 Männer und 
2 Frauen an, davon sind 11 Kameraden Atemschutzgeräteträger. Zur Alters und 
Ehrenabteilung gehören 10 Kameraden, 7 Kameraden arbeiten nur im Feuerwehrverein mit. 
In der Jugendfeuerwehr werden 10 Kinder zu angehenden Feuerwehrleuten ausgebildet.  
Im vergangenen Jahr mussten unsere Kameraden zu 9 Einsätzen ausrücken. Zu 4 
Kleinbränden, 1 Großbrand, 1 Hilfeleistung sowie 2 Sturmschäden wurden wir gerufen. In 
unserer Wehr wird unsere Ausbildung regelmäßig durchgeführt. Atemschutzausbildung, Rot-
Kreuz-Ausbildung und die Feuerwehrtechnische Ausbildung stehen monatlich auf unserem 
Schulungsplan. Die Schulungen finden immer dienstags statt. Jeden Donnerstag treffen sich 
unsere Kameradinnen und Kameraden zu sportlichen Betätigungen im Gerätehaus. Je nach 
Jahreszeit wird Tischtennis gespielt, Fahrrad gefahren oder es geht zum Schwimmen in die 
Thüringentherme. Das fördert nicht nur die Fitness, sondern festigt auch die Kameradschaft.  
Im vergangenen Jahr bekamen unser Jugendraum sowie die Fahrzeughalle einen neuen 
Anstrich. Die Arbeiten wurden durch unsere Kameraden und auch von freiwilligen Helfern 
aus unserem Ort, bei denen wir uns nochmals herzlichst bedanken möchten, durchgeführt.  
 

 
 

Aus Altersgründen sonderten wir ein altes Löschfahrzeug aus, welches durch einen 
Mannschaftstransportwagen ersetzt wurde. Die Anschaffungskosten wurden von der 
Gemeinde übernommen. Der Um- und Ausbau wurde durch den Verein finanziert und 
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ausgeführt. Dafür gilt auch unser aller Dank an diejenigen, die diese Arbeiten durchführten. 
Im Juni, anlässlich des Tages der Vereine, wurde dieses Fahrzeug feierlich durch unseren 
Bürgermeister, Herrn Gött, an unsere Kameraden übergeben, Des Weiteren wurden durch 
die Gemeinde im vergangenen Jahr neue Feuerwehrschutzhelme für unsere 
Atemschutzgeräteträger angeschafft, denn die alten Helme entsprachen nicht mehr den 
nötigen DIN-Bestimmungen im Brandschutz.  
In diesem Jahr möchten die Kameradinnen und Kameraden der Freiwilligen Feuerwehr 
Reiser ein Kinder- und Jugendzeltlager mit allen Kindern aus unserem Ort durchführen. Die 
Idee kam von unserem Kameraden, Marco Fongern. Zusammen mit unseren Kameradinnen 
und Kameraden und der Unterstützung vom Brauhaus zum Löwen wurde ein Oktoberfest 
veranstaltet. Der Erlös ging an die Jugendfeuerwehr, die dieses Geld zu diesem Kinder- und 
Jugendzeltlager verwenden sollen. Mit dieser Veranstaltung möchten wir Kinder und 
Jugendliche für die Feuerwehrarbeit begeistern. Wir möchten aber nicht nur die Kinder 
sondern auch die Erwachsenen ansprechen. Wir sind für jeden Kameraden dankbar.  
Folgende Auszeichnungen wurden vorgenommen: 
Für 25-jährige Dienstzugehörigkeit wurden  

Matthias Wenkel, Mario Wenkel, Rene Günther sowie Mark Przybilla  
vom Landrat, Harald Zanker und vom Kreisbrandinspekor, Lutz Rösener,  ausgezeichnet. 
Folgende Beförderungen wurden vorgenommen: 
Alexander Nonn, Stefan Nonn und Christoph Schöbitz wurden zum Hauptfeuerwehrmann 
sowie der Kamerad Detlef Nonn wurde zum Hauptbrandmeister befördert. 
In diesem Jahr mussten unsere Kameraden wieder eine neue Wehrleitung wählen. 
Die Wehrleitung setzt sich wie folgt zusammen: 
Vereinsvorsitzender:   Marco Fongern 
Stellvertreter:    Eberhardt Scharf 
Wehrleiter:    Detlef Nonn 
1. Stellvertreter:   Gerd Nonn 
2. Stellvertreter:   Matthias Wenkel 
Jugendwart:    Jens Wenkel 
Stellvertreter:   Ingo Rang 
Gerätewart:    Ralf Schöbitz 
Kassenwart:    Mario Wenkel 
Schriftführer und Chronist:  Ralf Rang 
Ralf Rang wohnt nicht mehr in Reiser und steht daher aus beruflichen und privaten Gründen 
als Vereinsvorsitzender nicht mehr zur Verfügung. Marco Fongern trat an seine Stelle. Ralf 
möchte weiter Mitglied in der Feuerwehr bleiben und unsere Chronik weiter führen aber auch 
Marco in seiner Tätigkeit unterstützen. Wir möchten uns bei Ralf Rang für seine geleistete 
Arbeit als Vereinsvorsitzender in unserer Wehr herzlichst bedanken und wünschen auch 
seinem Nachfolger, Marco Fongern alles Gute in seiner neuen Tätigkeit als 
Vereinsvorsitzender.  
Danke möchte ich auch sagen an unseren Bürgermeister, Herrn Jürgen Gött sowie an 
unseren Ortsbürgermeister, Herrn Jörg Papendick sowie an unsere Sachbearbeiter für 
Brandschutz, Rosina Gött und Michael Hartung, welche alle Anstrengungen unternehmen, 
um uns in der Arbeit der Feuerwehr zu unterstützen. 
 
Bedanken darf ich mich auch bei allen ortsansässigen Vereinen, welche uns bei unseren 
Festlichkeiten immer unterstützen. Bleibt mir nur noch unserer gesamten Wehrleitung für die 
gute Zusammenarbeit zu danken.  
Für die Zukunft wünsche ich allen Kameraden sowie allen Bürgerinnen und Bürgern 
Gesundheit, Schaffenskraft und Wohlergehen. 
 
Bilder: FFw Reiser 
Detlef Nonn 
Wehrleiter 
 
 


